
2/2004

KontrASt

Zufällig erscheinende Zeitschrift des AStA der Theodor-Lessing-Universität Hannover

In dieser Ausgabe

Schöner leben
ohne Nazis

Sportreferat

Uni-Leben
Ersies, Uni-Kino, 
Termine u.v.m.

Präsidentenwahl

Studiengebühren

und (k)ein Ende

D
oppelausgabe

 ·
 

Do

ppelausgabe·  D
oppelausgab

e·
 

Doppelausgabe

3/2004



   Vorwort und Impressum    03 1

   Redaktionelles      04 2

   Aktuelles: Präsi-Wahl     053

   Studiengebühren      09 10

   Das Semesterticket     14    13

   ERSIEs        1515

   Neues aus dem AStA   17  16

   AStA Sportreferat      19    18

   AStA Behindertenberatung    23    19

   ZSB Studienplatztausch    26

   Schöner leben ohne NAZIs    28    27

   Armes Deutschland     36   29

   Präsidentenwahl USA     39   30

   Termine     32   36     

   Protest-KontrASt: Angst    43

   Seminar-KontrASt: Kolonialismus  48

   Freizeit-KontrASt: Gemüseschlacht  50

   Uni-Kino        51

   Buchrezension      54

   Hannover verbindet     58

   Perspektiven       53

   Unterschätzte Spiele      62     

    33

inhaltsverzeichnis



Seite 3

Impressum

Chefredaktion und v.i.S.d.P.:
Sascha Pommrenke (sp)

Redaktion:
Ilseken Roscher (ir)
Viktor Funk (vf)
Sebastian Gleicher (sg)
Daniel Josten (dj)
Stefan Henkel (sh)

Layout/ Illustration:
Sascha Pommrenke

Druck: AStA-Drucke

Auflage: 1500 Stück

KontrASt ist die Zeitung der Verfass-
ten Studierendenschaft der Universität 
Hannover. Die Artikel geben die Mei-
nung des/der AutorIn wieder und ent-
sprechen nicht immer der Meinung des 
AStA-Kollektivs.

 Sie dienen auf Grundlage der verfas-
sungsmäßigen Ordnung der Förderung 
der politischen Bildung, des staatsbürger-
lichen Verantwortungsbewusstseins und 
der Bereitschaft zur Toleranz. (HRG § 41 
(1) Satz 4.)

 Manuskripte bitte digital (auf Disket-
te/CD oder per mail) an die Redaktion 
im AStA der Theodor-Lessing-Univer-
sität Hannover einreichen. Es werden 
nur Texte berücksichtigt die nament-
lich gekennzeichnet sind. Artikel unter 
Pseudonym werden nicht veröffentlicht. 
In begründeten Ausnahmen können  
AutorInnen aber ungenannt bleiben.
Die Redaktion behält sich vor, Beiträge 
zu kürzen.

Kontakt:
AStA der Theodor-Lessing-Universität 
Hannover
Welfengarten 1, 30167 Hannover
0511 - 762-5063/ 5061

e-mail: pr@asta-hannover.de

Vorwort zur zweiten Ausgabe

Hallo und herzlich willkommen zum Wintersemester 2004/ 2005.
In euren Händen haltet ihr die zweite Ausgabe der neuen Zeitung des AStA. 
Kaum haben wir die alte Zeitung reformiert, gibt es auch wieder einiges Neues in 
unserer zweiten Ausgabe zu entdecken. Wie ihr auf den ersten Blick feststellen 
konntet, haben wir ersteinmal die Drucke gewechselt. Je neuer eine Zeitung auf 
dem „Uni-Markt“, desto häufiger eben auch die Anpassungen an eben diesen. 
Die Zukunft wird zeigen, wie wir weiterhin damit ungehen werden. Gebt uns doch 
auch hierzu einfach mal eine kurze Rückmeldung. Da durch die Umstellung die 
Zeitung doch erheblich verspätet erscheint, haben wir gleich eine Doppelausga-
be erstellt, um der verzögerung Rechnung zu tragen.
Des Weiteren ist diese Ausgabe der KontrASt inhaltlich erheblich „bunter“ ge-
worden. Dies ist unter anderem auf die zahlreichen Gastartikel zurückzuführen, 
über die wir uns sehr gefreut haben, da es uns zeigt, dass wir mit der Zeitung auf 
einem guten Wege sind. Zu den Gastartikeln ist zu sagen, dass wir versuchen so 
wenig wie möglich zu kürzen und nur in Ausnahmefällen inhaltlich in den Text 
eingreifen, ansonsten bleibt es bei redaktionellen Korrekturen. Schließlich soll 
die Zeitung die Vielfalt der Studierenden an der Universität Hannover wider-
spiegeln. Deshalb bitten wir euch auch weiterhin Texte und Artikel einzusenden, 
damit die kommenden Ausgaben immer weiter verbessert werden können.
Selbstverständlich entsprechen dabei die abgedruckten Texte nicht immer der 
Meinung der Redaktion oder des AStA-Kollektivs. 
So gibt es also wieder vieles rund ums Studium in Hannover zu entdecken. 
Erwähnt sei an dieser Stelle vor allem die Vorstellung des Sportreferats des 
AStA, sowie der Behindertenberatung im AStA Service-Büro in der Haupt-
mensa. 
Themen zur politischen Bildung sollen aber auch weiterhin ein Schwerpunkt 
bleiben. So auch der Leitartikel zur NPD-Demo in Hannover, zur Wirtschafts-
lage Deutschlands und den Präsidenten-Wahlen in USA. Aber auch an der Uni 
Hannover wird ein neuer Präsident gewählt und so gibt es auch Informatives 
aus den Bereichen der Hochschulpolitik.
Wie gesagt, eine „buntere“ Ausgabe.
Wir würden uns auch diesmal wieder über eure Rückmeldungen freuen, denn 
nur an eurer Kritik können wir lernen und die Zeitung verbessern und euren In-
teressen und Ansprüchen anpassen.
Bleibt nur noch, euch ein schönes und erfolgreiches Wintersemester oder gar 
Erstsemester an der Universität Hannover zu wünschen. 

Euer Redaktionsteam

die erste seite
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Medien und Design
Zwar hatten wir in der letzten Ausgabe angekündigt, den ersten 100 Zeitungen 
die Reportage „Mitschnitt“ beizulegen. Doch haben wir uns mit den „Machern“ 
der  Dokumentation darauf geeinigt, das Ganze doch etwas anders aufzubereiten. 
Die Video-CD, die die Proteste und Aktionen der Studierenden anlässlich der 
Kürzungen im Wintersemester 2003/2004 zeigt, wird nun an einem Abend öf-
fentlich aufgeführt und im Anschluss an die Zuschauer verteilt.
Das Filmteam Kristina Harms, Miriam Bremer, Nils Beckmann und Gero Domp-
ke hat in monatelanger Arbeit eine etwa 30 minütige Dokumentation zusammen-
gestellt, die sich mit professionellen Produktionen durchaus messen kann. Der 
Film ist damals im Rahmen eines Seminarangebotes in den Sozialwissenschaften 
entstanden, hat diesen aber schon bald verlassen und wurde zu einem weitrei-
chenden und zeitaufwendigem Projekt. Da uns die Arbeit der vier „Künstler“ be-
eindruckt hat, wollen wir die Dokumentation auf diesem Wege bekannter machen. 
Wann und wo der Film letztlich aufgeführt wird, erfahrt ihr selbstverständlich 
beim AStA, oder achtet einfach auf entsprechende Asuhänge.

Ebenfalls in der letzten Ausgabe hatten wir zu einem Design-Wettbewerb aufge-
rufen. Aufgabe war es Plakate zum Thema Studiengebühren zu entwerfen, die 
dann vom AStA in den Druck gegeben werden. Trotzdem die gesamte Auflage der 
ersten KontrASt sehr schnell verteilt und vergriffen war, sind bei uns nur wenige 
Vorschläge eingegangen. Und auch diese entsprachen nicht ganz unseren Vorstel-
lungen. Teils war die Qualität der  Designs, teils die Aussage der Plakate nicht zu 
verwenden, beziehungsweise entsprachen sie zumindest nicht einem ersten Platz. 
So haben wir uns auch nach langen Diskussionen entschieden, keinen ersten Platz 
zu vergeben. Den zweiten Platz bekommt Dietmar Kunze, da seine Plakatentwür-
fe dann am originellsten waren. 
Insoweit also vielen Dank an alle Teilnehmer. Und ein nächster Wettbewerb 
kommt bestimmt. 
Hier noch eines der Designs des Zweitplatzierten.

Spot(t)
(sp) Immer noch eine der beliebtesten 
Uni-Entspannungsübungen ist das abend-
liche Filmprogramm. Sei es nun Main-
stream-Kino, das Programmkino um die 
Ecke, DVD und Video oder einfach das 
gute alte Fernsehen. 
Nun fröne ich diesem Stressabbau und 
der dazugehörigen Realitätsflucht auch 
durchaus gerne. Doch in letzter Zeit 
fällt es mir zunehmend schwerer, die 
aktuellen Filme noch zu genießen. Ein 
Thema scheint sich durch alle US-ame-
rikanischen Produktionen zu ziehen. Sei 
es ein Drama, Thriller, Actionfilm oder 
gar Komödie; ob es zum Plot des Films 
passt oder nicht; irgendwann taucht im-
mer wieder eine Aussage in den Bildern 
und Handlungen der Protagonisten auf: 
Rache ist okay. Kann sogar Spaß ma-
chen. Natürlich ist das Thema nicht auf 
USA beschränkt, aber mal abgesehen von 
Dogville sind solche europäischen Pro-
duktionen  eher unbekannterer Art. Nun 
will ich hier bestimmt keine Lanze für 
das europäische Kino brechen, vielmehr 
frage ich mich, ob Kino überhaupt noch 
unterhalten soll. Deutsche Filme strotzen 
nur so von realitätsnähe, aber will ich 
nicht gerade von dieser abgelenkt wer-
den? Dogma-Filme haben ihren eigenen 
Reiz sind aber auch eher anspruchsvol-
les Abendprogramm, als Entspannung. 
Und Hollywood schafft es immer wieder 

zumindest strukturell, den 
Sinn von „militärischen In-
terventionen“ in den Film 
mit aufzunehmen. Jetzt feh-
len eigentlich nur noch ter-
roristische Dinosaurier, die 
vom Weltall aus die Erde 
(Amerika; das ist im Selbst-
verständnis einiger Ameri-
kaner ja durchaus das Glei-
che) bedrohen. Und Georgie 
wird dann höchstpersönlich 
in einem Anfall von Gut-
menschentum höchstper-
sönlich in einem Amoklauf 
à la „Man on fire“, „Falling 
Down“ oder „Punisher“ den 
„Oberbösen“ in einem End-
kampf besiegen. Fehlt dann 
nur noch das Computerspiel 
zum Film. Und Lars von 
Trier wird dann „Dinosau-
rierville“ drehen. Nur um 
zu sagen: Hey, manchmal 
ist Rache gerecht! 
Da hilft nur eins: öfter mal 
abschalten. Bücher sollen ja 
auch ganz gut sein.

redaktionelles
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aktuelles

Hannover sucht einen Uni-Präsidenten

(dj) Die Zeit Ludwig Schätzls ist vorbei 
und nun wird ein Nachfolger gesucht. 
Während sich der Senat mehrheitlich 
für Lobin aussprach, vertagte der 
Hochschulrat seine Entscheidung auf 
den 16. Dezember. Ein seltsames Vor-
gehen möchte man meinen. Vielleicht 
hilft ja ein Blick auf die drei Bewer-
ber für das Amt des Präsidenten der 
Universität Hannover bei der Vorstel-
lungsrunde am 08.10.2004, dieses Ver-
halten zu verstehen.

Der Heimspieler

Wolfgang Ertmer, zur Zeit Vizepräsident 
für Forschung an der Uni Hannover, ist 
der einzige Kandidat aus den eigenen 
Reihen. Die Unterstützung aus seinem 
Fachbereich ist entsprechend groß. Den-
noch konnte er bei seinem Vortrag seinen 
„Heimvorteil“ kaum nutzen. Das lag wohl 
nicht zu Letzt daran, dass man immer das 
Gefühl hatte, dass er sein Spezialgebiet, 
die Experimentalphysik, zu sehr in den 
Vordergrund rückte. Besonders den Geis-
teswissenschaftlern dürften seine zahl-
reichen Beispiele, die sich ausschließlich 
auf technische Studiengänge bezogen, 
sauer aufgestoßen sein. Sein Verspre-
chen, eine „Volluniversität“ erhalten zu 
wollen, klang da wenig überzeugend.
 Seine Pläne für den Fall seiner Wahl 
lassen sich auf einige einfache Stichwor-
te reduzieren: Bessere Forschung gleich 
bessere Lehre, mehr Leistungsanreize 
gleich mehr Qualität. Zu seinen Nah-
zielen gehört daher vor allem die Schaf-
fung von „Anreizstrukturen“ innerhalb 
der Studiengänge sowie die Einführung 
konsekutiver Studiengänge in allen Be-
reichen. Die schlechte Finanzlage der 
Universität soll durch die Erschließung 

„neuer Finanzquellen“ geschehen. Wie 
diese genau aussehen sollen, konnte (oder 
wollte) er leider nicht näher erläutern. Ob 
damit vielleicht doch Studiengebühren 
gemeint sind?
Die Breite der Universität soll, paradoxer-
weise, durch eine Förderung der (techni-
schen) Spitzenbereiche geschehen, die 
dann ein „Leuchtturmfunktion“ für die 
Universität übernehmen sollen. Die Qua-
lität der „kleinen Fächer“ soll durch eine 
„kompromisslose Suche der Besten“ ge-
steigert werden. Bei Berufungsverfahren 
sollen zukünftig nur noch Spitzenwis-
senschaftler angeworben werden. „Mit-
telmäßigkeit können wir uns auf die Dau-
er nicht leisten“. Wie man „die Besten“ 
erkennt, konnte er allerdings auch auf 
Nachfrage nicht überzeugend erklären.
 Insgesamt ein wenig überzeugendes 
Zukunftsprogramm, mit vielen Rückgrif-
fen besonders auf amerikanische Vorbil-
der. Besonders problematisch scheint 
auch seine Vorstellung, die Forschung in 
den Mittelpunkt der Universität zu rü-
cken. Besonders bei den Geisteswissen-
schaften dürfte es mit diesem Präsiden-
ten erhebliche Bauchschmerzen geben.

Der Theologe

Sein Vortrag begann vielversprechend, 
doch bereits nach kurzer Zeit zeigten sich 
die Schwachpunkte seiner Planungen. 
Markus Vinzent, zur Zeit Professor für 
Theologie in Birmingham, begann mit 
einer historischen Einleitung über die 
Bildungsvorstellungen von Humboldt 
und die Entwicklung besonders der uni-
versitären Bildung bis in die Neuzeit. Der 
zur Zeit stattfindenden „weltweiten Um-
gestaltung der Bildung“ müsse Deutsch-
land mit einer „Kulturrevolution“ begeg-

Der Heimspieler - Ertmer
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nen. Das sichern der Forschungsfreiheit 
müsse in Zukunft im Mittelpunkt der 
Universitäten und der Politik stehen.
 Sein Ziel ist die Aufstellung eines 
„strategischen Fünf-Jahres-Plan“. Die  
Grundlagen dafür sieht Vinzent bereits 
durch das jetzige Präsidium gelegt. Nicht 
nur in diesem Punkt bekam man oft den 
Eindruck, hier wohl doch eher einen 
Wirtschaftsberater als einen Universi-
tätsprofessor eingeladen zu haben. Quali-
tätssicherung und verbessertes Manage-
ment und Marketing, die Behauptung auf 
den „Wachstumsbildungsmärkten“ der 
Zukunft, das alles klang doch mehr nach 
einem Unternehmen denn nach einer 
Universität. Und so sieht wohl auch Mar-
kus Vinzents Bild von einer Universität 
aus. Die Universität als Dienstleister, das 
schien die Essenz seiner Ausführungen 
zu sein. Und eine starke Einbeziehung 
von Kosten- und Leistungsgesichtspunk-
ten in die Planung scheint bei einer Uni-
versität auch eher fehl am Platz.
Auch das Thema Studiengebühren sprach 
er durchaus offen an. In seinen Ausfüh-
rungen über die zukünftige Finanzierung 
von Universitäten fiel das Wort wieder-
holt. Und da Vinzent von einem weit-
gehenden Rückzug des Staates aus der 
Finanzierung der Bildung ausgeht, passt 
dies wohl auch gut ins Konzept. Auch 
wenn er auf Nachfrage nach Studienge-
bühren keine eindeutige Antwort gab, 
zumindest für Habilitationen und Promo-
tion hält er sie für ein probates Mittel zur 
Finanzierung der Universität. 
Sollte die Universität einmal einen Buch-
halter oder einen Manager suchen, Mar-
kus Vinzent wäre sicher erste Wahl. Mit 
seiner Vorstellung von der Universität als 
Dienstleister und den Studenten als Kun-
den ist er jedoch als Uni-Präsident für die 
meisten kritischen Wissenschaftler eher 
ein rotes Tuch.

Der Favorit

Henning Lobin, zur Zeit Vizepräsident 
an der Uni Gießen, lieferte den überzeu-

gendsten Vortrag von allen Kandidaten 
ab. Intensiv beschäftigte er sich mit den 
Folgen des Hochschul-Optimierungs-
Konzepts und seinen weitreichenden 
Folgen für die Universität Hannover, wie 
es wohl nur ein Außenstehender kann. 
Entsetzt hätte er auf das HOK reagiert, 
erzählte der 40-jährige, die Einsparun-
gen seien für die Universitäten eigentlich 
nicht zu verkraften. Mit Blick auf die 
wissenschaftliche Breite an der Uni Han-
nover bedauerte er die Schließung der 
Studiengänge Romanistik und Soziologie 
und wies auf die unverhältnismäßigen 
Kürzungen im Land Niedersachsen hin. 
Für ihn stellt das HOK einen eklatanten 
Eingriff in die Autonomie der Hochschu-
le dar, die sich seiner Meinung nach nur 
schwer mit dem niedersächsischen Hoch-
schulgesetz vereinbaren lässt.
Interessant waren auch seine Ausführun-
gen über die Mittelverteilung an der Uni 
Hannover. Neben der Unausgewogen-
heit zwischen den technischen Studien-
gängen und den Geisteswissenschaften 
kritisierte er auch die schlechte Betreu-
ungsrelation in vielen Bereichen. Gerade 
in den Wirtschafts-, Rechts- und Sozial-
wissenschaften sei die Zahl der Studie-
renden pro Lehrendem erheblich größer 
als in den anderen Studiengängen. Als 
eines seiner Ziele formulierte er deshalb 
auch die Verbesserung der Finanzierung 
dieser Bereiche besonders durch die ver-
stärkte Einwerbung von Drittmitteln.
Seine Position als Präsident, sollte er als 
solcher gewählt werden, beschrieb er sehr 
eindeutig. Als Präsident sei er keine Ver-
mittlungsstelle zwischen Universität und 
Ministerium. Die Universität müsse ein 
klares Konzept für die Zukunft erarbei-
ten, das dann auch kompromisslos gegen-
über der Politik vertreten werden müsse. 
Die Universität müsse bei zukünftigen 
Sparrunden besser gewappnet sein, ihre 
Interessen aber auch besser vertreten als 
in der Vergangenheit. Hier habe es beim 
HOK einige Defizite gegeben. Die Uni-
versität sei nicht als Unternehmen zu be-
trachten, die Studenten nicht als Kunden. 

aktuelles

Der Theologe - Vinzent
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Der Favorit - Lobin

Dementsprechend müsse eine Universität 
auch geführt werden. 

Zur Person:

Wolfgang Ertmer, geboren am 
13.02.1949 in Bonn. Von 1970 bis 1975 
Physikstudium an der Universität Bonn. 
Am 30.4.1975 Abschluss als Diplom-
Physiker. 1978 Promotion (Dr. rer. nat.) 
Universität Bonn. Von 1981 bis 1985 
Wissenschaftlicher Assistent, 1982 bis 
1983 Forschungsaufenthalt am Joint 
Institute für Laboratory Astrophysics, 
Boulder, Colorado, als Stipendiat der 
DFG 1984 Forschungsaufenthalt am Joint 
Institute für Laboratory Astrophysics, 
Boulder, Colorado. 1985 Habilitation in 
Physik an der Universität Bonn. 1986 
Röntgenpreis der Justus-Liebig-Univer-
sität Gießen. Von 1990 bis 1994 Profes-
sor für Angewandte Physik in Bonn. Seit 
1994 Professor für Experimentalphysik 
an der Universität Hannover. 1996 erhielt 
er den Förderpreis im Gottfried Wilhelm 
Leibniz-Programm der Deutschen For-
schungsgemeinschaft. Seit 1997 Sprecher 
des Sonderforschungsbereichs 407. Von 
2001 bis 2002 Dekan des Fachbereichs 
Physik an der Universität Hannover und 
seit 2002 Vorstandsmitglied Laser Zen-
trum Hannover e.V.. Seit Oktober 2002 
Vizepräsident für Forschung der Univer-
sität Hannover.

Markus Vinzent, geboren am 12.04.1959. 
Studierte von 1978 bis 1980 Philosophie 
und Theologie an der Katholischen Uni-
versität Eichstätt. Von 1980 bis 1981 Ju-
daismus, Alte Geschichte, Evangelische 
und Katholische Theologie am Institut 
Catholique in Paris, setzte dann sein Stu-
dium bis 1983 in Eichstätt fort. 1983 Ab-
schluss als Diplom Theologe. 
Promotion 1991 LMU München. 1995 
Habilitation an der Universität Heidel-
berg. Ab 1998 Universität Köln H.G.Wood 
Professor und Head of Department.  Seit 
2000 University of Birmingham. Vinzent 

ist außerdem im Vorstand der JobContact 
AG, seit 2000 Geschäftsführer Academic 
Networks GmbH. Seit 1993 ist er Mit-
glied des King ś College, Cambridge und 
seit 2001 der Europäischen Akademie 
der Wissenschaften.

Henning Lobin, geboren am 7.7.1964 in 
Lüneburg. 1983 Abitur am Gymnasium 
Ernestinum in Celle. Von 1983 bis 1991 
Studium an der Universität des Saarlan-
des und der Rheinischen-Friedrich-Wil-
helms-Universität Bonn, zuletzt mit der 
Fächerkombination Germanistik, Phi-
losophie und Informatik im ersten Stu-
diengang sowie Informatik im zweiten 
Studiengang (unterbrochen durch 20 Mo-
nate Zivildienst); stud. Hilfskraft, Tutor; 
Besuch des Linguistic Institute 1989 in 
Tucson, Arizona. Im Februar 1991 Pro-
motion zum Dr. phil. an der Philosophi-
schen Fakultät der Universität Bonn. Im 
Juli 1996 Habilitation und Erteilung der 
venia legendi für ‚Linguistik (Schwer-
punkt Technische Kommunikation)‘ an 
der Fakultät für Linguistik und Literatur-
wissenschaft der Universität Bielefeld.
Von 1991 bis 1996 arbeitete er als Wis-
senschaftlicher Assistent für Computer-
linguistik an der Fakultät für Linguistik 
und Literaturwissenschaft der Universi-
tät Bielefeld; ab Juli 1996 als Privatdo-
zent. Danach arbeitete er bis April 1996 
als Hochschuldozent für Linguistik an 
der Fakultät für Linguistik und Litera-
turwissenschaft der Universität Biele-
feld. Seit April 1999 ist er Professor für 
Angewandte Sprachwissenschaft und 
Computerlinguistik an der Justus-Lie-
big-Universität Gießen. Dort war er in 
den Jahren 2001/2002 Studiendekan des 
Fachbereichs 05 - Sprache, Literatur, 
Kultur und ist seit April 2001 Stellvertre-
tender Geschäftsführender Direktor des 
Zentrums für Medien und Interaktivität. 
Weiterhin ist Lobin seit Juli 2001 Vorsit-
zender der Gesellschaft für linguistische 
Datenverarbeitung. Seit November 2002 
ist er Vizepräsident der Justus-Liebig-
Universität Gießen.
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aktuelles

Die Verfasste Sudierendenschaft der 
Universität Hannover stellt mit Bedauern 
fest, dass der Hochschulrat seine Ent-
scheidung zur Präsidentenwahl erst ge-
gen Ende dieses Jahres treffen will. 
Obwohl Henning Lobin im demokratisch 
legitimierten Senat eine deutliche Mehr-
heit auf sich vereinigen konnte, wird 
vom Hochschulrat die Gefahr eines Still-
standes im inneruniversitären Betrieb 
in Kauf genommen. Durch die zeitliche 
Verschiebung können notwendige Ge-
spräche mit dem künftigen Präsidenten 
bezüglich der Neugliederung der Fakul-
täten nicht geführt werden. Ebenfalls 
kann somit das Amt der Vize-Präsidentin 
für Lehre nicht wieder besetzt werden, da 
auch hier der künftige Präsident mitwir-
ken muss. Dadurch können wichtige Ent-
scheidungen im Bereich der Lehre nicht 
getroffen werden. Unter anderem betrifft 
dies die Studienstrukturreform, die einen 
erheblichen Anteil der Zukunftsfähigkeit 
der Lehre an der Universität Hannover 
ausmacht. Jedoch hat sich die Universi-
tätsleitung verpflichtet, bis zum nächsten 
Jahr alle Magister und Lehramtstudien-
gänge auf Bachelor und Master umzu-
stellen. Eine Abstimmung der Planungen 
wurde vom bisherigen Präsidium jedoch 
nur halbherzig initiiert. 
Aus diesen Gründen würden es die Stu-
dierenden begrüßen, wenn der Hoch-
schulrat doch noch zu einer früheren 
Entscheidung gelangen würde. 
Die Mehrheit des Senats und die Studie-
rendenschaft haben sich für Lobin aus-
gesprochen. Die Studierenden sind sich 
fächerübergreifend einig, dass Lobin 

sowohl die Geistes-, als auch die Natur- 
und Ingenieurwissenschaftlichen Fächer 
stärken und fördern wird. Die notwendi-
ge Integrationsfähigkeit und Interdiszi-
plinarität eines Präsidenten spiegeln sich 
in dem Informatiker und Sprachwissen-
schaftler Lobin in hervorragender Wei-
se wider. Sowohl sein Bekenntnis zum 
Erhalt der Volluniversität, als auch die 
Hervorhebung der Bedeutung der Lehre 
im universitären Betrieb zeichnen Lobin 
als modernen, weitsichtigen und kritisch 
denkenden Kandidaten aus. „Die Anbin-
dung und Einbindung aller Statusgrup-
pen an der Universität sind eine Bedin-
gung für eine zukunftsfähige Institution. 
Lobin steht für eine Verbesserung des 
Informationsflusses zwischen Präsidium 
und Studierenden. Entscheidungen wür-
den wieder transparenter werden“, so ein 
AStA-Sprecher.

Pressemitteilung des AStA zur Präsidentenwahl
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studiengebÜhren

Die außergewöhnliche VollVersammlung 
am 17. November zum Thema Studien-
gebühren war mit etwa 300 Studierenden 
nur mäßig besucht. Zwar gab es auch 
schon VollVersammlungen mit erheblich 
weniger Studierenden, aber angesichts der 
Brisanz und Aktualität des Themas hätten 
doch durchaus einige hundert Menschen 
mehr den Weg in den Lichthof des Haupt-
gebäudes finden können.
Dennoch konnten sich die Anwesenden 
über den aktuellen Stand der Studienge-
bührendiskussion und Verhandlung vorm 
Bundesverfassungsgericht informieren 
(siehe auch folgende Seiten). Dabei konn-
te Klemens Himpele als ehemaliger Ge-
schäftsführer des ABS (Aktionsbündnis 
gegen Studiengebühren) aus erster Hand 
berichten. 

Gleichzeitig demonstrierten die Ange-
stellten der Universität Hannover gegen 
massive Kürzungen. Die Einführung von 
Studiengebühren und der vorangetriebe-
ne Sozialabbau sind Folgen der gleichen 
Politik. Dies sollte deutlich gemacht wer-
den, indem Studierende und Angestell-
te gemeinsam demonstrierten. Spontan 
zogen etwa 200 Personen vom „Welfen-
schloß“ zum Landtag, wo bereits eine ver.
di Kundgebung stattfand.
Ob dies als Auftakt einer neuen Protest-
welle zu werten ist, bleibt den Anstren-
gungen und dem Verantwortungsgefühl 
eines jeden Studierenden überlassen. Wer 
sich nicht wehrt, oder aus einem falschen 
Politikverständnis glaubt, mensch könne 
nichts ändern, der möge doch noch einmal 
nach Berlin schauen und sich informieren, 
was die Proteste dort erreicht haben.
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studiengebÜhren

Bisher war es einfach das Thema Stu-
diengebühren nicht allzu sehr an sich 
heranzulassen. Zwar prognostizierten 
Einige, dass es schon bald zur Einfüh-
rung von allgemeinen Gebühren kom-
men könne, aber niemand konnte ein 
verlässliches Datum nennen. So war es 
gemütlicher, sich zurückzulehnen und 
weiter zu studieren, immer in der Hoff-
nung einen selbst werde es nicht mehr 
betreffen. Dies hat sich nun allerdings 
entscheidend geändert.

 An dieser Stelle aber kurz noch einmal 
eine kleine Zusammenfassung, um alle 
LeserInnen auf einen annähernd gleichen 
Diskussionsstand zu bringen. 

 Wer den Sommer über regelmäßig in 
den Tageszeitungen geblättert hat, ist hin 
und wieder sicherlich über dieses Thema 
gestolpert: die geplante Einführung von 
allgemeinen Studiengebühren.
Diese Debatte ist allerdings nicht neu. 

Schon seit einigen Jahren wird überlegt, 
ob es nicht gerecht sei von jeder/ jedem 
StudentIn diese Gebühr zu verlangen, 
schließlich würden Studierende nach 
Abschluss des Studiums auch mehr ver-
dienen. Somit wäre es nur eine vorläufige 
Investition in das eigene „Bildungs- oder 
Humankapital“.

 Einen Höhepunkt erreichte die Diskus-
sion im letzten Jahr, als sechs CDU ge-
führte Bundesländer eine Klage vor dem 
Bundesverfassungsgericht einreichten, 
um klären zu lassen, ob das momentan 
gültige Hochschulrahmengesetz (HRG) 
maßgeblich in ihre Länderkompetenzen 
eingreife. Sollte dies der Fall sein, wäre 
auch das Gebührenverbot für den ersten 
berufsqualifizierenden Hochschulab-
schluss betroffen und der Weg geöffnet 
für die Einführung von Studiengebühren 
ab dem ersten Semester. Seit Klageerhe-
bung waren GebührengegnerInnen als 
auch – BefürworterInnen damit beschäf-

Studiengebühren und (k)ein Ende
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tigt Argumente pro und contra Studien-
gebühren zu sammeln. Die Ranglisten 
der „100 besten Argumente für bzw. 
gegen Studiengebühren“ sind erstellt 
und jetzt bleibt es nur noch den Richter-
spruch abzuwarten. Der erste mündliche  
Verhandlungstermin des Bundesverfas-
sungsgerichtes hat mittlerweile stattge-
funden. Die Aussichten auf einen Erfolg 
der Klage und damit der Einführung der 
Studiengebühren stehen besser denn je.

 Sollte der Gebührenerhebung dann 
nichts mehr im Wege stehen, wird es sehr 
schnell gehen bis die ersten StudentIn-
nen zur Kasse gebeten werden. Konzepte 
hierfür liegen bereits in den Schubladen 
der zuständigen Minister. Auch Nieders-
achsens „Wissenschaftsminister“ hält die 
Gebührenerhebung für unausweichlich. 
Er sieht vor den Hochschulleitungen die-
se Entscheidung zu überlassen, ob und 
in welcher Höhe sie Gebühren erheben 
wollen, wobei lediglich eine Untergren-
ze von 500 Euro pro Semester angedacht 
ist. Nachdem die Hochschulen in Nieder-
sachsen seit dem letzten Jahr ungefähr 
70 Mio. Euro einsparen müssen, werden 
viele HochschulpräsidentInnen von der 
Gebührenerhebung Gebrauch machen, 
um die Kürzungen im Hochschuletat 

wieder auszugleichen. Aus Sicht der Prä-
sidien erst einmal verständlich, wenn 
auch leichtgläubig, denn dieses Verspre-
chen wurde ihnen bereits bei der Einfüh-
rung der Langzeitstudiengebühren gege-
ben - und nicht eingehalten. Stattdessen 
mussten sie Kürzungen hinnehmen und 
bleiben gleichzeitig auf den Verwal-
tungskosten sitzen, was den Hochschul-
haushalt zusätzlich schmälert. 

 Die künftigen Studiengebühren werden 
sicherlich auf  Seiten der Universitäten 
verbucht. Aber damit sich der Haushalt 
des Landes Niedersachsen überhaupt ver-
bessert, muss die Landesregierung eben 
an anderer Stelle kürzen und den Uni-
versitäten weniger Mittel zur Verfügung 
stellen. Die Argumente, die kommen 
werden, sind bereits jetzt zu erahnen: Die 
Hochschulen haben so und soviel mehr 
Einnahmen durch Studiengebühren, jetzt 
müssen sie sich auch an dem notwendi-
gen Sparkurs der Regierung beteiligen. 
Es geht doch um unsere Kinder…

 Letztlich ist das Argument der „lee-
ren Kassen“ immer überzeugend und 
scheint auch bei vielen Studierenden zu 
wirken. Sie verbinden die Gebührener-
hebung häufig mit der Hoffnung, dass sie 

als „zahlende Kunden“ bald eine bessere 
Betreuung erwarten und auch einfordern 
können und sehen damit ihre Rechte in-
nerhalb der Hochschule gestärkt. Wie das 
genau aussehen könnte, kann zwar nie-
mand so genau sagen, aber Forderungen 
zu haben ist ja erst mal etwas positives. 

 Letztlich werden uns Studiengebühren 
ab dem Wintersemester 2004/2005 er-
warten. Diese werden dann bei mindes-
tens 500 Euro liegen. Klemens Himpele 
vom ABS (siehe nächste Seite) erwartet 
bereits 3000 Euro, ganz nach einer For-
derung der Hochschulrektorenkonferenz.  
Viele Studierende werden sich dann das 
Studium nicht mehr leisten können. Aber 
auch hier wird selbstverständlich vorge-
sorgt. JedeR Studierende darf dann einen 
Kredit bei einer Bank aufnehmen, natür-
lich „geringfügig“ verzinst. 

 Die Einzigen, die sich jetzt schon auf 
Studiengebühren freuen sind die Banken. 
Selten wird es solch einen Schwung neu-
er (Zwangs-)Kunden geben.

Maren Kaminski
Sascha Pommrenke
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Aktionsbündnis gegen Studiengebühren

studiengebÜhren

Mittlerweile ist der AStA der Univer-
sität Hannover dem Aktionsbündnis 
gegen Studiengebühren beigetreten. 
Was das genau bedeutet erfahrt ihr im 
folgenden.

 Das ABS hat gemäß des Krefelder Auf-
rufes die klare Aufgabenbestimmung, 
gegen Studiengebühren in ihren unter-
schiedlichsten Ausführungen vorzuge-
hen.
 Die Funktion des ABS besteht darin, 
diese Positionen mit vereinten Kräften 
in der Öffentlichkeit zu vertreten. Dabei 
setzt das ABS den Schwerpunkt auf die-
jenigen Arbeitsfelder, die durch einzelne, 
lokale oder regionale Aktionen bislang 
nicht zureichend bearbeitet werden konn-
ten.

Die Aufgaben des ABS liegen in drei Be-
reichen:
1.  Kommunikation: Das ABS trägt da-
für Sorge, dass die vielerorts bestehen-
den, vielfältigen Aktivitäten der ABS-
PartnerInnen gegen Studiengebühren 
untereinander bekannt gemacht werden. 
Ebenso informiert das ABS die Bündnis-
partnerInnen über die aktuelle Entwick-
lung des Themas. 
2. Lobbyarbeit: Für die Positionen des 
ABS wird bei den politischen Entschei-
dungsträgerInnen sowie bei den mit Stu-
diengebühren befaßten Einrichtungen 
und Institutionen geworben. 
3. Diskurspolitik: Den VerfechterInnen 
von Studiengebühren ist es in letzter Zeit 
gelungen, in der veröffentlichten Mei-
nung eine äußerst starke Position einzu-
nehmen. Das ABS strebt an, diesen Po-

sitionen kraftvoll entgegenzutreten und 
seine Auffassungen vernehmlich in die 
Öffentlichkeit zu bringen. 

Krefelder Aufruf
des Aktionsbündnisses gegen Studien-

gebühren (ABS)

Die generelle Einführung von Studi-
engebühren steht unmittelbar auf der 
politischen Tagesordnung. Das kommt 
einem historischen Einschnitt gleich. In 
letzter Konsequenz würden wesentliche 
Ergebnisse der Bildungsreformperiode 
revidiert und der soziale Grundkonsens 
in der Bildungspolitik endgültig aufge-
kündigt. Ungeachtet der Tatsache, daß 
die neue rot-grüne Bundesregierung 
von der überwiegenden Mehrheit der 
Studierenden nicht zuletzt aufgrund der 
Wahlkampfversprechen beider Parteien, 
Studiengebühren gesetzlich zu verbie-
ten, ins Amt gewählt wurde, scheint die 
Bereitschaft dazu innerhalb der offiziel-
len Bildungspolitik zu erlahmen. Schon 

stößt in Teilen von SPD, Grünen und Ge-
werkschaften der Grundgedanke einer 
privaten, individuellen Beteiligung an 
institutionellen Kosten des öffentlichen 
Bildungssystems auf zunehmende Ak-
zeptanz. Erste Einstiege in Studienge-
bühren - unter welcher verschleiernden 
Bezeichnung auch immer - sind bereits 
in mehreren Bundesländern vollzogen 
(Baden-Württemberg, Niedersachsen, 
Berlin, Bayern, Sachsen).
 In keinem Fall reicht es aus, allein auf 
verhandlungstechnische und taktische 
Manöver in bezug auf Regierungen und 
Parlamente zu setzen. Die Verhinderung 
von Studiengebühren erfordert vielmehr 
öffentlichen Druck und eine breite gesell-
schaftliche Diskussion über die Funktion 
des Bildungssystems. Um diese Politi-
sierung der Auseinandersetzung zu be-
fördern, hat sich auf der Grundlage der 
im folgenden dargelegten politischen Po-
sitionen und Forderungen das Aktions-
bündnis gegen Studiengebühren (ABS) 
gegründet.
 Studiengebühren sind aus gesell-
schafts-, sozial- und bildungspolitischen 
Gründen abzulehnen. Sie lösen kein ein-
ziges Problem, sondern verschärfen die 
Krise des Bildungssystems.

1. Studiengebühren befördern die Priva-
tisierung sozialer Risiken. Bildung wird 
nicht mehr als ein öffentliches Gut ge-
sehen, dessen Nutzung als allgemeines 
Recht gilt, sondern als zu erwerbende und 
zu bezahlende Dienstleistung, mit der je-
deR einzelne in sein/ihr „Humankapital“ 
investiert. In diesem Sinne sind Studi-
engebühren integraler Bestandteil des 
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neoliberalen Politikmodells, dessen Ziel 
es ist, außer Bildung auch z.B. Beschäf-
tigung, Gesundheit, Altersvorsorge und 
andere gesellschaftliche Aufgaben auf 
den/die einzelne/n abzuwälzen. Deswe-
gen betrifft die Studiengebührendebatte 
nicht nur Studierende. Sie hat vielmehr 
eine gesellschaftliche Stellvertreterfunk-
tion, um die Akzeptanz einer generellen 
privaten Kostenbeteiligung für alle wei-
terführenden Bildungswege (nach der 
allgemeinen Schulpflicht) zu erproben 
und perspektivisch durchzusetzen. 

2. Die sozialen Wirkungen und Steue-
rungseffekte von Studiengebühren sind 
gesellschaftlich schädlich. Studienge-
bühren fördern ein antisoziales und 
entsolidarisierendes persönliches Bil-
dungsverhalten und verstärken die ge-
sellschaftliche Verantwortungslosigkeit 
des Wissenschaftssystems. Sogenannte 
bildungsferne Schichten werden noch 
stärker von weiterführender Bildung 
abgeschreckt. Deren Erwerb engt sich 
auf die traditionelle Normalbiographie 
(männlich, weiß, deutsch; direkter Über-
gang Schule/Wehrdienst/Studium) ein. 

3. Sozialverträgliche Studien-gebühren 
kann es nicht geben! Das ist ein Wider-
spruch in sich. Jede Verkoppelung von 
Bildungschancen mit der - strukturell 
ungleichen - privaten Einkommens- und 
Vermögensverteilung in der Gesellschaft 
reproduziert die entsprechende Ungleich-
heit in der Bildung. Dieser Ausgangslage 
kann auch kein noch so ausgefeiltes Darle-
henssystem entgegenwirken, wie die Ent-
wicklung des BAföG anschaulich zeigt. 

Studiengebühren verschärfen daher die 
soziale Selektionswirkung des Bildungs-
systems - und verschleiern zugleich die 
politische Verantwortung dafür. 

4. Die Behauptung, Studiengebühren 
würden die Entscheidungsposition von 
Studierenden innerhalb der Institution 
Hochschule stärken, ist falsch. Das Ge-
genteil ist der Fall. Studiengebühren er-
setzen Rechts-, Beteiligungs- und Mit-
wirkungsansprüche durch ein privates 
Marktverhältnis zwischen Verkäufern 
und Kunden. Die neue Freiheit der Stu-
dierenden wäre daher lediglich negativer 
Natur. Sie würde sich auf die Möglich-
keit beschränken, zwischen Angeboten 
wählen zu können, auf deren Zustande-
kommen sie nicht den geringsten Einfluß 
haben. Wenn etwa Studierende nur noch 
als KundInnen, nicht mehr als Mitglieder 
der Universität betrachtet werden, haben 
sie konsequenterweise auch keinen An-
spruch mehr auf selbstverwaltete Struk-
turen oder Sitz und Stimmrecht in den 
Hochschulgremien. 

Deswegen fordern wir:

• die grundsätzliche individuelle Kos-
tenfreiheit für alle weiterführenden Bil-
dungswege. Dies bezieht sich nicht nur 
auf die Ablehnung der direkten Erhebung 
von Studiengebühren, sondern auch auf 
alle Modelle von Bildungsgutscheinen 
und privatem Bildungssparen; 

• das eindeutige gesetzliche Verbot von 
Studiengebühren im HRG und in den 
Länderhochschulgesetzen. Dieses Ver-

bot muß sich auch auf Verwaltungs-, 
Zweitstudiums-, Aufbau-/Ergänzungs-
/Erweiterungsstudiums-, Langzeitstudi-
ums- und Promotionsstudiumsgebühren 
erstrecken; 

• den Ausstieg der Bundesländer aus 
Modellversuchen, komplementär zu den 
staatlichen Hochschulen kleine private 
oder halbprivate Elitehochschulen zu be-
treiben, die mit umfangreichen öffentli-
chem Mitteln subventioniert werden und 
die Infrastruktur staatlicher Hochschulen 
mitnutzen, aber dennoch erhebliche Stu-
diengebühren verlangen. 

• die grundsätzliche Gleichstellung und 
gegenseitige Durchlässigkeit allgemei-
ner, sog. beruflicher und akademischer 
Bildungswege. Dies erfordert etwa die 
Abschaffung von privaten Gebühren für 
Ganztagsberufsschulen und MeisterIn-
nenausbildung. 

• die Umsetzung und Einhaltung des 
1973 ratifizierten internationalen Paktes 
über wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Rechte, in dem sich die Bundesre-
gierung zur allmählichen Einführung der 
Unentgeltlichkeit von Hochschulbildung 
verpflichtet hat (vgl. auch den Passus im 
Artikel 26 der Menschenrechtsdeklarati-
on der UNO, Dezember 1948). 

Weiterführende Informationen:

www.abs-bund.de
www.kein-spiel-mit-bildung.de
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Im Laufe des letzten Semesters wurden 
wir mit einigen Anfragen bedacht, bei 
denen wir selbst kaum eine Antwort 
finden konnten: „Darf mein Hund auch 
auf dem Semesterticket mitfahren?“ 
„Nur wenn der Hund auch rechtmäßig 
an der Universität Hannover immatri-
kuliert ist.“ Antwort ist also klar: Nein. 
Das Ticket gilt selbstverständlich nur 
für Euch. Weder eure Haustiere, noch 
eure Fahrräder oder Freunde dürfen 
auf dem Ticket mitfahren.

Gerade für ErstsemesterInnen wird das 
Semesterticket die eine oder andere Fra-
ge aufwerfen. Aber auch für alle anderen 
Studierenden seien hier noch einmal ei-
nige Informationen zum Semesterticket 
zusammengefasst.

Seit dem Sommersemester gilt das Ticket 
nun auch im gesamten Streckennetz der 
Deutschen Bahn AG in Niedersachsen. 
Hier könnt ihr alle RE (RegionalExpress) 
oder ähnliche (wie IRE, RB, S-Bahn Han-
nover) als ImmatrikulierteR frei benutzen. 
Zusätzlich könnt ihr bis zum Hauptbahn-
hof Bremen und Hamburg fahren. Aber 
hier gilt ebenso wie in allen anderen Städ-
ten: Den öffentlichen Nahverkehr müsst 
ihr dann dort schon selber zahlen. 

Unbedingt zu beachten ist, dass euer Se-
mesterticket nur in Verbindung mit einem 
Lichtbildausweis (Personalausweis, Rei-
sepass o.ä.) und dem Streckenverzeichnis 
gültig wird. Das Streckenverzeichnis habt 
ihr mit euren Immatrikulationsunterla-
gen zu Beginn des Semesters zugesendet 
bekommen. Warum ihr es dabei haben 
müsst, ist uns selbst nicht besonders ein-
leuchtend, aber es ist nun mal der Wusch 
der DB. Solltet ihr das Streckenverzeich-
nis „verloren“ haben, fragt doch einfach 
im Immatrikulationsamt oder beim AStA 
nach, ob die noch welche vorrätig ha-
ben. Macht euch aber nicht unbedingt 
die Mühe, aus dem Streckenverzeichnis 
schlau zu werden. Wichtig ist und bleibt: 
Alle Regionalbahnen der DB in der zwei-
ten Klasse in Niedersachsen sind frei zu 
benutzen. Nun gibt es allerdings auch 
einige Streckenabschnitte die von ande-
ren privaten Anbietern befahren werden. 
Momentan gilt hier: ist es nicht die DB, 
dürft ihr dort auch nicht mit dem Semes-
terticket fahren. 

Solltet ihr dennoch weitere Fragen zum 
Semesterticket haben, meldet euch doch 
einfach im AStA. Aber auch die DB und 
die üstra freuen sich immer euch weiter-
helfen zu können.

Das Semesterticket -

 das unbekannte Wesen

semesterticket

Haustiere dürfen auf 
dem Semesterticket 
nicht mitfahren. Es 

sei denn, sie sind 
immatrikuliert.
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(sg/sp) Der erste Tag an der Universi-
tät. Vieles ist unbekannt und vermeint-
lich undurchschaubar. Verwirrende 
Abkürzungen gehen einher mit einer 
Fülle von Informationen, die möglichst 
schnell aufgenommen und verarbeitet 
werden wollen. So machen es zumin-
dest die Vielzahl von Flyern und Pa-
pieren glauben. Wo findet mensch was 
und wie wird ein Stundenplan erstellt? 
Was ist eine Studienordnung und was 
ist der Unterschied zwischen Studien- 
und Prüfungsleistungen? 
 Für viele Erstsemester hinterlassen die 
ersten Tage an der Uni und manchmal 
auch das ganze erste Semester alles an-
dere, als ein Gefühl von Sicherheit. Für 
viele beginnt ein neuer Lebensabschnitt, 
gekennzeichnet durch ein komplett neu-
es, soziales Umfeld. Einige sind noch auf 
Wohnungssuche, andere suchen Arbeit, 
um sich während des Studiums finan-
zieren zu können und wieder andere ver-
bringen ihre Freizeit mit dem Ausfüllen 
von Baföganträgen. 
  Natürlich gibt es Institutionen, die 
beim Lösen der anstehenden Probleme 
helfen können. Als erstes seien hier die 
Fachschaften als politische Vertretung 
der Studierenden innerhalb der Fächer 
erwähnt. Darüber hinaus helfen z.B. auch 
der AStA oder das Studentenwerk bei Fra-
gen und geben zusätzlich noch Tipps fürs 
Studium und drum herum. Auch dieser 
Text ist als solche Hilfestellung zu ver-
stehen, will er doch versuchen, die Unsi-
cherheit der ersten Zeit zu mildern. Diese 
ist schließlich kein Phänomen von Ein-
zelnen. Sich dessen bewusst zu werden, 
dass mensch mit seinen Problemen nicht 
allein da steht, ist schon mal ein wichti-

ger Schritt. Bleibt eigentlich nur noch der 
Schritt, sich Studierende zu suchen, mit 
denen einzelne Probleme, bzw. das Studi-
um gemeinsam angegangen werden.  
  Doch wie finden sich diese Studieren-
den, mit deren Hilfe sich das Studium 
angenehmer gestalten lässt. Ganz ein-
fach! Im Umfeld der Hochschulgebäude 
befinden sich eine Menge kleiner Knei-
pen, die bei Bierpreisen von „günstig“, 
über „moderat“, bis hin zu „gerade noch 
vertretbar“ eine Menge zu bieten haben. 
Hier finden sich immer Leute zum Re-
den, und wenn es denn sein soll, auch 
zum Feiern. Sollte der Geldbeutel mal 
nicht so prall gefüllt sein, gibt es an jeder 
Ecke mindestens einen Kiosk (Hannover 
- Welthauptstadt der „Trinkhallen“), der 
die gewünschten Getränke oder Sonsti-
ges um einige Cent billiger verkauft. So 
steht einem gelungenen Abend in der 
WG oder anderswo nichts mehr im Wege. 
Gegen Ende jeder Woche, es beginnt zu-
meist schon am Donnerstag, gibt es in 
Hannover jede Menge Partys. Dort kann 
der sonst so gestresste Studierende mal 
alles vergessen und stattdessen tanzen, 
trinken und Bekanntschaften knüpfen, 
die dann vielleicht mal zu gemeinsamen 
Arbeitsgruppen in der Uni werden kön-
nen. Aber auch anders herum besteht die 
Möglichkeit, dass sich aus Seminaren 
und Vorlesungen Gruppen bilden, die des 
Abends zu Stammtischen oder auf Partys 
gehen.
 Es sei an dieser Stelle darauf hinge-
wiesen, dass die Freizeit nicht nur dazu 
genutzt werden sollte, um zu feiern. Sich 
zu treffen und gemeinsam für das Stu-
dium zu lernen ist mindestens genauso 
wichtig. Jedoch soll und muss Studieren 

auch Spaß machen und dazu gehört auch 
das gemeinsame verleben lustiger Aben-
de.  Mal ganz abgesehen davon wird sich 
diese Möglichkeit in dieser Fülle im Be-
rufsleben wohl kaum mehr bieten.
 Und wenn wir Studium nicht nur als 
einen Abschnitt verstehen, indem wir 
ähnlich wie in der Schule auswendig 
lernen und pünktlich zu Prüfungen oder 
Hausarbeiten alles abrufen, dann kann 
die Zeit des Studiums der wichtigste Ab-
schnitt in der Persönlichkeitsentwicklung 
eines jungen Menschen sein.
 Zu eben dieser Persönlichkeitsent-
wicklung gehören aber auch Erfahrun-
gen mit anderen KommilitonInnen. 
Die Schwierigkeit des ersten Semesters 
wird darin bestehen, möglichst bald An-
schluss zu finden. Sei es in bereits beste-
henden Gruppierungen  (Arbeitskreise, 
Fachschaften, Parteien) oder sei es, dass 
mensch selbst eine Arbeitsgruppe ins Le-
ben ruft. In Seminaren und Vorlesungen 
besteht vielleicht nicht immer die beste 
Möglichkeit neue Menschen kennenzu-
lernen, deshalb ist es durchaus ratsam an 
den angebotenen Abend- und Freizeit-
veranstaltungen des Fachbereichs (der 
Fachschaft) teilzunehmen. Auch hat so 
ziemlich jeder Fachbereich sein eigenes 
kleines Café, in dem es (gerade im Win-
ter) beste Kontaktmöglichkeiten geben 
dürfte.
 Je mehr Studierende mensch privat 
kennenlernt, desto eher verringern sich 
auch Ängste im Seminar, in der Vorle-
sung Fragen zu stellen. Es ist eben doch 
etwas anderes, ob mensch mit FreundIn-
nen oder mit Unbekannten (oder gar noch 
KonkurrentInnen) studiert.

Die Einsamkeit des Langstreckenläufers
oder 

Wo muss ich als Ersie eigentlich hin?

ersies
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neues aus dem asta

Hallo, mein Name ist Ole und ich bin seit dem 24. November 
der neue AStA-Kassenreferent. Ich bin 29 Jahre alt und studiere 
Geschichte und Politische Wissenschaft auf Magister. 

Seit drei Jahren habe ich im AStA die Sachbearbeiterstelle Sys-
temadministration inne. Deshalb sind mir Inhalte und Formen 
sowohl vergangener als auch aktueller AStA-Arbeit nicht fremd. 
Weshalb ich mir auch gut vorstellen kann, innerhalb des Kollek-
tives sinnvoll mitzuarbeiten. 

Augenscheinlich beinhaltet das Amt des Kassenreferenten vor 
allem administrative Aufgaben, dennoch würde ich es nicht nur 
von diesem Standpunkt aus betrachten. Ich verstehe es durchaus 
auch als ein politisches Amt, und als solches würde ich es auch 
ausüben wollen. Neben der aktiven Mitwirkung an der Arbeit 
des AStA würde ich mich als „finanzielles Gewissen“ des Kol-
lektivs verstehen. Dies würde vor allem bedeuten, darauf zu ach-
ten, dass studentische Gelder sinnvoll und bestimmungsgemäß 
verwendet werden.

Meine bisherigen unipolitischen Aktivitäten lagen vor allem in 
meiner langen Mitarbeit an der Fachschaftszeitung am Histori-
schen Seminar (zunächst Paralyse, dann Avalist). Zu Zeiten des 
gemeinsamen Rates Geschichte und Sozialwissenschaften war 
diese Publikation quasi das einzige Projekt seitens der Studie-
renden am Historischen Seminar, aus dem schließlich wieder 
ein Rat hervorgegangen ist. Bereits jetzt habe ich dadurch der 
KontrASt-Redaktion mit meiner Erfahrung helfen können. Auch 
künftig möchte ich mich weiter in die Arbeit an der Zeitung des 
AStA einbringen. 
Neben meinen aktuellen unipolitischen Ambitionen engagiere 
ich mich in gewerkschaftlichen Zusammenhängen. Seit einigen 
Jahren arbeite ich dort aktiv im Bereich politische Bildung, vor 
allem im antifaschistischen Bereich, mit. Praktisch bedeutet 
dies, dass ich im ehemaligen Konzentrationslager Bergen-Bel-
sen ein- bzw. mehrtägige Seminare mit Jugendgruppen unter-

schiedlichen Alters mitgestalte und -leite. 

Meine Aufgaben in diesem Bereich erweiterten sich in der letz-
ten Zeit zunehmend von der aktiven Arbeit vor Ort in den ad-
ministrativen Bereich. Neben der Programmplanung spielen die 
Organisation und die Finanzplanung eine immer größere Rolle. 
Aus diesem Grund bin ich mit den Grundzügen der Buchhaltung 
und des Rechnungswesens vertraut, weswegen ich mir zutraue, 
im Rahmen der Verfassten Studierendenschaft nach kurzer Ein-
arbeitung die Aufgaben eines Kassenreferenten auszuüben. Dies 
erscheint mir vor allem im Hinblick auf die aktuelle Situation 
im AStA wichtig. Nach dem Rücktritt der ehemaligen Kassenre-
ferentin möchte ich mit meiner Arbeit helfen, den AStA wieder 
voll handlungsfähig zu machen.

Neuer Kassenwart im AStA
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Was macht eigentlich das AStA-Sportreferat

 der Universität Hannover?

Wir sind...
die Sportreferenten Alexander Rutsch (29 
Jahre - seit 01/2004 Geschäftsführung) 
und Sascha Koltermann (33 Jahre - seit 
05/2004 Finanzführung).
Alex studiert Pädagogik auf Magister. 
Seine sportlichen Vorlieben sind Fahr-
radfahren, Inlineskaten und Klettern. 
Sascha studiert Sport und Pädagogik 
und betätigt sich beim Aikido, Laufen, 

Saunieren und 
Wandern.

Das Sportre-
ferat ist ein 
a u t o n o m e s 
AStA-Referat. 
Ihr findet unser 
Büro im Ge-
bäude des Uni-
Sportzentrums 
(Am Moritz-
winkel 6). Grob 
gesagt sind wir 
die studenti-
sche Interessen-
vertretung der 
Sporttreibenden 
im Hochschul-
sport Hannover. 

Jeder Sportkurs  aus dem Hochschul-
sportprogramm wählt am Anfang des 
Semesters eineN VertreterIn, den soge-
nannten Obmenschen. Diese treffen sich 
zweimal im Semester auf der Obleute-
versammlung (OV), die wir organisieren 
und leiten. Sie dient dem Informations-
austausch und ist unser Beschlussgremi-
um. 
Das bedeutet zum Beispiel, dass:
- die SportreferentInnen (Uni, TiHo, 
MHH) gewählt werden 
- unser Haushalt vorgestellt und geneh-

migt wird
- über das Sportprogramm des Hoch-
schulsports abgestimmt wird
- besondere Ausgaben diskutiert werden 
(PC, Bus, Material)
- Ihr neue Ideen vorstellen könnt (Trend-
sportarten, Turnierausrichtung, Projekte)

Wir beschäftigen uns mit...
Zuschüssen. Wir unterstützen euch fi-
nanziell, wenn ihr mit eurer Sportgruppe 
zu Uni-Turnieren oder Deutschen Hoch-
schulmeisterschaften fahren möchtet. 
Dafür könnt ihr vor den Veranstaltungen 
Zuschüsse für Fahrtkosten und Melde-
geld beantragen. Genauso gut könnt ihr 
mit unserer Unterstützung rechnen, wenn 
ihr ein Turnier in Hannover ausrichten 
möchtet (Know-how, Plakate, Kassen...).

Hochschulpolitik. Insgesamt gibt es in 
Hannover 10 SportreferentInnen,  an jeder 
Hoch- bzw. Fachhochschule mindestens 
eine/n. Bei regelmäßigen Treffen halten 
wir uns über die Entwicklung an den ein-
zelnen Standorten auf dem laufenden und 
planen gemeinsame Aktionen.

Überregionalem. Wir vertreten eure In-
teressen auch bundesweit. Zweimal im 
Jahr finden Sitzungen des Hochschul-
sportverbandes Niedersachsen/Bremen 
(HVNB), einmal jährlich die des  Allge-
meinen Deutschen Hochschulsportver-
bandes (adh) statt, bei denen sich Haupt-
amtliche und SportreferentInnen treffen, 
beraten und entscheiden. Für uns eine 
super Gelegenheit, Erfahrungen mit den 
SportreferentInnen anderer Unis auszu-
tauschen.

Projekten. Den Lebensraum Hochschul-
sport gestalten wir kontinuierlich weiter 
durch innovative Anregungen und neue 

sportreferat
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sportreferat

Ideen. Neben der Verschönerung von 
Sporteinrichtungen durch Bilder oder 
einer geselligen Sitzecke werden auch 
Bilderausstellungen oder Fotowettbe-
werbe durchgeführt. Dabei kooperieren 
wir häufig mit Studis unterschiedlicher 
Hochschulen und Fachrichtungen – für 
uns eine spannende Zusammenarbeit!

Wir organisieren...
Das Hochschulsportfest. Das beliebtes-
te Fest kurz vor Semesterende im Som-
mer und das größte Breitensportfest Han-
novers. Da ist Sport und  Party 300%ig 
angesagt!!! Egal ob Fußball, Volleyball, 
Beachvolleyball, Basketball, Tennis oder 
5.000 m-Lauf. Und hinterher startet die 
Open-Air-Party mit Kulinarischem und 
Flüssigem in kreativ geschmückter Um-
gebung.

Den Winternachtsspaß. Klein aber fein 
präsentiert sich der Bruder zum Hoch-
schulsportfest in der kalten Jahreszeit im 
Dezember. Hier ist natürlich auch genug 
Raum für sportliche Aktivitäten gege-
ben wie Basketball und Volleyball mit 
möglichst vielen Spielen und Preisen für 
das originellste Mannschaftstrikot. Alle 
Spiele finden in den Hallen statt. Nach 

dem Sport sind dann Party, Cocktails und 
gute Laune angesagt.

Die Übi & Obi – Party. Die Danke-
schön-Party für die ÜbungsleiterInnen 
und Obleute
- schlemmen, tanzen und Spaß haben auf 
Kosten des Sportreferats – hier wird das 
Engagement im und am Sport belohnt.

Den Run for Fun-Cup. Ein Muss für alle 
Laufbegeisterten und die, die es werden 
wollen. Auf euch wartet eine 5 und 10 km 
lange Laufstrecke von der MHH durch 
die grüne Eilenriede und zurück. Der 
Hochschullauf ist eine Gemeinschaftsak-
tion der Sportreferate der Uni, TiHo, FH, 
Ev. FH, HMT und der MHH. 

Sportreferate im Visier
Das Gemeinsame Sportreferat erhält Un-
terstützung von den SportreferentInnen 
der anderen Hoch- und Fachhochschulen. 
Eure AnsprechpartnerInnen direkt vor 
Ort haben ein offenes Ohr für Fragen, 
Probleme und Anregungen, nehmen an 
den Obleuteversammlungen teil und or-
ganisieren Partys und weitere Sportver-
anstaltungen.
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Die Baracke
Jeder kennt sie, jeder braucht sie! Oder 
etwa nicht? Das studentische Café direkt 
am Sportzentrum im Container. Die Ba-
racke wird von engagierten Sportstudis 
der Fachschaft Sport betrieben und vom 
Sportreferat unterstützt. Billiges Bier, le-
ckere Cocktails, kalte Softdrinks & war-
me Snacks werden euch an der Theke zur 
Stärkung nach den sportlichen Aktivitäten 
gereicht. Hier kann der Abend gemütlich/
gesellig ausklingen.

Öffnungszeiten:
Montag, Dienstag und Donnerstag ab 
19.00 Uhr
Mittwoch ab 21.00 Uhr Cocktailabend 
(2,50 Euro)!

“Special Sport Events”:
wie der “Bierathlon” oder das “Weih-
nachtsboßeln” werden von der Fachschaft 
organisiert - Termine und Veranstaltungs-
hinweise findet ihr am Fachschaftsbrett 
oder unter: 
http://www.fachschaft-sport.de.vu/

Wir freuen uns über Eure Ideen, Interesse 
und Engagement. Es gibt viel zu tun - 
in diesem Sinne sind alle Interessierten 
herzlich eingeladen uns zu besuchen!

Wir wünschen euch ein lehr- und erleb-
nisreiches Wintersemester 2004/2005

Sportlich-dynamische Grüße von
Alex & Sascha
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Fachhochschule Hannover
Thorsten Pforte & Marc Weist
Ricklinger Stadtweg 120
30459 Hannover
Do 11.30-12.15 Uhr
Tel.: 440130 oder 9296-175
sport@asta.fh-hannover.de

Medizinische Hochschule
Christian Klemann
Carl-Neuberg-Str. 8 
30625 Hannover
Do 12-14 Uhr
Tel. + Fax: 532-5414
sport@mhh-asta.de

Tierärztliche Hochschule
Gelja Maiwald
Bischofsholer Damm 15
30173 Hannover
Mo 13.00-14.00 Uhr
Tel.: 856-7704  Fax: 856-7705
sport@asta-tiho.de

Universität und Gemeinsames
Sportreferat
Alexander Rutsch & Sascha Koltermann
Am Moritzwinkel 6
30167 Hannover
Semester: Di + Do 16.30-18.00 Uhr

Ferien: Mi 17.00-18.00 Uhr
Tel.: 762-3801  Fax: 762-4965
sportreferat@hochschulsport-hannover.de
www.asta-hannover.de/sportreferat

Hochschule f. Musik u. Theater
Michael Stertzinger
Emmichplatz 1
30175 Hannover
Mo 15.00-16.00  Uhr
Tel.: 3100-236  Fax: 3100-200
astahmt@web.de

Ev. Fachhochschule
Tim Weerts & Katja Kühn 
Blumhardtstr. 2
30625 Hannover
Mo 13.00-14.00 Uhr
Tel.: 5301-250  Fax: 5301-253
kontakt@asta-efh.de

sportreferat
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Studieren mit Handicap 

NEU : Einrichtung einer Beratung 
für Studierende mit Behinderung und 
chronischen Erkrankungen 

Ort : im Service-Büro des AStA in der 
Hauptmensa
Zeit : Dienstags, von 16:00 bis 18:00 Uhr
Beginn : ab dem 22.Oktober 2004
Ansprechpartner : Mirjam und Micha
Telefon : 0511 - 762 50 66

Außerhalb dieser Sprechzeit lohnt sich 
der Versuch einer Nachfrage im AStA 
(Theodor-Lessing-Haus).
Telefon : 0511 - 762 50 61

Euer Beratungsteam: Mirjam und Micha

„Menschen mit Behinderung brauchen 
den Schutz und die Solidarität der ge-
samten Gesellschaft. Die Bundesre-
gierung wird alle Anstrengungen un-
ternehmen, um die Selbstbestimmung 
und gleichberechtigte Teilhabe von 
Menschen mit Behinderungen zu för-
dern und so dem im Grundgesetz ver-
ankerten Benachteiligungsverbot für 
Menschen mit Behinderung Geltung 
zu verschaffen.“ (aus : „Studium und 
Behinderung“ des Deutsches Studen-
tenwerk, Bonn, 1998, S. 3)

 Im bundesdeutschen Vergleich betreibt 
die Universität Hannover eine Hochschul-
politik mit Entwicklungscharakter, was 
die Situation, Beratung und Aufklärung 
von Studierenden mit Behinderung und 
chronischen Erkrankungen angeht. Be-
troffene Studierende haben es hier nicht 
besonders leicht, oder wählen gleich ei-
nen anderen Studienort aus. 

Gleichberechtigte Teilhabe

 Hier treffen wir auf eine Grundsatz-
frage bezüglich der Thematik: Gleichbe-
rechtigte Teilhabe oder Konzentration. 
Ähnliches lässt sich ebenso innerhalb der 
allgemeinen Hochschulpolitik antreffen. 
Ganze Fachbereiche werden hier und an-
derswo einfach geschlossen. Befragt man 
Verantwortliche, so bekommt man zu hö-
ren, dass es doch viel praktischer und effi-
zienter (= kosteneffizient ) sei, wenn sich 
Studienfächer, wie bspw. die Soziologie, 
an einigen wenigen Hochschulstandorten 
innerhalb der Republik konzentrierten. 
Denn wer ernsthaft an der Soziologie in-
teressiert sei, der nehme auch einen Um-
zug nach bspw. Kiel in Kauf. 

 Eine Politik der Konzentration, be-
zogen auf die Problematik Studierender 
mit Behinderung und chronischen Er-
krankungen, bedeutet eine Auslagerung 
betroffener Studierender in spezielle 
Schwerpunkt-Hochschulen, d.h. Hoch-
schulen, welche letztlich alle möglichen 
Bedingungen dafür bereitstellen, dass 
betroffene Studierende hier optimal ein 
Studium betreiben können. Hört sich zu-
nächst sinnig und praktisch an. 

 Das Gegenmodell zur Konzentration 
ist das Prinzip der gleichberechtigten 
Teilhabe. Dieses kennt keine speziellen 
„Behinderten-Unis“. Stattdessen wird 
es betroffenen Studierenden ermöglicht, 
sich die Studienorte nach fachlichen, 
räumlichen oder sonstigen Kriterien aus-
zusuchen, nicht nach dem Kriterium der 
Behinderung. Diese Studierende haben 
zwar eine körperliche oder medizinische 

behindertenberatung
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Besonderheit, ansonsten aber die gleiche 
Wahlmöglichkeit wie „Normalies“. Dies 
allein ist bereits Zeichen tatsächlicher 
Gleichstellung. Das Prinzip der gleich-
berechtigten Teilhabe zeichnet sich nicht 
durch eine Sonderung „Behinderter“ in 
speziellen Sammelpunkten aus. Viel-
mehr wird hier darauf geachtet, dass sich 
„Benachteiligte“ mit der Allgemeinheit 
vermischen können und insofern ein ge-
genseitiger Kontakt entstehen kann. Die-
ser wirkt sehr fruchtbar - und zwar für 

beide Seiten. 

 Es hat sich für betroffe-
ne Studierende gezeigt, dass 
gerade die Herausforderung, 
sich in Räumen der Allge-
meinheit samt ihrer norma-
len Anforderungen zu bewe-
gen, sich in optimaler Weise 
auf die persönliche, fachliche 
und berufsspezifische Ent-
wicklung auswirkt. Men-
schen müssen in die „reale“ 
Welt ent- oder gelassen wer-
den, damit sie gleichberech-
tigt „lebenstauglich“ werden 
können. Dies sollte so früh 
als möglich geschehen, also 
bereits im Kindergartenalter. 
Eine Konzentration entspricht 

einer gesellschaftlichen Isolation, um das 
böse Wort des „Wegsperrens“, der „Ghet-
toisierung“ oder der „Hospitalisierung“ 
zu vermeiden. 

 Auf der anderen Seite kann es sich 
gesellschaftlich (und individuell) nur 
positiv auswirken, wenn die Allgemein-
heit sich dem Kontakt mit Menschen mit 
Besonderheiten nicht entzieht. Hier kann 
Mensch lernen, dass die Welt und das 
Leben nicht immer perfekt verläuft. Der 

unmittelbare Kontakt und solidarisches 
Verhalten, kann uns daran erinnern, und 
dadurch uns selbst ein erhöhtes mensch-
liches Antlitz sowie soziale Fähigkeiten 
verleihen. Also, Symbiose statt Spal-
tung. 

 Im Rahmen des bundesdeutschen So-
zialumbaus sollte ein besonderes Augen-
merk darauf liegen, dass grundlegende 
Werte, wie sie bspw. im oben genann-
ten Zitat der Bundesregierung genannt 
sind, tatsächlich auch umgesetzt werden. 
Insbesondere angesichts folgender Äu-
ßerung, wie die des „Superministers“ 
Clement am Aktionstag der Initiative 
„Teamarbeit für Gerechtigkeit“ am 5. 
Oktober dieses Jahres (Mitschrift aus der 
Tagesschau, ungefährer Wortlaut): „Ar-
beit, Wachstum und Innovation - alles 
zusammen gebündelt, muss absolute Pri-
orität haben. Alles andere muss für eine 
Zeit zurückgedrängt werden.“
 Ebenso angesichts einer Äußerung ei-
nes Politikers am „Geburtstag Deutsch-
lands“, 3. Oktober 2004 (Mitschrift aus 
dem Radio, ungefährer Wortlaut): „Der 
Staat soll nicht alles Mögliche, aber alles 
Nötige machen.“

 Was das in der Praxis bedeutet, oder 
bedeuten soll, kann Mensch sich vorstel-
len. Eben aus diesem Grunde stellt sich 
die Frage des Umganges mit Studieren-
den mit Behinderung und chronischen 
Erkrankungen (und nicht nur diese) als 
ein so genannter „Lackmus-Test“ für die 
rechtliche Grundwerteordnung der Bun-
desrepublik Deutschland heraus. Treten 
hier Abweichungen zu dem oben genann-
ten Zitat auf, so gilt es, sich Sorgen zu 
machen. 

 Wir befinden uns gesellschaftshis-

behindertenberatung
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torisch in einer Position, welche einen 
logischen Widerspruch enthält. Der Ge-
sellschaftsumbau beinhaltet einen Sozi-
alabbau. Kein mensch mag in der Lage 
sein, abzuschätzen, wo die Grenzen des 
Abbaus sein werden. Die Politik ver-
sichert zwar inbrünstig, dass der Sozi-
alstaat durch den Gesellschaftsumbau 
sicher und finanzierbar gemacht werden 
soll. Wir glauben ihnen gerne, aber wer 
hält etwas auf das Wort von Politikern? 

 Stelle Mensch sich weiter vor, dass der 
Sozialabbau  kein Ende findet. Wie sieht 
es dann mit dem Schutz vor Benachtei-
ligung aus, abgesehen von einer Reihe 
anderer gesellschaftlicher Problemberei-
che? Wie können wir sicher gehen, dass 
dieser Fall nicht eintritt? Die sozialstaat-
liche Grundwerteordnung samt ihren 
ethischen Grundsätzen sieht sich hier 
einem neo-liberalen Drängen ausgesetzt, 
welche von karrieregeilen und machtbe-
sessenen Politikern durchgesetzt wird. 
Diese wiederum werden maßgeblich von 
Lobbyisten der großen Unternehmen und 
von Wirtschaftsverbänden beeinflusst.

 Kurzer historischer Abriss der rechtli-
chen Grundlagen:

- die Geschichte (nicht die der Mensch-
heit) beginnt im Jahre 1982. Am 25.6.1982 
hat die Konferenz der Kultusminister der 
Länder (KMK) eine Empfehlung aus-
gesprochen, in der sie auf die Situation 
behinderter Studierender hinweist und 
konkrete Maßnahmen fordert. 

- am 3.11.1986 hat die damalige West-
deutsche Rektorenkonferenz (heute 
Hochschulrektorenkonferenz) eine Emp-
fehlung verabschiedet, die dazu dienen 
soll, die konkreten Ansätze zur Verbes-

serung der Studiensituation behinderter 
Studierender genauer festzulegen. 

- erst im Jahre 1994 (!) ist in das Grund-
gesetz ein ausdrückliches Verbot der 
Diskriminierung von Menschen mit Be-
hinderung aufgenommen worden. Die 
Thematik ist gesellschaftspolitisches 
Neuland. 

- Für den Hochschulbereich gehören zu 
den rechtlichen Grundlagen das Hoch-
schulrahmengesetz sowie die Hochschul-
gesetze der Länder:
(HRG), §2, Abs. 5 : „Die Hochschulen 
wirken an der sozialen Förderung der 
Studenten mit; sie berücksichtigen die 
besonderen Bedürfnisse behinderter Stu-

denten. Sie fördern in ihrem Bereich den 
Sport.“

- Es ist im übrigen die gleiche KMK, aus 
der Christian Wulff am 5.Oktober ausge-
treten ist, und somit die KMK gesprengt 
hat: „HANNOVER. Die Kultusminister-
konferenz (KMK) ist seit gestern formal 
am Ende. Niedersachsens Ministerprä-
sident Christian Wulff (CDU) kündigte 
die Mitgliedschaft des Landes. Er wolle 
so die überfällige KMK-Reform voran-
treiben, betonte Wulff. Er rechnet da-
mit, dass bereits ab Anfang 2005 eine 
verschlankte KMK arbeitet. …“, NEUE 
PRESSE, 6. Oktober.

Micha
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studienplatztausch

Zulassung
Ein Erstsemester kann sich nicht in allen 
Fächern frei einschreiben. Ein sogenann-
ter „örtlicher“ oder „überregionaler“ 
Numerus Clausus (NC) verhindert dies 
immer dann, wenn die Zahl der Bewer-
ber/innen die Zahl der Studienplätze 
überschreitet.
 Fächer mit überregionalem NC (Hu-
man-, Zahn-, Tiermedizin, Psychologie, 
Pharmazie, Biologie, BWL und z.T. Jura) 
werden über die Zentrale Vergabe von 
Studienplätzen (ZVS) zweimal im Jahr 
vergeben. Nach welchen Voraussetzun-
gen, bestimmen die Bundesländer durch 
die Kultusministerkonferenz (KMK). So 
kann eine Hochschule u.U. Ihre Studien-
plätze zu einem Großteil selber vergeben, 
delegiert dieses Verfahren allerdings an 
die ZVS. Dies hat verschiedene Ursa-
chen. Zum einen personell, zum anderen 
ist eine Hochschule selbst meist nicht in 
der Lage, den bundesweiten NC zu er-
rechnen.
 Bei einem örtlichen Verfahren be-
stimmt alleine die Hochschule, welche 
Studierenden zugelassen werden. Der 
Nachteil: Jeder Studierende bewirbt sich 
an mehreren Hochschulen, um zumin-
dest einen Platz zu erlangen, was zu einer 
Blockierung mehrerer Plätze durch eine 
Person führt.
 Wer in diesen Verfahren seinen ge-
wünschten bzw. erforderlichen Studien-
ort nicht erhält, kommt einem Studien-
platztauschverfahren nicht vorbei.

Höheres Semester
Die oben angesprochenen Studienfächer 
bleiben auch im höheren Semester zulas-
sungsbeschränkt. Denn es wird ja kein 
Studienplatz beim Vergabeverfahren zu-
rückgehalten.  

 Welcher Studienanfänger kann schon 
mit Studienbeginn verbindlich über sei-
nen Studienschwerpunkt im Hauptstudi-
um (ab dem 5. Semester) entscheiden?!
Erst der Studienverlauf und die wach-
sende Studienerfahrung bereiten diesen 
Weg. 
 Wird dieser Studienschwerpunkt an 
einer anderen Universität angeboten, so 
kommt wieder nur ein Studienplatztausch 
in Frage.

Wirtschaftliche Beweggründe
Hohe Mieten und Lebenshaltungskosten, 
Ausbildungsförderung per Kredit, eigene 
Finanzierung des Studiums - die Gründe, 
die für einen bestimmten Studienort spre-
chen sind im Einzelfall sehr vielfältig. 
Dies gilt insbesondere für die ausländi-
schen Kommilitonen. Wer also in keinem 
der oben beschriebenen Verfahren einen 
Studienort am gewünschten Ort erhalten 
hat ist auf einen Studienplatztausch an-
gewiesen.

VSB
Der VSB führt seit zwölf Jahren den bun-
desweiten Studienplatztausch eigenstän-
dig und professionell durch. Professionell 
bedeutet: Es ist nicht mit einer Anzeige 
getan. Die Tauschbedingungen der Uni-
versitäten, die Möglichkeiten nach einem 
Wechsel ohne Unterbrechung weiter stu-
dieren zu können, bürokratischen Vor-
aussetzungen und nicht zuletzt die jahre-
lange Zusammenarbeit mit Universitäten 
ermöglichen es dem VSB als einzige 
Stelle bundesweit, diese Arbeit zuverläs-
sig und kontinuierlich zu erfüllen. 
 In gemeinnütziger Form sind örtliche 
Studierendenschaften (ASten) die Träger 
des „Verein zur Förderung studentischer 

Studienplatzausch - Was ist das überhaupt?
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Belange“ und unterstützen dieses bun-
desweite Projekt finanziell, vor Ort ge-
genüber allen universitären Stellen und 
personell. Leider ist die Finanzhoheit der 
ASten nicht in jedem Bundesland gege-
ben. Aus diesem Grund ist die finanzielle 
Unterstützung nur bedingt möglich.

Tausch
Die Aufgabe des Studienplatztausches, 
soll neben der notwendigen persönli-
chen Beratung, durch ein Direkt- wie 
Ringtauschverfahren erfüllt werden. An 
einem Direkttausch sind zwei Personen 
und Universitäten beteiligt (von Ort A 
nach B und umgekehrt).
 Sollte kein Direkttauschangebot ge-
funden werden, ist der „Ringtausch“ eine 
Alternative. Bei diesem Verfahren sind 
drei oder mehr Studierende und Universi-
täten beteiligt (Beispiel: Von Ort A nach 
B; von Ort B nach C; von Ort C nach A).

Internet
Die Bearbeitung findet überwiegend im 
Internet statt. Auf der Seite: www.studi-
enplatztausch.de finden sich alle notwen-
digen Informationen. 
 Ein ausgearbeitetes 
Tauschformular ermög-
licht eine direkte Be-
werbung. Verschiedene 
„Assistenten“ unterstüt-
zen die detaillierte und 
vollständige Angabe der 
Daten.
 Spezielle Bedingun-
gen wie z.B. Studienjah-
re (Studienbeginn nur im 
Wintersemester) finden 
hier bereits Berücksich-
tigung.

 Die „Anzeigen der Tauschangebote“ 
ermöglichen eine bequeme Übersicht in 
die aktuell gespeicherten und tatsächli-
che passenden Tauschpartner ohne lan-
ges suchen oder scrollen. Auch hier sorgt 
ein Assistent für die umfassende und 
korrekte Abfrage der nötigen Informatio-
nen. Diese Anzeigen sind auf zahlreichen 
anderen Internetseiten integriert, um eine 
möglichst breite Öffentlichkeit für den 
einzelnen Tauschwunsch herzustellen.
 Newsletter zu aktuellen Themen be-
treffend des Studienplatztausches wer-
den bei Bedarf an  alle gespeicherter 
Tauschwünsche geschickt.

Tauschprogramm
Das Kernstück der Datenbank ist das ei-
gentliche Tauschprogramm. Ein täglicher 
Abgleich der überarbeiteten Tauschwün-
sche im Direkt- wie Ringtauschverfah-
ren, automatische Benachrichtigung der 
vermittelten Studierenden, nach einer 
Ringtauschvermittlung weitere Suche 
nach einer direkten Möglichkeit sind ge-
geben.

Menue für Bewerber/innen
Jede Antragsteller/in erhält eine Pin-
Nummer. Mit diesem Pin und der eigenen 
E-Mail kann sich die betreffende Person 
auf der Startseite einloggen und findet 
ein übersichtliches Menue vor. Dort kön-
nen Änderungen der persönlichen Daten, 
die Daten der vermittelten Kommilito-
nInnen, E-Mail versand an den vsb und 
vieles andere mehr vorgenommen. 

Euer
vsb - Büro für Studienplatztausch - 
www.studienplatztausch.de
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(sp) Die faschistische NPD und so ge-
nannte Freie Kameradschaften bzw. 
„Freie Nationalisten“ riefen am Sams-
tag den 23. Oktober zu einem Auf-
marsch in Hannover auf. Die „Nationa-
le Protestdemo“ lief unter dem Motto 
„Sozialabbau, Rentenklau, Korrupti-
on – Nicht mit uns!“.
 Bereits im Vorfeld hatten sich verschie-
dene Bündnisse zusammengeschlossen, 
um gegen den Nazi-Aufmarsch zu pro-
testieren oder ihn zu verhindern.
 Einerseits gab es am Samstag ab 11.00 
Uhr eine Kundgebung am Steintor unter 
dem Motto: „Hannover – kein Platz für 
Nazis“ von DGB, ver.di, Bü90/Grüne, 
AStA Universität Hannover,  SJD-Die 
Falken, Grüne Jugend, Aktionsbündnis 
„Langenhagen gegen rechte Gewalt“ und 
Jusos zusammen mit der SPD. 
 Hannovers Oberbürgermeister Her-
bert Schmalstieg ließ es sich nicht neh-
men Präsenz zu zeigen und deutlich zu 
machen, dass in „unserer internationa-
len Stadt“ Faschisten nichts zu Suchen 
hätten. Weitergehende Kritik an gesell-

schaftlichen Zusammenhängen blieb 
aber ausgeblendet. Wer übt schon gerne 
Selbstkritik.
 Andererseits rief das „Antifaschisti-
sche Bündnis Hannover“ um 10.30 Uhr 
zum Klagesmarkt auf. „Nazis wegRo-
cken – Sozialabbau stoppen“ lautete das 
Motto von Antifa 3000; AntiFa AG Uni 
Hannover; Antifaschistische Aktion 
Hannover [AAH]; Antifa Barsinghau-
sen (DeisterGeister); Antifa Wenning-
sen; ATTAC Hannover; FDJ Hannover; 
Gewerkschaftsforum Hannover; KPD 
Hannover; Linksruck; MC Kuhle Wam-
pe, Hannover; ohm 365; PDS Hannover; 
Projektgruppe Agenda 2010-kippen; Red 
Linden; SDAJ Hannover; SJD Die Fal-
ken; Solid Niedersachsen; VVN Kreis-
vereinigung Hannover; VVN Landesver-
einigung Nds. e. V. 
 Gerade mal 350 Menschen fanden sich 
am Steintor ein. Nicht gerade ein unüber-
sehbares Zeichen, wie es der Aufruf des 
bürgerlichen Bündnisses forderte. 
 Das Antifaschistische Bündnis mo-
bilisierte hingegen weitgehend mehr 

NAZI-Aufmarsch in Hannover
oder

Schöner leben ohne NAZIs

titel-story

Immer wieder setzt sich der vermummte „Grüne Block“ an die Spitze der Demo. 

Foto: B.W.
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Soziale
Gerechtigkeit?

Menschen um gegen die NeoNazis zu 
demonstrieren. Die Zahlen schwanken 
hier zwischen 800 und 1400. Zumindest 
war es eine deutliche Mehrheit gegenü-
ber der bürgerlichen Kundgebung und 
den Faschisten selber, die gerade mal mit 
etwa 150 Personen angereist waren. Nicht 
ganz überraschend waren es vornehmlich 
sehr junge rechtsradikale Männer und ei-
nige wenige Frauen. Im vorderen Bereich 
der Nazi-Demo liefen dann allerdings 
auch einige ältere und breitschultrige-
re Rechtsextremisten mit. Dass es sich 
hierbei wohl um den gewaltbereiteren 
Prügeltrupp der Faschisten handelte, ist 
vermutlich eine nicht ganz abzuweisende 
Interpretation. 

Niederschwelliges Einschreiten

Die Polizei hatte bereits ab Freitag hun-
derte Polizisten im Einsatz. Am Samstag 
steigerte sich diese Zahl dann auf 2500 
Polizeikräfte im Stadtgebiet. Die Hanno-
veraner Beamten wurden dabei verstärkt 
aus zahlreichen anderen Bundesländern. 

Mit dabei war auch eine Einheit aus Bay-
ern. Komplett in Schwarz gekleidet er-
innerte dieser Trupp weniger an Polizei, 
als an militärische Spezialeinheiten  oder 
gar noch schlimmeres. Schon einmal tru-
gen „Schutz“-Kräfte schwarz. Während 
sich die Polizeiführung im nachhinein 
damit rühmte das ihr Konzept des nie-
derschwelligen Einschreitens voll aufge-
gangen wäre, sah die Realität doch ein 
wenig anders aus. Von Beginn an gab es 
zahlreiche Versuche die Demo des An-
tifaschistischen Bündnisses zu krimina-
lisieren. Und während am Steintor noch 
der DGB-Chor sang, wurde der Demons-
trationszug der AntifaschistInnen in der 
Langen Laube gestoppt. Die Begründung 
für das Aufhalten war dermaßen faden-
scheinig, dass man wohl durchaus von 
einer Polizeiprovokation sprechen kann. 
Offiziell hieß es, dass Wurfgegenstän-
de im so genannten Schwarzen Block 
mitgeführt würden. Auch die Vermum-
mung einiger TeilnehmerInnen wurde 
als Grund angeführt. Als Wurfgeschosse 
wurden dann mitgeführte Flaschen iden-
tifiziert. Zwar ist es tatsächlich äußerst 
fraglich ob auf Demonstrationen unbe-
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titel-story

Er wollte wohl nur mal 
winken.

dingt Alkohol getrunken werden muss, 
unfraglich bleibt hingegen, dass wenn 
Flaschen als Wurfgeschoss gelten, wohl 
die Loveparade eine der gefährlichsten 
„Demonstrationen“ der letzten Jahre ge-
wesen sein muss. 

Gemeinsam gegen Faschismus 

Während die Polizeikette immer noch 
das Weiterziehen der AntifaschistInnen 
behinderte, setzten sich die bürgerliche-
ren Demonstranten in Richtung Lange 
Laube in Bewegung. Letztlich blieb der 
Polizei dann auch nichts anderes mehr 
übrig, als die beiden Demonstrationszüge 
vereinigen zu lassen. Und so demonst-
rierten dann alle gemeinsam gegen Fa-
schismus. Das Spalier der Polizei wur-
de so mit der Zeit immer weiter, da sich 
zwischen Polizei und AntifaschistInnen 
immer mehr bürgerliche Demonstran-
ten einreihten. So war ein sehr seltenes 
Bild auf Demonstrationen zu betrachten. 
Denn für gewöhnlich trennt die Polizei 
die autonomeren, linken Gruppierungen 
konsequent von allen anderen Demonst-
rierenden. So ist es einerseits einfacher, 
die „Linken“ zu kriminalisieren und an-

dererseits ist es politisch erheblich leich-
ter von guten und bösen Demonstranten 
zu sprechen, von Randalierern und De-
mokraten. Durch dieses gemeinsame 
Vorgehen wuchs der Demonstrationszug 
zunehmend. Viele Menschen, die sich 
in der Stadt aufhielten schlossen sich 
der Demo spontan an und so waren zwi-
schenzeitlich über 3000 Menschen gegen 
Nazis auf der Strasse. Erfreulich war, 
dass nach der Abschlusskundgebung, die 
wieder am Steintor stattfand,  es immer 
noch einige hundert AntifaschistInnen 
schafften, dorthin zu gelangen wo der 
Protest hingehört. Trotzdem die Polizei 
die Stadt großräumig abriegelte fand der 
Protest am Georgsplatz direkt gegenü-
ber den Faschisten statt. Doch auch hier 
war die Polizei mit hunderten Polizisten 
präsent, um die Faschisten zu beschüt-
zen. Ein Durchkommen war dement-
sprechend unmöglich. Schließlich waren 
noch Reiterstaffel, Hunde und die bereits 
erwähnte „Knüppelgarde“ aus Bayern 
vor Ort. Wenigstens wurde den Nazis so 
deutlich und lautstark gezeigt, dass sie in 
Hannover keinen Zuspruch bekommen 
werden. Trotz der eher harmlosen Range-
leien am Georgsplatz gab es einige Ver-
haftungen. Insgesamt sollen es an diesem 
Tag 21 gewesen seien. Verglichen mit der 
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Schwarzer Block

Der so genannte schwarze Block fällt 
durchaus auch dem Demo-Touristen 
auf. Schwarze Kleidung, Kapuzenja-
cke, Basecap und dunkle Sonnenbrille 
kennzeichnen diese „Szene“. Schnell 
wird von Vermummung gesprochen. 
Da  Polizei, Staatsschutz und Verfas-
sungsschutz jedoch immer mit zahlrei-
chen Kameras vor Ort sind, kann dies 
auch als Selbstschutz ausgelegt werden. 
Warum sollte  der Verfassungsschutz 
wissen, auf wie vielen und welchen 
Demonstrationen mensch teilnimmt?!  
Ein weiterer Punkt ist, dass die Polizis-
ten selbst vermummt sind. Soll heißen, 
dass es fast unmöglich ist Polizisten im 
Nachhinein zu identifizieren. Sollte es 
also zu Polizeigewalt kommen, wird es 
verhindert, diese Beamten zur Rechen-
schaft zu ziehen. Solange dies der Fall 
ist und Polizisten nicht  gekennzeichnet 
sind, ist es  nur angemessen ebenfalls 
nicht erkannt zu werden.
Solange AntifaschistInnen krimina-
lisiert werden, werden wir auch auf 
entsprechenden Demonstrationen den 
„Schwarzen Block“ sehen.  

Nach den Sitzblockaden der 68er nun die Stehblockaden der Grünen

letzten Demonstration und ca. 220 Fest-
nahmen kann durchaus von einer friedli-
chen  Demonstration gesprochen werden.  
Auch der Polizeieinsatz war im Vergleich 
zu Berliner oder Hamburger Einsätzen 
bei ähnlichen Demonstrationen durch-
aus akzeptabel. Ausnahmen ließen sich 
wohl eher auf die Überforderung eini-
ger Einheiten zurückführen. So konnte 
mensch miterleben, wie die Befehle von 
Einsatzleitern nicht ausgeführt wurden 
oder von verschiedenen Einsatzleitern 
gegensätzliche Befehle erteilt wurden. 
Hiermit sollen Übergriffe der Polizei 
nicht relativiert werden, aber bei einem 
Einsatz von 2500 Polizeibeamten ist es 
durchaus anerkennenswert, dass es we-
der zu Kesseln gekommen ist, noch dass 
von größeren Übergriffen der Polizei zu 
hören war. Bleibt noch zu sagen, dass es 
für die Linke ein voller Erfolg war. Ein 
deutliches Zeichen gegen Faschismus 
wurde gesetzt. Hervorzuheben ist noch, 
dass es die AntifaschistInnen geschafft 
haben, Faschismus und Sozialabbau als 
sich bedingende Prozesse in die Wahr-
nehmung der Menschen zu bringen. 
Selbstverständlich kann das im Rahmen 
einer Demonstration nur plakativ gesche-
hen. Aber wenigstens ist es überhaupt 
geschehen.  

Foto: B.W.
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Die Polizei-Blockade in der Langen Laube wird akribisch von zahlreichen Seiten gefilmt.

W er immer noch nicht weiß, 
warum er gegen Nazis auf 
die Strasse gehen sollte, 

möge noch die folgenden Zeilen lesen. 
Die NPD und weitere faschistische 
Gruppierungen rufen unter dem Titel 
„Sozialabbau, Rentenklau, Korrup-
tion – Nicht mit uns!“ zu „Nationalen 
Protestdemos“ auf. 
 Die Ängste, die der Sozialabbau der 
Bundesregierung unter dem Namen 
„Agenda 2010“ und „Hartz IV“ hervorge-
rufen hat, werden auf populistischste Art 
und Weise von den Rechten instrumen-
talisiert, um ihre menschenverachtenden 
Ideologien gesellschaftsfähig zu machen. 
Wobei beachtet werden sollte, dass viele 
Forderungen und Ressentiments der Fa-
schisten mehr oder weniger latent bei vie-
len Menschen vorhanden sind. Die Angst 
vor „dem Ausländer“ der die Arbeitsplät-
ze wegnimmt oder dem das Geld nur so 
„geschenkt wird“, ist nicht auf rechtsra-
dikale Gruppierungen beschränkt. Struk-
tureller Rassismus und Antisemitismus 
sind immer noch weit verbreitet. Dies ist 
nicht zuletzt an den Wahlergebnissen der 
NPD und DVU abzulesen. Die Behaup-
tung es handele sich hierbei lediglich 
um Protestwähler ist eine gefährliche 
Verharmlosung. Wer seinen Protest den 

so genannten Volksparteien bei Wahlen 
zeigen will, hat auch andere Möglichkei-
ten als rechtsradikal zu wählen. Die Be-
reitschaft seine Stimme den Rechten zu 
geben, zeigt mehr als deutlich, dass die 
Faschisten immer mehr Identifikations-
potentiale und Anknüpfpunkte bieten. 
Existenzängste werden dabei von den 
Propagandisten der Nazis permanent 
bedient. So wird vor der zunehmenden 
„Massenzuwanderung“ in einem Papier 
an „Deutsche Männer und Frauen“ ge-
warnt, dass im Zuge der oben genannten 
Demo im Internet veröffentlich wird. Im 
gleichen Absatz wird „Schluss mit der 
sozialen Ungerechtigkeit“ gefordert. Und 
hier ist eine seit einigen Jahren bestehen-
de neue Strategie der Demagogen zu er-
kennen. Forderungen der Linken werden 
übernommen, um sich so moderater und 
moderner zu präsentieren. Doch während 
die Linke fortschrittliche und menschli-
che Antworten auf die Missstände for-
muliert, verkehrt die Rechte diese Be-
griffe ins Rassistische und Reaktionäre. 
Denn soziale Gerechtigkeit bezieht sich 
bei den Faschisten lediglich auf „Deut-
sche“: „Kein Deutscher darf von Einspa-
rungsmaßnahmen betroffen sein, solange 
Ausländer finanzielle Leistungen vom 
Staat beziehen!“ Ich erspare hier mal 

die Frage, wer eigentlich „Deutscher“ im 
Selbstverständnis der Rechtsradikalen 
ist. Es sei aber noch darauf hingewiesen, 
dass hier versucht wird, alte Vorurteile 
weiter zu bedienen. Der „schmarotzende 
Ausländer“ und der „tüchtige Deutsche“ 
werden hier als Stereotype gegenüberge-
stellt.
 Entscheidend ist aber, dass solche For-
derungen und Aussagen keinen Bezug 
zur Realität haben müssen, es reicht, 
wenn sie oft genug wiederholt werden, 
um sich im entsprechenden Moment mit 
den Ängsten der Menschen zu vermi-
schen. Schnell entsteht so der Glaube, 
dass es so ist. Wohl auch deshalb die 
Überschrift über einem weiteren Pamph-
let der NPD: „Der Glaube wird siegen!“ 
Gerade deswegen, darf den Faschisten 
nicht die Definitionsmacht über Begrif-
fe überlassen werden. Gerade deswegen 
müssen wir auf die Strasse gehen, um sie 
nicht den Rechten zu überlassen.
 Denn dies ist auch ein zentraler Punkt 
der radikalen Nationalisten: „den Volks-
zorn auf die Strasse tragen“. Im Rahmen 
ihres so genannten drei Säulenkonzeptes: 
„Kampf um die Strasse, Kampf um die 
Köpfe, Kampf um die Parlamente“, zieht 
die NPD den Schluss, dass sich gerade 
der Kampf um die Strasse in den letzten 

titel-story

Foto: B.W.
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Wer demonstriert hier eigentlich was und gegen wen?!

Jahren als „richtig erwiesen hat“. Was die 
NPD genau unter „Kampf um die Stras-
se“ versteht, wird selbstverständlich nicht 
beschrieben. Aber fast 16.000 Straftaten 
mit rechtsextremistischem Hintergrund 
im Jahr 2000, sowie knapp 1000 Gewalt-
taten, mit zwei vollendeten und 15 ver-
suchten Tötungsdelikten sprechen eine 
deutliche Sprache. Und die Tendenz ist 
steigend, zumal immer neuere Funde von 
Waffen und Sprengstoffen bei rechtsradi-
kalen Gruppierungen mehr als nur Nach-
denklich stimmen sollten. Und gerade 
die NPD sticht dadurch hervor, dass sie 
zunehmend gewaltbereite Faschisten in 
ihre Parteienstruktur integrieren will. So 
forciert die NPD ihre Bemühungen, „zur 
Führungskraft der deutschen Rechtsext-
remen aufzusteigen. Dafür öffnet sich die 
NPD-Parteispitze nun auch für militante 
Neonazis: Mit Thomas „Steiner“ Wulff 

und Thorsten Heise sollen zwei Füh-
rungsfiguren der Szene in den Bundes-
vorstand eingebunden werden.“ (Spiegel 
online 5. Oktober). Ziel sei eine „Volks-
front von rechts“, sowie ein Wahlbündnis 
bis zur Bundestagswahl 2006. 
 Und wer immer noch nicht die Gefahr 
erkennen möchte, die von solchen Bestre-
bungen der Rechtsradikalen ausgehen, 
dem sei das Interview von Udo Voigt in 
der rechten Wochenzeitung „Junge Frei-
heit“ (vom 23. September) empfohlen. 
Dort äußerte sich der Parteivorsitzende 
der NPD „es sei notwendig, dass sich 
die Wähler auch künftig entscheiden, 
ob sie den ‚Untergang Deutschlands 
in einer multikulturellen Gesellschaft’ 
oder die Besinnung auf eine ‚nationale 
Wende’ wünschten. Ziel der NPD sei es, 
die ‚BRD ebenso abzuwickeln, wie das 
Volk vor fünfzehn Jahren die DDR ab-

gewickelt hat’, was offenbar ‚auch über 
die Wahlurne’ funktioniere. Diesen Um-
sturz der bestehenden Verhältnisse will 
Voigt ‚durch revolutionäre Veränderung’ 
erreichen. ‚Solange sie (Anm.: die Bun-
desrepublik Deutschland) de facto exis-
tiert, werden wir ihre Gesetze befolgen’, 
betont Voigt, dem ‚eine demokratische 
Erhebung (...) durch ein revolutionär ver-
ändertes Wahlrecht’ vorschwebt. Bei der 
angestrebten neuen Ordnung soll es um 
‚eine Volksgemeinschaft’ handeln, in der 
den Traditionen der deutschen Einheits-
bewegung Rechnung getragen werde. 
‚Tatsächlich’ habe der Nationalsozialis-
mus deren ‚Ideen völkischer Identität in 
hohem Maße realisiert’.
Voigt bezeichnet Hitler als ‚einen großen 
deutschen Staatsmann’, dem er allerdings 
‚die Verantwortung für die Niederlage 
Deutschlands’ anlaste. Folgerichtig be-

Identifikation unmöglich:
Der vermummte grüne 
Block

Foto: B.W.
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mühe sich die NPD heute darum, ‚die 
nationalsozialistische Strömung zu inte-
grieren’. (Bundesamt für Verfassungs-
schutz).
 Dass es sich bei der NPD und ande-
ren faschistischen und neonazistischen 
Organisationen um gefährliche Gruppie-
rungen handelt, die nicht nur eine men-
schenverachtende Ideologie propagie-
ren, sondern auch an deren Umsetzung 
zunehmend massiver arbeiten, lässt sich 
auch an der Verschärfung der Formulie-
rungen ablesen. Hielt sich die NPD zu 
Zeiten des Verbotsantrages erheblich zu-
rück, so wird nun mit einem neu gewon-
nenen Selbstbewusstsein radikaler denn 
je gefordert, propagiert und gehandelt. 
„Die Erhaltung unseres Volkes und der 
Schutz für alle seine Teile sind 
die höchsten Ziele deutscher 
Politik. Zu diesem Zweck strebt 
das deutsche Volk Freundschaft 
und gute Beziehungen zu allen 
gutwilligen Nationen an, um 
gemeinsam der Zerstörung der 
Lebensgrundlagen durch mul-
tikulturelle, imperialistische 
und gleichmacherische Kräf-
te zu begegnen.“ (Parteipro-
gramm NPD) Deutlicher lässt 
sich das anti-emanzipatorische, 
rassistische und faschistische 
Welt- und Menschenbild kaum 
beschreiben. Wer zu den „gut-
willigen Nationen“ zählt, lässt 
sich leicht erahnen, wenn man 

an die „White Power“ - Bewegung denkt. 
Auch wird hier die Forderung nach so-
zialer Gerechtigkeit, gleich wieder rela-
tiviert, indem man sich gegen „gleich-
macherische Kräfte“ wehren müsse. 
Der krude Pseudo-Sozialismus, der von 
der NPD genutzt wird, um scheinbar ge-
rechte Verhältnisse herzustellen, wird in 
Verbindung mit einem völkischen Natio-
nalismus zu einer Neo-Nationalsozialis-
tischen Doktrin. Die Forderung im Par-
teiprogramm der NPD „Deutschland in 
seinen geschichtlich gewachsenen Gren-
zen“ wiederherzustellen, ist lediglich 
eine logische Konsequenz dieses Natio-
nalismus. Welches denn aber diese Gren-
zen seien sollen, können wir uns zwar 
denken, wird aber ebenso wenig von der 
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NPD beantwortet. 
 Bleibt abschlie-
ßend noch zu sagen, 
dass der Populismus 
und die Propagan-
da der Faschisten 
nicht zuletzt des-
halb auf besonde-
res Gehör treffen, 
da strukturell vie-
le Entscheidungen 
der so genannten 
Volksparteien nicht 
allzuweit entfernt 
sind, von den Ideen 
der Rechten. Dis-

kussionen um neue „Zuwanderungsge-
setze“, „Auffanglager in Afrika“, die 
erweiterten Rechte der Polizei und Ge-
heimdienste im Zuge der so genannten 
Terrorismusabwehr, Kriegseinsätze der 
Bundeswehr (die Liste ließe sich ewig 
so weiter führen) sind Ergebnis ein und 
derselben Problematik. Gerade in den 
letzten Jahren versucht „Deutschland“ 
wieder eine internationale Führungsrolle 
zu übernehmen. „Wir sind wieder wer“, 
ist der Tenor, der das kollektive Selbst-
wertgefühl erhöhen soll. Solange diese 
Ausprägung des Nationalismus immer 
wieder wiederholt wird (gerade auch von 
den „bürgerlichen Parteien), werden radi-
kalere Forderungen auf vorbereitete Ein-
stellungen treffen.
 Deshalb müssen wir einerseits gegen 
die Faschisten auf die Strasse gehen, an-

dererseits aber auch nicht die Kritik an 
der aktuellen Politik aus den Augen ver-
lieren. Schließlich trägt die Politik der re-
gierenden Parteien erheblich zu den Un-
gerechtigkeiten bei und produziert somit 
gerade erst die Ängste und Vorurteile, die 
die Rechtsextremen dankbar aufgreifen.

Im Rahmen dieses Artikels bleibt jedoch 
ein zentraler Punkt ungenannt. Vertiefend 
müsste hier noch der Zusammenhang von 
Kapitalismus und Nationalismus geklärt 
werden. Denn erst dann würden wir an 
die „Wurzel des Übels“ gelangen. Hier sei 
jedoch als Denkanstoß noch gesagt, dass 
Faschismus möglicherweise inhärent im 
Kapitalismus ist, er möglicherweise so-
gar die logische und notwendige Konse-
quenz des Kapitalismus sein könnte. Und 
gerade deshalb auch ansatzweise immer 
in jeglichen politischen Auseinanderset-
zungen (z.B. Reformvorhaben) zum Vor-
schein kommt.

Widerstand gegen Nationalismus, Ras-
sismus, Antisemitismus und Sexismus!

Weitere Informationen gibt es sowohl 
beim AStA als auch im Internet:
www.der-rechte-rand.de
www.antifaschistische-nachrichten.de
www.antifa-hannover.de
www.fau.org
www.niedersachsen.vvn-bda.de
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wirtschaft

Armes Deutschland

(dj) Die Wirtschaft stellt Forderungen, 
die vor wenigen Jahren noch kaum je-
mand ernst genommen hätte, der Bun-
despräsident spricht offen über unglei-
che Lebensverhältnisse in Deutschland 
und der Kanzler beklagt eine Mitnah-
mementalität bis weit in die Mittel-
schicht hinein. Gleichzeitig verlieren 
tausende Menschen durch Hartz IV 
ihre Lebensgrundlage, Sozialverbän-
de, Gewerkschaften, Wissenschaftler 
und die Bundesregierung stellen eine 
Armut in Deutschland fest, die Schere 
zwischen Arm und Reich wird größer, 
die Arbeitslosigkeit wächst weiter. Eine 
Bestandsaufnahme der politischen 
Lage im Herbst 2004.

Ackermann, erstick doch dran!

Mit diesem Titel reagierte die Tageszei-
tung am 23. Juli auf den Freispruch im 
Mannesmann-Prozess. Insgesamt fast 60 
Millionen Euro an Prämien für Manager 
und Ex-Vorstände wurden nach der Über-
nahme von Mannesmann durch Vodafone 
ausgeschüttet. „Unmoralisch“, fanden 
nicht nur die meisten Bürgerinnen und 
Bürger, sondern auch die Düsseldorfer 
Staatsanwaltschaft. Nur Josef Ackermann, 
Spitzenverdiener von der Deutschen Bank 
verstand die Welt nicht mehr. Schließlich 
würden in keinem anderen Land der Welt 
Menschen dafür bestraft werden, dass sie 
„Werte schaffen“. Das Gericht gab ihm, 
wenn auch widerwillig, recht. Zumindest 
nach dem Gesetz haben sich die Herren 
Ackermann, Esser, Zwickel & Co. nichts 
zu Schulden kommen lassen. „Gier ist 
nicht strafbar“. Welche Werte bei der 
Übernahme geschaffen wurden, die der 
Vorstand eigentlich abwenden sollte, 

zeigte sich erst später: 20 Milliarden Euro 
möchte Vodafone jetzt an Steuern sparen, 
angeblich Kursverluste nach der Über-
nahme von Mannesmann.

Willkommen im Lohnsteuerstaat

Der Fall ist symptomatisch für die Hilflo-
sigkeit, mit der die Politik in diesem Land 
mittlerweile der Wirtschaft gegenüber 
steht. Zwar war die Empörung auch in den 
Reihen der Politiker groß, Konsequenzen 
wurden daraus jedoch nicht gezogen. Die 
Diskussion über die Deckelung von Ma-
nagergehältern verstummte bereits nach 
wenigen Tagen. Überhaupt scheinen bei 
allen Parteien inzwischen Entscheidungen 
zu Ungunsten der Wirtschaft nicht sonder-
lich populär. Die Wirtschaft schwächelt, 
so will man uns zumindest glauben ma-
chen, und kann nur durch weitere Zuge-
ständnisse in Sachen Steuern, Arbeitszeit 
etc. wieder in Schwung kommen. Die Lis-
te der Forderungen von Arbeitgeberseite 
ist lang: nach zahlreichen Steuersenkun-
gen und massivem Sozialabbau um die 
angeblich so hohen Lohnnebenkosten zu 
senken kommen nun neue Forderungen 
auf die Arbeitnehmer zu: Arbeitszeitver-
längerung, Abbau des Kündigungsschut-
zes, Privatisierung der Unfallversiche-
rung für den Weg von und zur Arbeit und 
und und... Das Ergebnis kann sich sehen 
lassen: im europäischen Vergleich ist 
Deutschland nun eine Steueroase, zumin-
dest was Unternehmenssteuern angeht. 
Dafür tragen nun immer mehr die Bür-
gerinnen und Bürger die Last des Sozial-
staates. Milliardenlöcher tun sich seit der 
„großen Steuerreform“ in den Haushalten 
von Städten und Gemeinden auf. Und die 
Arbeitslosigkeit steigt weiter.
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Kaufen, Marsch, Marsch!

Die deutsche Wirtschaft ist Weltspitze, zu-
mindest im Export. Und auch sonst kann 
sie sich durchaus sehen lassen. Rechnet 
man so unwichtige Branchen wie die 
Bauwirtschaft und den Einzelhandel her-
aus, ist Deutschland in Europa in den ver-
gangenen Jahren sogar Spitzenreiter beim 
Wirtschaftswachstum. Das klingt alles 
wunderbar, hat aber leider einen kleinen 
Haken: in den großen exportorientierten 
Unternehmen werden schon lange kaum 
noch Arbeitskräfte benötigt. In Zeiten zu-
nehmender Mechanisierung und Automa-
tisierung baut sich ein Auto nun mal fast 
von selbst. Trotzdem hoffte die Politik im-
mer auf das „Zugpferd Exportwirtschaft“. 
Mittlerweile macht auch in der Politik das 
Gespenst von der 

Binnennachfrage die Runde. Die logische 
Konsequenz aus Sicht von Wirtschaft und 
Politik heißt: wenn mehr und billiger pro-
duziert wird, dann wird auch mehr gekauft 
und wir machen mehr Umsätze. Senkung 
der Lohnnebenkosten durch Hartz IV & 
Co, Verlängerung der Arbeitszeit, das al-
les sind hier die Mittel zum Zweck. Das 
Realeinkommen der Deutschen ist in den 
vergangenen Jahren bestenfalls stagniert. 
Die Frage tut sich auf, wer eigentlich noch 
etwas kaufen soll, wenn in Zukunft knapp 
5 Millionen Arbeitslose weniger Geld zur 
Verfügung haben, dass sie entsprechend 
auch nicht mehr ausgeben können? Wer 
kauft eigentlich die Autos, die bald nur 
noch in Drittweltländern produziert wer-
den? Kann der Absatz bei VW oder Mer-
cedes wirklich steigen, wenn die eigenen 
Mitarbeiter sich nach den neuesten Lohn-
kürzungen nicht einmal mehr den Jahres-
wagen leisten können?
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Ost-West-Konflikt

„Es gab und gibt nun einmal überall in 
der Republik große Unterschiede in den 
Lebensverhältnissen. Das geht von Nord 
nach Süd wie von West nach Ost. Wer sie 
einebnen will, zementiert den Subventi-
onsstaat und legt der jungen Generation 
eine untragbare Schuldenlast auf. Wir 
müssen wegkommen vom Subventions-
staat. [...] Aber ich sage auch: Jeder in Ost 
wie West muss wissen, dass er selber ge-
fordert ist. Jeder einzelne Arbeitnehmer, 
jeder einzelne Unternehmer. Und wenn 
ein Arbeitnehmer in seiner Heimat kei-
nen Arbeitsplatz finden kann, der seinen 
Ansprüchen gerecht wird, dann muss er 
selbst entscheiden: entweder dort hin-
ziehen, wo er Chancen sieht, seine be-
ruflichen Ziele zu verwirklichen, oder 
bewusst dem Leben in der unmittelbaren 
Heimat den Vorzug geben.“ Diese Wor-
te, ausgesprochen von Bundespräsident 
Horst Köhler in einem Interview mit dem 
FOCUS, sorgten allerorts für Aufregung. 
Während von Arbeitgeberseite und auch 
aus der Politik viel Zuspruch kam, kriti-
sierten besonders Sozialverbände Köhlers 
Aussagen. Der Anfangs aus der Politik 
zaghaft zu vernehmende Widerspruch 
verstummte schnell, hatte Köhler doch 

ausgesprochen was viele ohnehin schon 
lange dachten. Ostdeutschen Mitbürgern 
dürfte indes das Lachen vergangen sein. 
Nicht nur, dass man ihnen jahrelang blü-
hende Landschaften versprach und ihre 
Wirtschaft zu Spottpreisen nach Westen 
verhökerte. Nach dem Kanzler, der mit 
Hartz IV die Arbeitslosen mehr fordern 
wollte (das anfängliche Fördern fiel leider 
dem Rotstift zum Opfer), erwartet jetzt 
auch der Bundespräsident mehr Einsatz-
bereitschaft von ihnen. Wer keinen Job 
findet, soll eben dahin gehen, wo es wel-
che gibt. Wer im Osten bleibt, ist selber 
Schuld. Dass der Osten auch ein Problem 
durch die vielen Abwanderer hat, bleibt 
dem Präsidenten offenbar verborgen. 
Schon heute werden in vielen Städten 
ganze Viertel abgerissen, Schulen und öf-
fentliche Einrichtungen geschlossen, weil 
die Jugend auf der Suche nach Arbeit gen 
Westen zog. Und bei mehr als 5 Millionen 
Arbeitslosen mehr Engagement von den 
Bürgerinnen und Bürgern zu fordern, er-
scheint wie blanker Hohn.

Mitnahmementalität, bis weit in die 
Mittelschicht

Von oben oder von unten? Diese Frage 
drängt sich nach den Worten des Kanz-

lers unwillkürlich auf. Natürlich meinte 
er von Unten. Schmarotzende Arbeitslose 
und Sozialhilfeempfänger, das kommt an 
beim Stammtischbürger. Es entbehrt nicht 
einer gewissen Ironie, dass noch in dersel-
ben Woche der neueste Armutsbericht der 
Bundesregierung durch die Medien geis-
terte. Zunehmende Armut in Deutschland 
wurde da beklagt, außerdem eine immer 
größer werdende Schere zwischen Arm 
und Reich. Da muss die Frage erlaubt 
sein, wer eigentlich etwas „mitnimmt“. 
Verständlicherweise werden Menschen, 
die bereits von Arbeitslosengeld oder So-
zialhilfe leben, und damit meistens unter 
der Armutsgrenze liegen, versuchen jeden 
Cent vom Staat abzuschöpfen. Die Frage 
drängt sich allerdings auf, wie viel das 
denn wohl sein kann. Bislang sind we-
nig Fälle von Arbeitslosen bekannt, die 
um Steuern zu sparen ihren Wohnsitz ins 
Ausland verlegt haben, wie beispielswei-
se Deutschlands berühmtester Autofahrer, 
oder die ihr gesamtes Geld in Picasso oder 
Rembrandt investiert oder auf Schwei-
zer Nummernkonten verschoben haben. 
Wohl erinnert man sich dann aber wieder 
an einige prominente Kurzzeitarbeitslose, 
die für die „feindliche Übernahme“ ihres 
Unternehmens ein „Entlassungsgeld“ von 
zusammen etwa 60 Millionen Euro mit-
nahmen.

wirtschaft
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international

Amerika: vor der Wahl gleich nach der Wahl

(dj) Am 2. November wurde in den 
Vereinigten Staaten ein neuer Präsi-
dent gewählt. Nach vier Jahren wollten 
die Demokraten mit dem Duo Kerry/
Edwards den Amtsinhaber George W. 
Bush aus dem Weißen Haus vertreiben. 
Die Unterstützung für John Kerry be-
sonders in den deutschen Medien aber 
auch bei vielen amerikanischen Pro-
minenten war und ist groß. Dennoch 
scheint die Wahl deutlich verloren zu 
sein.

Umwelt

Hier könnte John Kerry am meisten 
punkten, so meint zumindest das ZDF. 
Dabei wird außer acht gelassen, welchen 
geringen Stellenwert die Umwelt in der 
amerikanischen Politik einnimmt. Nicht 
umsonst wirft George W. Bush John Ker-
ry im Zusammenhang mit seiner Um-
weltpolitik vor, sie sei wirtschaftsfeind-
lich und bedrohe Arbeitsplätze. Dies 
ging soweit, dass Justizminister Ashcroft 
Umweltschützer sogar als die größte Ri-

sikogruppe für inneramerikanischen Ter-
rorismus bezeichnete.
Tatsächlich erscheint das demokratische 
Umweltprogramm für amerikanische 
Verhältnisse geradezu grün: Renaturie-
rung von Industriebrachen, eine Redu-
zierung von CO2-Emissionen um die 
globale Erwärmung zu stoppen, restrikti-
vere Umweltgesetzgebung und ein „Res-
tore America’s Water“ Programm. Aber: 
eine Ratifizierung des Kyoto-Protokolls 
ist auch unter den Demokraten nicht ab-
zusehen.

Bildung

Das wohl unspektakulärste Thema im 
amerikanischen Wahlkampf. Wohl auch, 
weil Demokraten und Republikaner hier 
kaum große Unterschiede zeigen. Beide 
fordern gleichermaßen mehr Geld für die 
Schulen, wobei der Schwerpunkt bei den 
Demokraten klar auf einer besseren Aus-
bildung und Bezahlung der Lehrer liegt. 
Bei der grundsätzlichen Zielrichtung 
gibt es jedoch Unterschiede: John Kerry 
spricht davon, dass jedes Kind sein Po-
tenzial voll entfalten können sollte. Die 
Republikaner haben dagegen das Ziel 
der (Aus-)Bildung klar festgelegt: Vor-
bereitung auf die globale Ökonomie.

Heimatschutz

Neben dem Irakkrieg sicher eines der 
Kernthemen im US-Wahlkampf. In den 
Medien erscheint John Kerry hier oft 
als gemäßigt, in der Realität sieht das 
jedoch ganz anders aus. So fordern die 
Demokraten eine bessere Zusammen-

Ein Blick auf das Wahlkampfprogramm der Demokraten und des „Herausforderers“ John Kerry.
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arbeit und größere Kompetenzen für die 
US-Geheimdienste. Außerdem soll die 
Sicherheit der amerikanischen Grenzen 
verbessert und mögliche Ziele von Ter-
roranschlägen besser geschützt werden. 
Und: die „Heimatfront“ soll besser aus-
gerüstet werden, um eventuelle Angrif-
fe besser abzuwehren. Ob solche Ziele 
mit der Wahrung der Bürgerrechte ohne 
weiteres vereinbar sind, bleibt zu bezwei-
feln.

Energie

Täglich konsumieren die USA 2,5 Milli-
onen Barrel Öl aus dem mittleren Osten. 
So zumindest steht es im Programm der 
Demokraten. Dies führt nach Ansicht 
von John Kerry zu überhöhten Benzin-
preisen und damit zu hohen Belastungen 
besonders für die Mittelklasse. Außer-
dem stellt die Abhängigkeit vom Nahen 
Osten ein erhebliches Sicherheitsrisiko 
dar. Die Demokraten wollen Amerika 
daher unabhängig vom Öl der arabischen 
Halbinsel machen. Wie dies geschehen 
soll bleibt allerdings offen. Böse Zungen 
behaupten, Bush & Co hätten mit dem 
Irak-Krieg ein ähnliches Ziel verfolgt. 
Außerdem problematisch: von Energie-
sparen ist überhaupt nicht die Rede, ob-
wohl Amerika den höchsten Pro-Kopf-
Verbrauch der Welt hat. Und wer schon 
einmal an einer amerikanischen Tank-
stelle war, der weiß auch warum.

Gesundheit

Die Pläne der Demokraten bei der Ge-
sundheitspolitik sind für amerikanische 
Verhältnisse geradezu revolutionär. Al-
lerdings sind sie wohl auch eher dem 
Vize-Präsidentschaftskandidaten John 
Edwards zu verdanken. Geplant ist eine 
staatliche, solidarische Krankenversiche-
rung. Die Kosten des „sickest American“ 
sollten auf alle Schultern verteilt wer-
den. Familien sollen monatlich um etwa 
1.000 $ entlastet werden. Außerdem soll 
die Kostenexplosion besonders bei den 
Medikamenten gestoppt werden. Diesen 
Plänen haben die Republikaner kaum 
etwas entgegen zu setzen. Nicht unter-
schätzt werden sollte aber auch in diesem 
Zusammenhang die Einstellung vieler 
Amerikaner zum Staat. Der Vorwurf 
des Amtsinhabers Bush, Kerry wolle die 
Bürger entmündigen, stieß in der Bevöl-
kerung durchaus auf Zustimmung.

Wirtschaft

Neoliberal bis ins Mark, das ist die de-
mokratische Wirtschaftspolitik. Zwar 
sollen Steuervorteile für Besserverdie-
nende gekürzt werden, auf der anderen 
Seite verspricht Kerry jedoch, 99 Prozent 
der Unternehmen steuerlich zu entlasten. 
Dies soll zu steigenden Löhnen und neu-

international
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en Arbeitsplätzen führen. Außerdem sol-
len die Staatsausgaben zurückgefahren 
werden. Eine derart Enge Verflechtung 
von Politik und Wirtschaft wie unter der 
Bush-Regierung ist allerdings mit John 
Kerry kaum zu erwarten.

Nationale Sicherheit

Das wohl entscheidende Thema, auch 
für die europäischen Staaten, die sich 
unter Kerry ein besseres Verhältnis zu 
den USA erhoffen. Dabei würde sich in 
der Außenpolitik wohl wenig ändern. Ein 
neues Zeitalter der Allianzen verspricht 
John Kerry im Falle seiner Wahl, was 
wohl nichts anderes heißt als „weiter so“. 
Aber eben nicht mehr nur im Alleingang. 
Außerdem planen die Demokraten eine 
Modernisierung des amerikanischen 
Militärs. Was Kerry jedoch als wichtigs-
te Kehrtwende in der US-Außenpolitik 
verkaufen möchte, entpuppt sich bei ge-
nauem Hinsehen als alter Hut. Der Krieg 
gegen den Terrorismus könne nicht allein 
durch militärische Macht gewonnen wer-
den, heißt es da. Dazu seien neben Di-
plomatie und Nachrichtendienst auch die 
amerikanische Wirtschaftskraft und die 
Verbreitung amerikanischer Werte not-
wendig. Die Macdonaldisierung der Welt 
geht also weiter. 

Die Entscheidung

So viel zu den Inhalten. Im Wahlkampf 
stehen diese in den USA jedoch meist 
hinten an. Hier zählen andere Qualitäten. 
Wochenlang beherrschten Nachrichten 
über Details aus dem Privatleben der bei-
den Kandidaten die US-Medien. Offen-
sichtlich ist den meisten US-Bürgern die 
Tapferkeit des Vietnamveteranen John 
Kerry wichtiger als die Eckpunkte seiner 
Politik. Und auch über George W. Bu-
shs Zeit bei der Nationalgarde, in der er 
angeblich mehr durch Faulheit geglänzt 
haben soll, wurden breit diskutiert. Eine 
Schmutzkampagne jagt die andere.
Dennoch scheint Bush die Wahl mit er-
heblichem Vorsprung 
gewonnen zu haben. 
Im Gegensatz zur 
letzten Wahl gibt 
es auch kaum Stim-
men. die die Wahl 
anzweifeln. Auch, 
ob der Meldungen 
über mögliche Wahl-
schlampereien (Be-
trügereien?) durch die 
neuen Wahlmaschi-
nen. Warum auch. Ob 
Pepsi oder Coke, Cola 
bleibt Cola.
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Olorem aci ectet ute ea aut vul-
put acillaore vel dolore del ut pra-
tummod tat, veleniate ea commy 
nullaore te magna commodo lo-
reril enim zzrillutat estrud tio-
num zzrillan ullaore ming et wis 
nos adigna augait, commy nim 
nos delit vel dolut nulla conum-
san et, volore euipisc iliquatie te 
tin hendit autpatet venim velit, 
quam vel et nibh etuer ipsum-
sandre min ea consequat. San 
vullamconse feu faci tat. Nostrud 
ex et atin ulla feuisit dolutat lan 
vel ute commolorer sequam eu 
facin volumsan hent augait iniat 
nonsent nulla feuis nim vulput 
verat accum nullam quis niam 
iriure coreros ad dolenim nulla 
feummod tat. Duis nibh eugiamc 
ommolob orperos et am, sum-

san veliqui tat iure min euis dion 
vel essequi smolutat. Isis dolore 
min estie et laorem quam num-
san eumsan erat lore verit, com-
my nos alisi eu feugait ut ipit, 
vel dolutpatetue veros nullaorem 
volorer in vulla faccumm odolo-
reetue eugiam velenis modolobo-
rem quat praesto commod tatue 
dignim illa faccum eugiamcortis 
aliquis molesed del deliqui psum-
san coca cola will die weltherr-
schaft velenis delis diat, quatem 
dunt nos numsan henit wis eu-
gueros erci tem vero con et ea 
am, quat enit veros enit praes-
sequi tiscipi sciliquat nit praestin 
ut dolor aliquatem iure con venit 
ver sum velit luptat, sim zzriure 
et wis enim delestrud essi.
Ortis ese dunt iriuscip exerostio 
exero od el ilit autpat eum qui-
pis delenit wisl er alit nonse dolo-
rem il ullandigna feu feuis nulput 
laoreros ea commy nullam, cor 
sum quisis alit vulla aliquis modo-

lorem zzriure dolore molore ma-
gna facilit, cortinis ero enisi bla-
metuer susto od euis ad eugiamc 
ommoloboreet duisciduisit ad 
dolore eraestie delessim nonsed 
do erit adit num atem nit dolent 
aute cons doleniam, quipsumsan 
volesendit volore dolorperos au-
guer ing exeraesed exer susto ex 
eugiamet luptatue mincipsusto 
conumsan exer sustis nulla autat 
prat augait iuscillam qui eugiam-
commod tat.
Duis nulpute velit adipis nostrud 
el eui tet, quat. Feugue ming eu 
faccum ation veliqui blaorem ing 
et, sisi el iriuscip eummod dolor-
tie te do consequi erostrud et, 
sum volor augait er adip etue vel 
ut lum zzriustrud tat doluptatie 
feuisi.

Ut verosto dolore duis alit niamet 
nullum do odio commy nonsecte 
commy nim ad tatum incillamet 
am dipisi te conulla augue dolo-
reet vullut iuscin elit enibh esed 
te consent ut lut wis nos dolutate 
miniate tet, commodo lessequis 
et ea cons er secte min henim do 
odolor sim iustrud magna accum-
mo lortin ent ut volore conulla 
consed enim incipsu scidunt nis 
am, quisismod tetummy niat.
Ure erit nim enis ea faccum irili-
qu atuerci duissec tetummodigna 
feum ea faciduipisi.
To dolobortisit lum dignit utpat ut 
ute er se veraess eniat, se esti-
nissi.Ipsumsan ero odipsum iure 
velenim velis dolore feuip eum-
sandipsum zzrit nos nibh eu faci-
lit lamet aliquipis dolorer suscil-
lum adit venim irit eraessi bla feu 
feum velit, consenit aut illa feu-
giatuero digna commy numsan-
dit dolor adiat non henibh et nos 
dit adions nibh er ip estrud modi-

ons equatem zzriurem do dolore 
volobor ad ex el iurero cor susto 
odolorp erosto dolut aliquis alit, 
burschis aufessen duiscip sumsan 
velent lut dolor se eugueri ustrud 
dolorem dolutpat iniamco mmo-
lore modolore ming eugueros at. 
Rem zzriustin utem nim zzriure 
con ut wiscil dolorting estrud min 
et vendreet, velis alisi te feumsan 
ut euissequi tisl utat, quis enisis 
alit accum quip exeriuscing erci 
blaorem iureet vulput luptat lore 
dionulputat lut wisim dio exero 
od dit ate molobore vulput alit 
veratue tetum endreros er senim 
iuscillum inim dionsed tat velissit 
ulla adit laore tie core enit lor-
perci eum volorem quamcons ero 
commodionsed molobore magnit 
alit, sit diat aut wismole niamcon 

sequipsusci tio odip eniat in ecte 
feugait prat.
Lummodo lortie tatumsandrem 
zzriure rcinis et, veros nisl digni-
am autem velesed molent utat. 
Tie dolorper irit utpatueros ac-
cummy num quis augiat wisi.
Ex exeriustrud tatuercipit alis ali-
quatie tem quat lore magna aut 
ipit veliquisisi blaortinit laor alisi.
Uptat. Em wer das liest hat zu viel 
langeweile quipsum vercil eni-
am qui esto eum ip ero commy 
nos nit autat. Del ullaorp eriure 
faccumsandit prat, quate corer-
ci erat lam nos at num veliquat, 
cons do odit, consed tie vendrem 
nostionsecte modio dunt ad ma-
gnim zzriureet wis el utem vel 
er sum quat loreet wis nullam-
commy non heniatuer se magna 
facin henit ex ecte dip elent nul-
lum quis estrud ting eu feui bla-
ore commolore tat iusto odiamco 
nseniam commod enibh er sed 
tat ipisl eum duis aliquis modolor 

Hier könnte auch DEIN Text stehen!

Wenn ihr was zu sagen habt, beteiligt euch 

 und sendet eure Texte an die Redaktion!
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Im Rahmen der letztjährigen Proteste 
gegen den Bildungs- und Sozialabbau 
war bei den Studierenden immer wie-
der einer zentraler Themenbereich zu 
beobachten: Angst. Angst vor Konkur-
renz, Angst vor der eigenen Hilflosig-
keit, Angst vor der Beschneidung der 
Studienmöglichkeiten (Studiengebüh-
ren, Fächerkürzungen), Angst, nach 
dem Studium keinen Job zu finden. Oft 
zeigten sich diese Ängste auch ganz dif-
fus in einem unbestimmten Gefühl des 
Unbehagens und wirkten lähmend.

Dies bewegte uns dazu, uns im Rahmen 
eines Autonomen Seminars („Angst-Po-
litik-Bildung“) mit den gesellschaftlichen 
Ursachen und Funktionen von Angst the-
oretisch auseinander zu setzen, um so 
auch Erkenntnisse über Möglichkeiten 
zur Verbesserung der Protest-Aktivitäten 
zu gewinnen. Die gewonnenen Einsichten 
einer breiteren Öffentlichkeit zugänglich 
zu machen und damit, so hoffen wir, ei-
nen Diskussions- und Reflexionsprozess 
in Gang zu setzen, ist uns ein Anliegen, 
das wir mit diesem Artikel zu erreichen 
hoffen.

Überlegungen zum Verhältnis von 
Angst, Gesellschaft und Politik

Angst zu haben, ist den Anforderungen 
der bestehenden gesellschaftlichen Ver-
hältnisse angemessen;  diese selber produ-
zieren zahlreiche Realängste: Zukunfts-
ängste, Orientierungsangst, die Angst vor 
sozialer Isolierung, die Angst vor dem 
Verlust der gesellschaftlichen Anerken-
nung, die Angst durch das Herausfallen 
aus den konfektionierten Erwartungsein-
stellungen - als FremdeR identifiziert zu 
werden. Der/die Einzelne sieht sich per-

manent sozialen, politischen und ökono-
mischen Anforderungen gegenüber, die 
durch ihre vermeintlich unumgängliche 
technologische, bürokratisierte Sach-
gesetzlichkeit unumstößlich erscheinen 
und unvermeidlich Ohnmachtsgefühle 
hervorrufen. Das Verkennen der gesell-
schaftlichen Herrschaftsverhältnisse und 
Prozesse als quasi-natürliche, die nicht 
mehr hinterfragbar sind, führt zu einem 
Ausschluss moralischer und politischer 
Maßstäbe aus allen zentralen Bereichen 
der Gesellschaft und lässt alle Anforde-
rungen als gerechtfertigt erscheinen. Al-
ternativen werden undenkbar. Dies wird 
noch verstärkt durch die immer wieder-
kehrenden Sachzwanglogik-Argumente 
seitens so genannter Experten. Die Ohn-
machtserfahrungen wiederum kollidieren 
gerade in Zeiten, in denen die Erfüllung 
der Anforderungen immer unmöglicher 
wird, mit der spezifischen gesellschaft-
lichen Forderung an die Einzelnen, Ei-
genverantwortung zu übernehmen. Nur 
gesamtgesellschaftlich lösbare Konflikte 
werden damit individualisiert, zum Pro-
blem der Einzelnen gemacht und so auch 
entpolitisiert, ihrer Lösungsmöglichkei-
ten beraubt.
 Da das bewusste Aushalten der Ohn-
machtsgefühle und der damit verknüpf-
ten Ängste seelisches Leiden verursacht, 
vor allem wenn sie lediglich als indivi-
duelles Schicksal empfunden werden, 
bleiben diese Empfindungen verdeckt, 
müssen sie aus dem Bewusstsein ver-
bannt werden. Aus Realangst wird damit 
neurotische Angst, d.h. sie wird diffuser 
und äußert sich auf andere Weise. Ihre 
wahren Ursachen können nicht mehr un-
mittelbar erkannt werden, so werden die 
eigenen Bedürfnisse zur Gefahrenquelle, 
da ihre Artikulation die gesellschaftli-
chen Einschränkungen bewusst machen 
würde. Diese diffuse Angst mobilisiert 

Angst essen Seele auf
oder

Wer denkt mitten im Strom noch an die Quelle?
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auch alte, infantile Ängste und Vorstel-
lungen und verbindet sich mit ihnen, 
wodurch sie noch undurchsichtiger und 
wirkmächtiger werden. 
 Da die Möglichkeiten, die Ursachen der 
Ängste zu reflektieren und konkret anzu-
gehen, versperrt sind, bleibt auch die durch 
die Ohnmachtsgefühle hervorgerufene 
Wut diffus. Sie wird auf beliebig andere 
gewendet oder projiziert und damit selber 
wieder zu einer Quelle von Gewissens- 
oder Verfolgungsangst. Unreflektierte 
Auflehnung, die sich gesellschaftlich ka-
nalisiert gegen ausgewählte Sündenböcke 
richtet, stabilisiert so wieder die Angst 
erzeugenden Herrschaftsverhältnisse auf 
doppelte Weise: einerseits verhindert sie 
ein gesellschaftskritisches Bewusstsein, 
andererseits verfangen sich die unreflek-
tiert Auflehnenden immer tiefer im Teu-
felskreis der Angst und werden so zum 
Spielball für gesellschaftliche Kräfte. So 
wird die unreflektierte Angst zum Kitt der 
Gesellschaft, der Herrschaftsverhältnisse 
festigt und sogar zu deren Optimierung 
genutzt werden kann.

 Andererseits bietet die bestehende 
Gesellschaft auch die Möglichkeit, in-
dividuelle Ohnmachts- und Minder-
wertigkeitsgefühle durch das Aufgehen 
in einem Kollektiv und die Teilhabe an 
dessen Macht zu kompensieren. Den Mit-
gliedern der Gesellschaft steht auch ein 
breites Angebot an Konsumgütern zur 
Verfügung, die sich libidinös besetzen 
lassen und deren Besitz Anerkennung 
verschaffen kann. Da diese Güter jedoch 
immer nur kurzfristig Befriedigung ver-
schaffen und deshalb immer wieder nach 
Neuem verlangt wird, wird jede Störung 
des Ablaufs als Unlust empfunden, die 
nicht ausgehalten werden kann. Politi-
sche Alternativlösungen werden als be-
unruhigend und gefährlich empfunden, 
die Angst vor dem Verlust der Befrie-
digungsobjekte ist groß. So richtet sich 
panische Wut gegen diejenigen, die den 
Gruppenzusammenhalt bedrohen oder 
das Warenproduktionssystem und die 
magische Phantasie des reibungslosen 
Funktionierens hemmen, und sei es nur 
durch die Forderung, Problembewusst-

sein zu entwickeln. 
 Politische Apathie, Anpassungsbestre-
bungen, Obrigkeitsglauben, Verlust der 
Reflexionsfähigkeit, diffuse Wut, die sich 
auf jedes Ziel richten kann, aber auch 
Übergeschäftigkeit zur Kompensation 
der Ohnmachtsgefühle sind Folgen des 
Zusammenspiels von neurotischer Angst 
und gesellschaftlicher Kontrolle. Dass 
diese Potentiale auch politisch geschürt 
und genutzt werden, liegt auf der Hand.
 Andererseits steckt eben gerade in 
der gesellschaftlich produzierten Angst 
auch ein progressives Potential: Wird sie 
nämlich als Realangst zugelassen oder 
wieder sichtbar gemacht und als Signal 
begriffen, gibt sie Aufschluss über die 
konkreten Konfliktfelder, die sich zwi-
schen individuellen und gesellschaftli-
chen Ansprüchen auftun, und könnte die 
Einzelnen auch dazu bewegen, sich mit 
den sich stellenden Problemen politisch 
auseinander zu setzen. So kann sich auch 
berechtigte Wut wieder gegen adäquate 
Ziele wenden.
In unserer Lage als Studierende sind wir 
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den gesellschaftlichen Widersprüchen 
auf spezifische Art und Weise ausgesetzt. 
Zukunftsängste, Finanzierungsproble-
me, Orientierungsängste, Kampf um 
Anerkennung an den vermassten Univer-
sitäten, verschärften Konkurrenzdruck 
erleben die meisten Studierenden, noch 
verstärkt durch die schlechten Zukunfts-
perspektiven auf dem Arbeitmarkt. Ra-
dikale Anpassung an die Anforderungen 
des Marktes ist die Folge, das Streben 
nach einem gesellschaftlich anerkannten 
Abschluss geht mit dem Wegfallen eines 
wirklichen Interesses, einer tieferen Ver-
bundenheit mit dem Studienfach einher. 
Dabei können die Universitäten nicht 
einmal das leisten, wozu sie zwischen-
zeitlich verkommen sind, nämlich als 
Karrieresprungbrett zu dienen. Sie funk-
tionieren zunehmend als Verwahrungs-
anstalten zur Entlastung des schrump-
fenden Arbeitsmarktes. 
 Zu dieser ökonomisch erzwungenen 
Anpassung der Studierenden gesellt sich 
die von oben her betriebene, aber auch 
von verzweifelten Studierenden gefor-
derte Rationalisierung des Studienbe-

triebes, der die Möglichkeiten kritischen 
Denkens und damit eines adäquaten Um-
gangs mit den eigenen Problemen und ih-
rer gesellschaftstheoretischen Verortung 
immer drastischer einschränkt. Freiräu-
me, die an den Universitäten einmal er-
kämpft wurden, werden so systematisch 
zerstört. 
 Diese Tendenzen verstärken die Au-
ßenorientierung und die Fremdbestimmt-
heit der Studierenden, die ihre eigenen 
Interessen, so sie sie überhaupt artikulie-
ren können, immer mehr zurückstecken 
müssen.

Folgerungen für den Protest

Diese Überlegungen zum Thema Angst 
und (auch Bildungs-)Politik haben weit-
reichende Folgen für eine emanzipative 
politische Praxis:

• Ziel der Proteste an der Uni muss vor 
allem auch das Schaffen von Freiräu-
men sein, in denen die Zwänge, denen 

die Studierenden im Alltag und auch im 
Unibetrieb ausgesetzt sind, möglichst 
zurückgedrängt werden. Dies ermöglicht 
überhaupt erst einen freien Austausch 
und die Möglichkeit einer umfassenden 
Reflexion der eigenen Situation und der 
gesellschaftlichen Prozesse.

• Angst muss zum Thema gemacht wer-
den, die Menschen müssen einsehen, 
dass sie mit ihren Ängsten nicht allein 
sind, dass diese berechtigt und ‚normal’ 
sind. Das heißt nicht, dass wir Selbst-
hilfegruppen organisieren, in denen alle 
über ihre persönlichen Probleme berich-
ten sollen, sondern die scheinbar indivi-
duellen Ängste müssen verortet, in eine 
gesellschaftstheoretische Analyse einge-
bunden und die Ursachen dafür kenntlich 
gemacht werden. Ängste müssen wieder 
bewusst werden, Konflikte damit wieder 
vom individuellen Innerpsychischen in 
die Sphäre des kollektiven Politischen 
gebracht werden. Nur so können sie ge-
meinsam, in einer politischen Weise, an-
gegangen werden, was auch eine Chance 
zur Selbstbefreiung darstellt.
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• In einem ersten Schritt bedeutet dies 
aber vor allem, dass die am Protest nicht 
teilnehmenden Studierenden nicht ab-
gewertet, ausgegrenzt oder angegriffen 
werden. Grundlegend ist, dass ihre Ängs-
te und die daraus folgenden Forderungen 
ernst genommen werden, auch dann, 
wenn sie als problematisch erachtet wer-
den. Denn einerseits gründen sie in be-
rechtigter Realangst, andererseits haben 
sie auch reale Konsequenzen. 

• Dafür ist aber auch ein Selbstreflexi-
onsprozess der Protestierenden unum-
gänglich. Die Aggressionsäußerungen, 
die sich gegen die Nicht-Protestierenden 
richten, speisen sich nämlich genauso 
zum Teil aus unbewussten Ohnmachts-
gefühlen. 

• Werden die Ohnmachts- und Angstge-
fühle auch auf Protestierenden-Seite nicht 
wahrgenommen, gehen sie in vielfältiger 
Weise in die Formen des Protestes ein: 
gerade diffuse Wutäußerungen sind im 
Protest immer wieder anzutreffen. Sie 
richten sich einerseits gegen Mitstudie-
rende, andererseits aber natürlich auch 
unreflektiert gegen politische Personen, 
Parteien oder die ‚herrschende Klasse’. 
Verschwörungstheoretische Ansätze, die 
die Schuld für die Geschehnisse in der 
Unipolitik einem Sündenbock anlasten, 
sind keine Seltenheit und speisen sich 
immer aus unbewussten Affekten. Hier 
muss natürlich, neben der Sensibilisie-
rung auf ebendiese Affekte, auch eine 
genaue gesellschaftstheoretisch fundier-
te Analyse der Situation stattfinden, die 
aufzeigt, ob die Rede von den „Sach- 

zwängen“ Sinn macht oder 
nicht. Denn natürlich gibt es 
innerhalb der herrschenden 
Verhältnisse Systemzwänge, 
die auch die einzelnen Partei-
en nicht überwinden können, 
ohne die Verhältnisse selbst in 
Frage zu stellen. Gegen diese 
Systemzwänge ist gesell-
schaftskritisch zu argumen-
tieren. Andererseits gibt es 
auch wirklich nur vermeintli-
che Zwänge, deren Propagie-
ren auf Interessen von Macht-
gruppen zurückzuführen ist. 
In solchen Fällen ist immer 
aufzupassen, dass die Kritik 
an diesen Machtgruppen nicht 
ins Irrationale kippt, nicht von 
unbewusster Angst affiziert, 
personalisiert wird. 

• Wut ist berechtigt und kann 
für den Protest sehr fruchtbar 
sein, aber sie muss sich gegen 
angemessene Ziele richten. 

• Weitere Effekte von nichtreflektierten 
Ängsten im Protest sind Größenphantasi-
en und eine seltsame politische Geschäf-
tigkeit, die die eigenen Ängste übertönen. 
Die Idee alles erreichen zu können und 
das ständige Planen und Durchführen von 
irgendwelchen Aktionen, deren Wirkung 
oftmals sehr fragwürdig ist, verhindert 
zuweilen einen wirksamen Protest, weil 
sie Kräfte rauben, die vielleicht anderswo 
besser genutzt würden. Das heißt nicht, 
dass wir Spaß und Spontaneität als un-
wichtige Momente des Protestes erachten.

• Angst darf in diesem Selbstreflexions-
prozess aber auch nicht zur Weltanschau-
ung werden. Das ständige Reden über die 
bedrohlichen gesamtgesellschaftlichen 
Prozesse kann die Auseinandersetzung 
mit den unmittelbareren Problemen zum 
Verschwinden bringen. So kann das Un-
behagen gegenüber dem Ganzen, so real 
die Bedrohung auch sein mag, die eigenen 
tatsächlichen Angstgefühle überdecken, 
selbst der Rationalisierung und damit als 
Abwehrformation gegen konkretere, aber 
verleugnete, Ängste dienen. Oft wird die 
ängstigende Übermacht der Verhältnis-
se sogar als Entschuldigung dafür ver-
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wendet, sich nicht mit den spezifischen 
eigenen Ängsten und Problemen ausein-
ander zu setzen, sondern nur unmittelbar 
mal gegen das ‚System’ zu schimpfen. 
Konsequenz aus dieser Einsicht muss 
für den Protest sein, keineswegs die ge-
sellschaftstheoretische Perspektive aus 
den Augen zu verlieren, jedoch die ge-
samtgesellschaftlichen Widersprüche in 
den unmittelbar erfahrbaren Problemen 
dingfest zu machen, nicht in abstrakten 
Gesellschaftsanalysen. So werden die ei-
genen Ängste sichtbar und der kritischen 
Reflexion zugänglich, aber auch dieje-
nigen der Anderen. Dies hat einerseits 
zur Folge, dass die Betroffenen sich eher 
angesprochen fühlen, sich auch kritische-
ren Perspektiven gegenüber weniger ver-
schließen, andererseits würde es auch die 
gesellschaftstheoretischen Begriffe er-
hellen, die ja immer geschichtliche sind 
und immer wieder neu reflektiert wer-
den müssen. Damit wäre also sowohl der 
praktischen wie der theoretischen Arbeit 
geholfen.

 Wenn wir hier die psychologi-
sche Seite des Protestes und der 
gesellschaftlichen Widersprüche 
ins Zentrum stellen, heißt das 
nicht, dass wir den Protest oder 
die Gesellschaftsanalyse psycho-
logisieren wollen. Es geht ledig-
lich darum, einen neuen Fokus in 
die Diskussion und Reflexion ein-
zubringen, um den Protest damit 
auch zu stärken und in richtigere 
Bahnen zu lenken. Langfristig 
können durch eine solche Ver-
besserung der soziale Raum für 
Protest erweitert und Ängste und 
herrschende Machtstrukturen, von 

denen wir alle auch innerlich durchzogen 
sind, in einem Selbstreflexionsprozess 
aufgebrochen werden.
 Weil die inneren und äußeren Herr-
schaftsstrukturen jedoch verhärtet sind, 
werden wir dabei mit großen psychischen 
und gesellschaftlichen Widerständen 
konfrontiert werden. Ein solcher Prozess 
braucht Zeit. Folge dieser Erkenntnis soll 
keine Resignation sein, aber das ständige 
Gewahrsein der Grenzen der Möglich-
keiten des Protestes und ein Protestieren 
dieser theoretisch pessimistischen Aus-
sicht zum Trotz.

Markus Brunner, Stefan Hirsch, Menja 
Holtz, Judith Körber, Valerie Lange, Marko 
Tapio Perels, Nils Christian Wohltmann
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Für Anregungen, Feedbacks und bei In-
teresse an weiterführenden Diskussionen 
oder Veranstaltungen zum Thema:
angst-pol@gmx.de
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Spuren des Kolonialismus in Hannover

Im Sommersemester 2003 begann am 
Historischen Seminar das auf drei Se-
mester angelegte Praxisseminar „Spu-
ren des Kolonialismus in Hannover.“ 
An einem Montag morgen zu Semester-
beginn trafen sich Studierende mit den 
unterschiedlichsten Vorkenntnissen, 
um von Dozentin Inga-Dorothee Rost 
mehr über das Projekt zu erfahren.

 Hatte eine Binnenstadt wie Hannover 
überhaupt Verbindungen zu den deut-
schen Kolonien? Und wo sind Spuren 
solcher Verbindungen zu finden? Schnell 
wurde klar, dass es eine ganze Reihe 
von Ansatzpunkten gibt. Unsere Ar-
beit bestand also zunächst darin, allen 
möglichen Spuren nachzugehen. Und so 
begann die Recherche, etwa in der Tier-
ärztlichen Hochschule, im Zoo oder auf 
Friedhöfen, vor allem aber in Archiven.
 Nachdem auf diese Weise viele inte-
ressante Erkenntnisse zutage gefördert 
worden waren, beschäftigten wir uns 
im darauf folgenden Semester vor allem 
mit der Frage, wie wir unsere Ergebnis-
se in ansprechender Weise präsentieren 
können. Gegen einen ursprünglich ange-
dachten Stadtrundgang sprach, dass sich 
die noch sichtbaren Spuren geographisch 
auf das ganze Stadtgebiet verteilen, und 
nach längerer Diskussion entschieden 
wir uns, unsere Ergebnisse zweigleisig 
zu veröffentlichen: Auf einer Website 
und in Form eines Dokumentarfilms.
 Nun ging es darum, sich Gedanken 
über die konkrete Umsetzung zu machen 
– wie dreht man beispielsweise einen 
Film, wenn es sich bei den vorhande-
nen Quellen meist um Bilder oder, noch 
schlimmer, um Textdokumente handelt? 
Die Arbeit an Film und Website beschäf-
tigte uns im dritten Semester und erfor-
derte in einigen Fällen auch zusätzliche 
Recherche. Letztlich gliederten wir unse-
re Ergebnisse in vier Bereiche:

 Zunächst sind da die Personen: Eine 
ganze Reihe prominenter Akteure aus 
der Geschichte des deutschen Koloni-
alismus stammte aus Hannover. Zu den 
Berühmtesten unter ihnen zählte Alfred 
Graf von Waldersee, der auch die Eh-
renbürgerschaft der Stadt erhielt. 1900 
führte er den brutalen Rachefeldzug ei-
ner gemeinsamen Streitmacht europäi-
scher Kolonialmächte in China an. Der 
in Springe beheimatete Rudolf von Ben-
nigsen jr. war der erste Gouverneur der 
Kolonie Deutsch-Guinea. Auch der wohl 
mächtigste Rechtsextremist der Weima-
rer Republik, Alfred Hugenberg, kam 
aus Hannover. Der Medien-Mogul war 
Vorsitzender der „Deutsch-Nationalen 
Volkspartei“, kämpfte an der Seite der 
NSDAP gegen die Republik und wurde 
1933 Wirtschaftsminister im Kabinett 
Hitler. Zu Hugenbergs Zielen gehörte 
die Errichtung eines kolonialen Großrei-
ches in Übersee, für das er an der Seite 
Carl Peters’ im „Alldeutschen Verband“ 
kämpfte. Bei Carl Peters handelt es sich 
um den in Hannover meistgeehrten Kolo-
nialisten, obwohl er weder aus der Stadt 
kam noch in ihr wirkte. Dass zu Peters, 
dem vielleicht extremsten und wohl auch 
grausamsten Vertreter des deutschen Ko-
lonialismus, eine derart enge Beziehung 
seitens der Stadt Hannover bestand, geht 
auf Stadtdirektor Heinrich Tramm zu-
rück, der zum rechten Flügel der Natio-
nalliberalen zählte und den eine persönli-
che Freundschaft mit Peters verband.
 Neben diesen biographischen Verknüp-
fungen weisen auch bis heute sichtbare 
Spuren auf die Verbindungen Hannovers 
zum deutschen Kolonialismus hin: 21 
hannoversche Straßen, Wege und Plät-
ze verweisen direkt auf diese Geschich-
te, überwiegend sind sie in der Südstadt 
und im „Afrika-Viertel“ in Badenstedt 
zu finden. Viele dieser Namen tragen 
die Namen kolonialer Schauplätze, etwa 

uni-kontrast
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die Ostafrikastraße oder der Togoweg. 
Andere beziehen sich auf Akteure des 
Kolonialismus, darunter auch außeror-
dentlich unangenehme Zeitgenossen wie 
zum Beispiel Gustav Frenssen, Autor des 
Kolonialromans „Peter Moors Fahrt nach 
Südwest“ (1906) und später überzeugter 
Nazi, oder Paul von Lettow-Vorbeck, der 
in mehreren Kolonialkriegen mitwirkte 
und dann zu einem der führenden Köpfe 
der kolonialrevisionistischen Bewegung 
wurde.
 Unser dritter Bereich umfasst die han-
noverschen Kolonialdenkmäler. Von ih-
nen sind heute noch zwei erhalten: Das 
1935 errichtete Peters-Denkmal in der 
Südstadt und das Waldersee-Denkmal 
in der List. Ersteres trägt seit 1988 eine 
Mahntafel gegen den Kolonialismus, 
während letzteres nach wie vor unkom-
mentiert dem bereits oben erwähnten 
Grafen Alfred von Waldersee die Ehre 
erweist. Nicht minder bedeutend als die 
Denkmäler ist das Grab Carl Peters’ 

auf dem Stadtfriedhof Engesohde. 1928, 
zehn Jahre nach Peters’ Tod, erhielt es ei-
nen wuchtigen Gedenkstein, an dem bis 
weit in die 1950er Jahre hinein kolonial-
revisionistische Gedenkveranstaltungen 
stattfanden.
 Solche Veranstaltungen wurden in der 
Zeit der nationalsozialistischen Herr-
schaft auch von staatlicher Seite durchge-
führt und in Form eines Kolonialhauses 
in der Jägerstraße sogar institutionali-
siert. In einem vierten und letzten Be-
reich haben wir all jene Spuren zusam-
mengefasst, die das Bild von Afrika in 
Hannover geprägt haben. Dazu gehören 
etwa die Werke von Erich Obst, einem 
der Gründerväter des Geographischen 
Instituts an der Technischen Hochschule 
Hannover. Er begann seine Karriere am 
Kolonialinstitut in Hamburg, kämpfte 
in der Weimarer Republik und während 
der nationalsozialistischen Herrschaft 
erbittert für die Rückkehr zum Kolonia-
lismus und gab in den 1940er Jahren das 

„Kolonialhandbuch“ heraus. Ein weiterer 
wichtiger Aspekt sind die so genannten 
Völkerschauen: Unter diesem Etikett 
wurden im Zoo Hannover zwischen 1878 
und 1932 Menschen ausgestellt, oft Af-
rikanerinnen und Afrikaner. Eine daran 
anknüpfende Frage ist die, welchen Bei-
trag die EXPO 2000 geleistet hat, die 
so entstandenen Bilder von Afrika zu 
reproduzieren und zu verfestigen. Im-
merhin wurden auf der Weltausstellung 
in Hannover die afrikanischen Staaten in 
einer Weise präsentiert, die sich treffend 
mit der Überschrift „Trommeln – tanzen 
– wilde Tiere“ betiteln ließe.
 Im Einzelnen sind die Ergebnisse un-
ter www.koloniale-spuren.de veröffent-
licht, und ein Forum bietet die Möglich-
keit, sie zu diskutieren. Film und Website 
wurden erstmals auf der internationalen 
Tagung der „Vereinigung von Afrikanis-
ten in Deutschland“ im Juni vorgestellt 
und stießen auf positive Resonanz. Öf-
fentlich werden sie erstmals im Rahmen 

der Veranstaltungsreihe 
„Deutscher Kolonialis-
mus – Vergangenheit 
und Kontinuität“ präsen-
tiert werden, die von der 
Volkshochschule Hanno-
ver in Kooperation mit 
dem Schwerpunkt „Trans-
formation Studies“ in die-
sem Herbst durchgeführt 
wird.

von Tanja Hamann, Ro-
nald Pokoyski und Felix 
Schürmann
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freizeit-kontrast

Linden vs. Nordstadt
Betrachtungen einer Lokal-Groteske

(sp) Am Samstag, den vierten Septem-
ber wiederholte sich zum zweiten mal 
die so genannte „Gemüseschlacht“ auf 
der Dornröschenbrücke. 200 Teilneh-
mer sollen sich im Namen ihres Stadt-
teils mit faulem Gemüse, Obst oder 
ähnlichen stinkenden und unangeneh-
men Naturalien beschmissen haben. 
Wenn wir 120 Zuschauer abziehen 
kommen wir der Zahl der tatsächlich 
Beteiligten wohl etwas näher. 

Was hat es denn nun auf sich mit dieser 
„Schlacht zwischen zwei Alternativen 
Stadtteilen“? Wie im Internet auf ver-
schiedenen Seiten nachzulesen ist, geht 
es dabei nicht nur um den Spaß für sich 
(an sich kann das ja nun gar keinen Spaß 
machen), sondern auch um die „Rückero-
berung von Freiräumen“. So solle die offi-
ziell als Demo angekündigte Aktion „Ar-
gumente gegen die Kommerzialisierung 
der öffentlichen Plätze und der Freizeit-
bestimmung“ liefern. „Verdientes Geld 
soll möglichst in der Freizeit („Nicht- Ar-
beitszeit“) für so genannte Freizeitparks, 
Ferienorte, Discotheken etc. ausgegeben 
werden, um geleistete entfremdete Arbeit  
absorbieren zu können.“ 
 Ist also die Gemüseschlacht gut ge-
tarnte Gesellschaftskritik? Es mag zwar 

sein, dass diese Selbstrechtfertigungs-
strategie bei den Teilnehmern zu einem 
besseren Gefühl beiträgt, angesichts der 
Sprüche die von der Dornröschenbrücke 
zu vernehmen waren, bleibt dieser Selbst- 
anspruch aber weit hinter der Realität zu-
rück. 
 Selbstverständlich ist nichts dagegen 
einzuwenden, wenn erwachsene Men-
schen der Meinung sind, sie müssten sich 
in ihrer Freizeit mit verdorbenen Lebens-
mitteln bewerfen. Und eine gewisse hu-
moristische Seite ist der Gemüseschlacht 
auch nicht abzusprechen. Aber wenn die 
TeilnehmerInnen stundenlange Lebens-
zeit darin investieren Katapulte, „Pan-
zer“, Schilde oder sonstiges Gerät zu bau-

en, sollte mensch 
sich doch fragen, 
ob Gesellschafts-
kritik nicht auch 
konstruktiver und 
sinnvoller gestal-
tet werden kann. 
 Wie dem auch 
sei, nehmen wir 
einfach mal an, 
dass die meisten 
dort wirklich le-
diglich zum Spaß 

waren und sich nicht hinter der Pseudo-
kritik verstecken, sondern zu ihrem He-
donismus stehen. 
 Damit jetzt kein falsches Bild entsteht 
sei natürlich noch darauf hingewiesen, 
dass es sich bei der „Gemüseschlacht“ 
selbstverständlich nicht um eine ernste 
Auseinandersetzung handelt, sondern 
das hier befreundete Stadtteile ihrer Zi-
vilisationsmüdigkeit frönen. So wurde 
im Anschluss nicht nur gemeinsam auf-
geräumt, sondern auch die „Versöhnung“ 
bis zum nächsten Jahr gefeiert.
 Was können wir aus dieser Veranstal-
tung lernen? Gesellschaftskritik sieht 
anders aus. Auch scheint die Dienstleis-
tung der Freizeitgestaltung nicht ganz 
unberechtigt in vielen Fällen Geld zu 
kosten. Denn das Vergnügen sich mit 
olfaktorisch sehr anstrengendem Gemü-
se zu bewerfen, teilen wohl nicht gerade 
allzuviele Menschen. Aber eines muss 
den TeilnehmerInnen gelassen werden. 
Den Freiraum haben sie sich erobert. Das 
Überqueren der Brücke hat wohl niemand 
während der Schlacht versucht. 

Fazit: Linden hat gewonnen, was auch 
immer?!
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PROGRAMM PUTTO-FILM WS 04/05 

26.10.2004  Identität 
Thriller - USA 2003 
Zehn Fremde sitzen wegen eines über-
raschenden Wüstensturms in einem ein-
samen Hotel fest. Dabei wird einer nach 
dem anderen ermordet. Auf der Suche 
nach dem Mörder verstricken sie sich in 
ein Netz voller gegenseitiger Verdächti-
gungen. 

02.11.2004  Gegen die Wand
Drama - Deutschland / Türkei 2004 
Nach seinem gescheiterten Selbstmord-
versuch wird der 40jährige Türke Cahit 
von seinem Arzt angehalten, sein Leben 
in den Griff zu bekommen. Durch die 
Scheinehe mit der 20 Jahre jüngeren und 
lebenslustigen Sibel, die ebenfalls aus der 
Türkei stammt, versucht er erstmals in 

seinem Leben etwas richtig zu machen. 
Die beiden leben zunächst aneinander 
vorbei und gehen ihren alten Gewohnhei-
ten nach bzw. genießen die neue Freiheit 
ohne die strengen Auflagen der Familie. 
Als sich schließlich doch Gefühle zwi-
schen den beiden entwickeln, kommt es 
zu einer Katastrophe.

09.11.2004  Adaption
Drama - USA 2003  
Der Drehbuchautor Charlie Kaufman ist 
schwer darum bemüht, den als unverfilm-
bar geltenden Roman „The Orchid Thief“ 
fürs Kino zu adaptieren. Vor lauter Frust 
schreibt er sich selbst ins Drehbuch und 
natürlich auch seinen Zwillingsbruder 
Donald, der selbst nach Drehbuchautor- 
Ehren strebt und bei seinem ersten Werk 
deutlich erfolgreicher ist. 

uni-kino

Das Putto-Team lädt Euch auch wieder zum Wintersemester herzlich in den Audimax ein. 
Damit die Erstsemesterinnen und Erstsemester, aber auch die etwas Älteren unter Euch, nicht nur in stumpfes Lernen verfallen, 
bieten Euch der Putto-Film-Club immer Dienstags um 20.00 Uhr (manchmal aber auch schon um 19.00 Uhr, auf das Programm 
achten!) ein abwechslungsreiches Filmangebot. Von Kultfilmen und Anspruchsvollem über Komödien, aber auch Thrillern, bis hin 
zu den neuesten Actionfilmen ist alles dabei.
Und das im modernsten Unikino Hannovers, natürlich mit brillantem Ton.
Das ganze findet im Audimax (an der rechten Seite des Hauptgebäudes) statt. 
Der Filmbeitrag beträgt 1,50 Euro. Einen Clubausweis gibt es dieses Semester wieder für nur 0,50 Euro.
Um Nikolaus (11.12.) gibt es dann wieder den Studierenden-Kultfilm: Die Feuerzangenbowle, die mit Glühwein, Musik und Leb-
kuchen weihnachtliche Stimmung herbeizaubert.

Das Putto hat seit einigen Jahren eine gewisse Verbindung zur Fachschaft Mathmatik/Physik, vor allem weil es jahrelang die nöti-
gen Geräte im Fachschaftsraum lagerte, bis es endlich einen Abstellraum am Audimax bekommen hat. Seit der Gründung des Put-
tos vor rund 10 Jahren hat sich einiges verändert. Während damals noch ausschließlich 16mm-Filme vorgeführt wurden, werden 
heute die Filme von DVD mit einem starken Beamer gezeigt. Grund für diesen Umschwung war zum einen, dass viele Filme nicht 
mehr auf 16mm herausgegeben werden und zum anderen, dass sich vor allem die Tonqualität (DTS) dadurch verbessert hat.
Außerdem ist es mit der DVD auch möglich Filme in Originalsprache mit deutschen Untertiteln zu zeigen.
Preislich versucht das Putto alles im Rahmen zu halten. Da es keine Berechtigung zu öffentlichen Vorstellungen hat, müssen alle 
Studierenden einen Mitgliedsausweis für 50 Cent erwerben, der dann ein Semester gültig ist. 
Das Herz eines Kinos ist natürlich  immer das Programm. Es ist immer ein Drahtseilakt zwischen Mainstream und Blockbuster 
auf der einen und anspruchsvolleren und unbekannteren Filme auf der anderen Seite. Die Filme dieses Semester seien im folgen-
den kurz genannt.

Also, bis Dienstags um 20.00 Uhr s.t. im Audimax.
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16.11.2004  Lost in Translation
Komödie / Drama - USA / Japan 2003
Bob Harris und Charlotte sind zwei 
ziellose Amerikaner in Tokio. Bob, ein 
Schauspieler, der gerade in der Stadt ei-
nen Werbespot für Whiskey dreht und 
Charlotte, eine junge, frisch verheiratete 
Frau, die ihren Mann, einen vielbeschäf-
tigten Fotografen, begleitet. In einer 
schlaflosen Nacht lernen sich Bob und 
Charlotte an der Bar eines Luxushotels 
kennen. Was als eine zufällige Begeg-
nung beginnt, entwickelt sich überra-
schend schnell zu einer ungewöhnlichen 
Freundschaft. Ihre gemeinsamen Streif-
züge durch die fremde Metropole füh-
ren sie nicht nur in amüsant bizarre Si-
tuationen, sondern eröffnen den beiden 
ungeahnte Perspektiven und einen über-
raschenden Blick auf ein Leben, das sie 
bisher nicht kannten. 

23.11.2004  Troja
Abenteuer - USA 2004 
Im Jahre 1193 vor Christus spannt Paris, 
der Prinz von Troja, dem Griechischen 
König Menelaus seine Frau Helena aus. 
Um diese Schmach zu rächen, schickt 
Menelaus seine von Archilles angeführte 
Armee nach Troja. Doch der Widerstand 
der Trojaner um Heeresführer Hector ist 
stärker als erwartet, weshalb die Stadt 

über zehn lange Jahre belagert wird. 
30.11.2004  Mona Lisas Lächeln
Drama - USA 2003
Im Jahre 1953 nimmt die Berkeley-Ab-
solventin Katherine Watson eine Positi-
on als Lehrerin für Kunstgeschichte am 
Frauencollege Wellesley an. Entgegen 
alter Gesellschaftsmoral lehrt sie ihre 
Studentinnen mit Selbstbewusstsein und 
Mut durchs Leben zu gehen. 

07.12.2004  Jalla Jalla
Komödie - USA 2004  
um 19.00 Uhr
und Kops
Komödie - Schweden
.um 21.00 uhr

11.12.2004  Die Feuerzangenbowle 
Kultkomödie - Deutschland 1944 
(Samstag) 19:00 und 21:00 Uhr
Der erfolgreiche Schriftsteller Dr. Jo-
hannes Pfeiffer (Heinz Rühmann) hat, 
wie man bei dem Genuss einer Feuer-
zangenbowle erschreckend feststellt, 
niemals eine Schule besucht, sondern 
wurde von Privatlehrern erzogen. Damit 
der „arme Mensch“ diese unersetzlichen 
Lebenserfahrungen nachholen kann, be-
schließt man, ihn die Schulbank in ei-
nem Kleinstadt-Gymnasium drücken zu 
lassen. Als Primaner Johannes Pfeiffer 

(mit 3 f) heckt er allerlei Streiche aus 
und verliebt sich in Eva, die Tochter des 
Direktors „Zeus“ Knauer. Vorverkauf 
an der Putto-Kasse am 30.11.2004 und 
7.12.2004 - Restkarten an der Abend-
kasse 

14.12.2004  Big Fish
Drama - USA 2003  
William Bloom möchte mehr über das 
Leben seines sterbenden Vaters Edward 
erfahren und versucht aus den Geschich-
ten, die er ihm über die Jahre erzählte, 
seine Lebensgeschichte zu rekonstru-
ieren. Dabei muss er mit den wenigen 
bekannten Fakten die Wahrheit aus den 
Legenden und Mythen herausfiltern, die 
er ihm auftischte. 

21.12.2004  Was nützt die Liebe in Ge-
danken
Drama - Deutschland 2004 
Im Berlin der 20er Jahre leben die Freun-
de Günther und Paul in vollen Zügen und 
gehen dabei keine Kompromisse ein. Bei 
einem Wochenendausflug gesteht Paul 
Günthers Schwester Hilde seine Liebe. 
Als Hilde seine Liebe nicht erwidert und 
ihr Liebhaber Hans auftaucht, werden 
die von Absinth berauschten Jugendli-
chen in einen tödlichen Strudel voller 
Gier und Sehnsucht gerissen.

kino
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11.01.2005  19:00 Uhr   Shrek I
Komödie - USA 2001  
Der große grüner Riese namens Shrek 
führt ein einsames und glückliches Le-
ben in den Sümpfen. Als jedoch der böse 
Lord Farquaad beginnt, sämtliche Mär-
chengestalten seines Reichs einzusper-
ren, suchen diese Schutz bei dem grünen 
Ungetüm. Um seine nervigen Besucher 
möglichst schnell wieder loszuwerden, 
macht Shrek sich auf den Weg zu Lord 
Farquaad um seine Sümpfe zurückzu-
fordern. Doch die sollte er erst erhalten, 
wenn er die schöne Prinzessin Fiona aus 
den Fängen eines gefährlichen Drachens 
befreit. 
Eintrittskarte nur in Verbindung mit 
Shrek II für 2,50 Euro (zzgl. Clubbei-
trag 0,50 Euro) 

11.01.2005  21:00 Uhr  Shrek II 
Komödie - USA 2003 
Nachdem Prinzessin Fiona und Shrek 
im ersten Teil zueinander fanden werden 
sie von Fionas Eltern in deren Heimat 
„Far Far Away“ eingeladen. Obwohl sich 
Shrek für die Einladung nicht gerade be-
geistern kann, lässt er sich von Fiona und 
Esel überreden. Als er am Ziel aus der 
Kutsche steigt, wird ihm bewusst, dass 
der Besuch von Fionas Eltern keine gute 
Idee war.

18.01.2005  Supersize Me!
Dokumentarfilm - USA 2004 
Dokumentarfilmer Morgan Spurlock 
fragt sich in seinem Film, warum die 
Amerikaner so fett sind. Um dieser Frage 
nachzugehen, ernährt er sich einen Mo-
nat lang ausschließlich von Fastfood. Das 
Resultat sind rund elf Kilo mehr auf den 
Rippen sowie gefährliche Blut- und Le-
berwerte.

25.01.2005  Der Wixxer
Komödie - Deutschland 2004  
Londons Unterwelt zittert. Der Schur-
kenmörder namens „Der Wixxer“ treibt 
sein Unwesen. Scotland Yard betraut In-
spector Very Long und Chief Inspector 
Even Longer mit den Ermittlungen, um 
dem Killer Einhalt zu gebieten. Ihre Un-
tersuchung beginnen sie am Blackwhite 
Castle, wo sie auf den zwielichtigen Earl 
of Cockwood treffen, der einen illegalen 
Mädchenhandel betreibt. 

01.02.2005  Vergiss mein nicht!
Drama - USA 2004
Nachdem die Beziehung zwischen Joel 
und Clementine nicht so richtig funkti-
oniert, beschließt Clementine, ihre Er-
innerungen an die gemeinsame Zeit aus 
ihrem Gedächtnis zu löschen, um noch 
mal von vorne zu beginnen. Als Joel da-

von erfährt, ist er zunächst konsterniert, 
willigt aber schließlich ein, sich auch in 
die Hände von Dr. Mierzwaik zu bege-
ben. Während der Behandlung bekommt 
Joel jedoch Zweifel an der Sache und er 
beginnt damit, Erinnerungen an Cle-
mentine in Windungen seines Gehirns 
zu verstecken, wo sie die Maschine nicht 
aufstöbern kann.  

Falls euch die Kinotechnik darüber hi-
naus  schon immer interessiert hat, ihr 
gerne mal hinter die Kulissen schauen 
oder sogar mitarbeiten wollt, könnt ihr 
jederzeit die Mitarbeiter des Puttos an-
sprechen. Sie sind immer auf der Suche 
nach neuen KollegInnen!
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buchrezension

Von karibischen Tigern und
knurrenden Bettvorlegern

Wer von Trampelpfaden in Sackgassen 
gerät, vom Surfen auf großen Wellen 
träumt oder von karibischen Tigern 
liest, die zu „gelegentlich knurrenden 
Bettvorlegern“ werden, denkt vermut-
lich kaum an eine wissenschaftliche 
Publikation. Ist aber so. Die Formu-
lierungen stammen aus dem soeben 
erschienen Buch „Zeitenwende. Politik 
nach dem Neoliberalismus“ von Hans-
Jürgen Burchardt. 

Burchardt, der seit einigen Jahren am hie-
sigen Institut für Soziologie lehrt, fasst in 
diesem Buch seine Arbeits- (und Lehr-) 
Schwerpunkte der letzten Jahre zusam-
men. Bereits im ersten Satz macht er klar, 
dass er den Neoliberalismus in der Krise 
und einen Paradigmenwechsel am Hori-
zont sieht. Mit dem Buch will er dem/der 
Leser/in ein Rüstzeug in die Hand geben, 
um sich in der Debatte über zukünftige 
internationale Politik zu orientieren (S. 
11). Und vorab gesagt: das gelingt ihm.

Drei Themenblöcke in dem rund 300 Sei-
ten starken Werk beschäftigen sich mit 
der historischen Entwicklung, aktuellen 
Zuständen und zukünftigen Entwürfen. 
In knappen Abschnitten führt er Begriffe 
ein, stellt Theorieansätze vor und disku-
tiert sie, analysiert Entwicklungen und 
entwirft darauf aufbauend (s)einen Ge-
genentwurf. 

Gleich zu Beginn schreibt Burchardt 
vom „notwendigen Scheitern des Sozia-
lismus“, als wolle er sicher gehen, nicht 
sofort in der Schublade der „Ewigges-
trigen“ zu landen. In meinen Augen ist 
dieses erste Kapitel gleichzeitig eines der 
schwächsten, denn die einleuchtende Ar-
gumentation, woran der Staatssozialis-
mus im Ostblock scheiterte, wird kaum 

belegt. So würde sicher auch Burchardt 
selbst in den Hausarbeiten seiner Studie-
renden unbelegte Sätze wie „Sozialisti-
sche Wissenschaftler waren sich einig,…“ 
(S. 15) oder „nach eigenen Angaben hatte 
die DDR…“ (S. 17) monieren. 
Dafür entschädigt das 2. Kapitel über 150 
Jahre Entwicklung in Lateinamerika mit 
einer dichten und trotzdem verständlichen 
Beschreibung der politökonomischen 
Entwicklung des Subkontinents. Dabei 
bleibt Burchardt nicht bei der knappen 
und trotzdem verständlichen Erläuterung 
(neoliberaler) Konzepte, bspw. der Wech-
selkursstabilisierung stehen, sondern be-
wertet die Entwicklung dieser Rezepte 
anhand ausgewählter Indikatoren. Er be-
nennt Gewinner und Verlierer, skizziert 
aktuelle Zukunftsszenarien (NAFTA, 
FTAA) und ordnet die Optionen ver-
schiedenen Interessensgruppen zu. 

Unter der Rubrik „Zustände“ gibt Burch-
ardt einen fundierten Überblick über in 
der Globalisierungsdiskussion kursie-
renden Begriffe und Theorieansätze. So 
räumt er zunächst mit den „Oberflächen-
phänomenen“ (S. 104) auf, dass Globali-
sierung etwas Neues sei und sich gleich-
zeitig die Finanz- von der Realwirtschaft 
abkopple. Er diskutiert die Konzepte 
von Wettbewerbsstaat und „Global Go-
vernance“. Es gelingt ihm, auf 13 Seiten 
verständlich das soziologische Denken 
und die Globalisierungskritik von Pierre 
Bourdieu darzustellen, bevor er Staat-
lichkeit und Demokratie in der „Dritten 
Welt“ und verschiedene Theorieansätze 
(Regulationstheorie, Regimetheorie, …) 
vorstellt und diskutiert.

Fast die gesamte zweite Hälfte des Bu-
ches widmet sich „Entwürfen“ für die 
Zeit nach dem Neoliberalismus. Burch-
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ardt betrachtet zunächst die aktuelle 
Entwicklung Kubas, mit der er sich be-
reits in zahlreichen anderen Studien 
ausführlich beschäftigt hat und kommt 
zu dem Ergebnis, dass ein nachholen-
der Neoliberalismus, genauer gesagt ein 
liberaldemokratischer Neopopulismus 
das wahrscheinlichste Szenario der Post-
Castro-Ära ist, unter dem Kuba eine zi-
vile und soziale Transformation hin zu 
integraler Entwicklung und Demokrati-
sierung verstellt bliebe. Auch im Kapitel 
über die bolivarianische Revolution in 
Venezuela unter Hugo Chavez kommt er 
zu dem Ergebnis, dass eine autoritäre Re-
gression immer wahrscheinlicher wird.
 
Ein dritter aktueller „Entwurf“ ist 
die Strategie internationaler Ent-
wicklungsagenten wie der Weltbank, 
verstärkte Armutsbekämpfung zu 
betreiben, um (neo-) liberale Politik 
abzufedern, bspw. durch Program-
me wie PRSP. Auch in dieser Option 
sieht Burchardt keine Perspektive. 
Zwar seien einige Instrumente effek-
tiv und der traditionellen Sozialpoli-
tik überlegen, jedoch wirken sie nicht 
nachhaltig, haben Defizite in Punkto 
Partizipation und berühren nicht die 
bestehende Nord-Süd-Asymmetrie. 

Die „konstruktive und kooperati-
ve Bearbeitung des globalen Pro-
blemfeldes Nord-Süd-Asymmetrien“ 
(S. 247) stehen im Mittelpunkt von 
Burchardts eigenem Entwurf für eine 
antisystemische Politik. Diese müsse 
auf den Feldern der wirtschaftlichen 
Entwicklung, Frieden, sozialer Aus-
gleich und demokratische Mitbestim-
mung passieren, zu denen er mehr 
oder weniger konkrete Vorschläge 
macht.

Um zu Wirt-
schaftswachstum 
zu kommen, for-
dert er, den „Drit-
te-Welt“-Ländern 
die Möglichkeit 
der Abschottung, 
also des Protekti-
onismus zuzuge-
stehen. Die Ver-
schuldung müsse 
durch Entschul-
dungsinitiativen 
und ein Insol-
venzrecht gelöst 
werden, auf den 
Finanz- und Ka-
p i t a l m ä r k t e n 
sollte langfristig 
zu einem „System globaler monetärer 
Kooperation“ (S. 252) zurückgekehrt 
werden, womit er auf eine stärkere 
Überwachung der Kreditvergabe und 
die Regulierung spekulativer Kapital-
ströme durch eine (Tobin-)Steuer oder 
mittels Kapitalverkehrsbeschränkun-
gen abzielt.

So konkret sind Burchardts Vorstellun-
gen zur Herstellung von Frieden nicht, 
vielmehr scheint die Forderung nach 
„möglichst konflikt- und gewaltfreie[r] 
und auf Deeskalation eingestellte Ge-
staltung der Nord-Süd-Beziehungen“ (S. 
256) angesichts weltweit zunehmender 
Konflikte und militärischer Interventi-
onen ein Zugeständnis an den Zeitgeist 
zu sein. Greifbarer dagegen werden die 
Vorschläge für eine internationale Sozi-
alordnung. „Keinesfalls“ solle es sich um 
einen reinen Ressourcentransfer handeln, 
sondern um Mehr-Ebenen-Politik unter 
Leitung demokratisch legitimierter inter-
nationaler Organisationen.
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Demokratisierung des Weltsystems 
ist ohnehin die Vorbedingung für die 
genannten Veränderungen. Lediglich 
die internationalen Organisationen zu 
reformieren reiche dabei nicht. Sein Vor-
schlag, einen Diskurs zu entwickeln und 
zur Hegemonie zu verhelfen (S. 263), 
bleibt jedoch recht vage: Mögliche Träger 
der gesellschaftlichen Kritik und soziale 
Akteure im Diskurs, sind die Mitglieder 
der „politischen Opposition“ (ebd.), also 
Anti-Globalisierungsbewegung (mit all 
ihren Gegensätzen), Nichtregierungsor-
ganisationen („realer Wirkungsgrad“?) 
und Gewerkschaftsbewegungen (Dis-
krepanz zwischen Erkenntnis und politi-
scher Praxis). 

Mit diesen Vorschlägen zielt Burchardt 
nicht auf die Revolution. Er stellt klar, 
dass die Krise des Neoliberalismus kei-
ne Krise des Kapitalismus ist (S. 271). Er 
ist „bescheidener“ und will lediglich das 
spezifische Regulationsregime verändern 
(S. 272), also die Marktbeziehungen und 
die Produktionsverhältnisse. Er erkennt 
die Existenz von Märkten ausdrücklich 
an, fordert aber staatliche Steuerung zu 
seiner sozialen Regulierung (S. 277), z. 
B. in Form aktiver Arbeitsmarktpolitik 
oder Strukturpolitik, wobei Arbeitszeit-
verkürzungen elementar seien. 

Unter dem Aspekt der Produktionsver-
hältnisse schlägt er für eine antisyste-
mische Politik eine Mischung aus un-
terschiedlichen Eigentumsformen vor. 
Neben Staatsbetrieben in strategischen 
Sektoren, macht er für genossenschaft-
liche Betriebsformen äußerst konkrete 
Vorschläge. 

Neu sind nicht alle Vorschläge Burch-
ardts, aber dafür erstens eine erfri-
schende Abwechslung im akademischen 
Mainstream und zweitens nicht nur aus-

gesprochen lesbar dargelegt, sondern zu-
dem fundiert begründet. Das Buch „Zei-
tenwende“ schafft also, woran andere 
wissenschaftliche Werke scheitern: Es ist 
informativ-darstellend und 
gleichzeitig provozierend-
kontrovers. Es gibt einen 
umfassenden Überblick über 
aktuelle Entwicklungen und 
relevante Theorieansätze, 
ohne die historische Perspek-
tive zu verlieren. Es ordnet 
ein, ohne Voreingenommen 
zu sein (zunächst hat man 
den Eindruck, Burchardt 
wolle sämtliche Theoriean-
sätze kritisieren und das Rad 
neu erfinden). Er schult da-
mit den/die Leser/in, genau 
hinzusehen und Theorie auf 
ihre Ansprüche hin zu über-
prüfen.

Dass bei einem solch um-
fangreichen Thema, einzel-
ne Aspekte kurz kommen, 
ist unvermeidbar (siehe 
Bourdieu auf 13 Seiten oder 
150 Jahre Lateinamerika auf 
33 Seiten). So fallen gender-
spezifische Konflikte nahe-
zu und ethnische Aspekte 
gänzlich hinten über. Ist 
erstmal die Ökonomie de-
mokratisiert, erledigen sich 
diese Probleme von selbst, 
so könnte man meinen. Auch dass ein-
zelne Kapitel recht zusammenhanglos 
nebeneinander stehen, ist eine Schwäche, 
kann aber auch positiv gewendet werden. 
Dieser Aspekt des „Nachschlagewerkes“ 
macht das Buch für „junge“ Studierende 
der „Internationalen Beziehungen“ oder 
Transformation Studies unverzichtbar. 
Fortgeschrittenen Studierenden oder 
„globalisierungskritisch“ Interessierten 

sei es als Diskussionsgrundlage oder ar-
gumentative Handreichung ans Herz ge-
legt. 

 „Zeitenwende. Politik nach dem Neoli-
beralismus“ von Hans-Jürgen Burchardt. 
Erschienen im Schmetterling Verlag 
Stuttgart, ISBN 3-89657-610-0, 16,80 
Euro.

buchrezension
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Neulich wollte die Firma MILKA die 
Alpen lila zum Leuchten bringen, um 
zu zeigen, dass Sie sich für den Um-
weltschutz einsetzen. Diese Aktion 
wurde zwar dank massiver Proteste 
verhindert, aber bei MILKA glaubt 
man wohl wirklich, dass sie Schoko-
lade von den lila Kühen aus dem Eu-
ter zapfen, die friedlich auf der Alm 
grasen. 

Viele Verbraucher scheinen sich aber 
auch nicht darü-
ber im Klaren zu 
sein, wo die Roh-
stoffe für die Ta-
fel oder auch den 
O-Saft und insbe-
sondere den Kaf-
fee herkommen. 
Denn sonst würde 
mensch sicher län-
ger überlegen, ob 
er sich nicht lie-
ber einen fair ge-
handelten Kaffee 
leisten sollte. Bei 
den so genannten 
„Fair Trade“ Pro-
dukten, die oft-
mals das Siegel 
von dem Unter-
nehmen TRANS 
FAIR tragen (die 
Überwacher), handelt es sich um Ware, 
die abseits von Dumpingpreisen gro-
ßer Konzerne, meist in demokratischen 
Kooperativen, hergestellt werden. Bei 
Kunsthandwerk sind es eher Familien-
betriebe. Die ArbeiterInnen bekommen 
statt 20 Cent/h wie üblich, soviel, dass 
sie sich eine Existenz leisten können. 
Ein Soli-Zuschlag von 10% wird direkt 
in die Kooperative investiert, oftmals 
zum Verbessern der Arbeitsbedingun-
gen oder zur Umstellung auf Bio-Land-

bau. Soziale und ökologische Standards 
werden bei diesen Produkten überwacht 
und garantiert. Kinderarbeit, wie beim 
Zuckerrohr oder bei der Tee- und Kaf-
feeernte üblich, gibt es nicht.
 Ja, so bitter wie das klingt – der Kaf-
fee von Jacobs (wie in der Mensa) oder 
z.B. Tchibo trägt einen nicht zu verach-
tenden Prozentsatz dazu bei, dass die 
Armut in der „3. Welt“ stabilisiert wird. 
Es schwimmt mitunter auch ein wenig 
Blut mit im Tee, wenn Kindersklaven bei 

einem Ausreißver-
such mit der Peit-
sche geschlagen 
werden, weil sie 
sich unter dem An-
gebot eines gut be-
zahlten Jobs etwas 
anderes vorgestellt 
hatten, mit dem sie 
von der Strasse ge-
lockt wurden.
 Faire Produkte 
müssen deshalb 
teurer sein, als die 
„ K o n k u r r e n z “. 
Denn die sind zu 
billig!
 Leider hat der 
faire Handel im-
mer noch ein Ni-
schendasein.

 Der Geschäfts-
führer eines Hauses in Hannover, wel-
ches sich mit dem Regenwald und dessen 
Einwohner beschäftigt, sagte neulich zu 
mir, als ich ihn versuchte zu überzeugen 
fairen Kaffee bei sich auszuschenken: 
„Ältere Menschen werden durch die 
Aufschrift „Fairer Handel“ verunsichert. 
Die glauben, der schmeckt nicht.“
 Das dem nicht so ist, kann man ja 
schnell selbst rausfinden. In der Mensa 
gibt’s leider immer noch keinen fairen 
Kaffee oder Tee. Dafür ist der selbst-

gepresste O-Saft aber wenigstens bio 

und wird deshalb sicherlich nicht von 
einer Ausbeuter-Plantage stammen. Si-
cherheit verspricht aber nur das TRANS 
FAIR SIEGEL.
 Seit kurzem gibt’s auch die nette Ge-
schenk-Idee für Hannoveraner:
 Der faire Hannover-Bio-Kaffee in der 
netten Hannover-Packung. Zu beziehen 
bei GLOBO gegenüber dem Landtag, 
dem Allerweltsladen in Linden  oder bei 
Oxfam nähe der Marktkirche.
 Wer sich über das Thema weitere In-
fos holen will oder aber für faire Pro-
dukte in der Mensa ist, möge sich an 
kundiet@freenet.de wenden.

Links:
 www.fairstaerkung.de

 www.transfair.org
 www.banafair.de
 www.gepa3.de

von Dietmar Kunze

Fairer Handel – Was ist das ?
Oder warum Omi der Kaffee nicht schmeckt

perspektiven
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Hannover verbindet

Wo dürfen Studenten und sogar Haus-
tiere wohnen, aber keine Frauen? Rich-
tig, in einem Verbindungshaus. An die 
40 studentischen Verbindungen gibt 
es in Hannover, aber über diese Form 
studentischen Lebens ist in der Öf-
fentlichkeit vergleichsweise wenig be-
kannt. Ab und an erscheinen in hanno-
verschen Zeitungen und Zeitschriften 
mal mehr und mal minder gute Arti-
kel über das lokale Verbindungswesen, 
und noch seltener finden Informations-
veranstaltungen dazu statt (zuletzt im 
Mai 2004 von der Antifaschistischen 
Aktion Hannover).

An der Uni Hannover haben sich die kor-
porierten Studenten ihrerseits aus der 
studentischen Öffentlichkeit zurückge-
zogen: Zu Semesterbeginn werben diver-
se Verbindungen auf dem Conti-Campus 
um Nachwuchs (im Verbindungsjargon 
„Keilen“ genannt), selten gehen einige 
mit Schärpe auf öffentliche Partys und 
das uni-politische Sprachrohr der Korpo-
rierten im Studierendenparlament (Stu-
Pa), die „Liste Leibniz“, ist mittlerweile 
Geschichte. Das Verbindungsleben spielt 
sich weitgehend hinter verschlossenen 
Türen ab und beschränkt sich ansons-
ten auf Aushänge an diversen schwarzen 
Brettern, bei denen es sich in der Regel 
um Wohnungsangebote handelt.

Ganz anders stellt sich die Situation an 
der TiHo und der MHH dar, wo die Ver-
bindungen fest verwurzelt sind und mit 
Erfolg dafür sorgen, dass das auch jede/r 
mitkriegt und es auch so bleibt. So enthält 
das „Ersti-Info“, dass jede/r Studienan-
fänger/in von der TiHo offiziell mit den 
Semesterunterlagen per Post erhält, gan-
ze zehn Seiten mit Anzeigen von Verbin-
dungen (von insgesamt 42 Seiten) sowie 
einen Artikel, in dem Verbindungen als 
Hort studentischer Glückseligkeit bewor-

ben werden: „nutzt die Chancen, Leute, 
Uni und Stadt kennenzulernen – und ver-
geßt das Feiern nicht!!!“

national gesinnte junge Deutsche

Für den ehemaligen Bundesinnenminis-
ter Manfred Kanther ist ein studentisches 
Corps ein Mittel, um „national gesinnte 
Menschen in alle führenden Berufe un-
serer Gesellschaft zu entsenden“. Für den 
Schriftsteller Kurt Tucholsky waren die 
Korporierten in erster Linie ein „Haufen 
von verhetzten, irregeleiteten, versoffe-
nen, farbentragenden jungen Deutschen.“ 
Wie diese Anschauungen zur aktuellen 
Realität des Verbindungswesens in Han-
nover passen, ist eine der Fragen, die ein 
Reader über die hannoverschen Verbin-
dungen beantworten soll. Die Erarbei-
tung eines solchen Readers wurde in der 
vorlesungsfreien Zeit im Allgemeinen 
StudentInnenausschuss (AStA) initiiert. 
Dabei soll es um Verbindungen im All-
gemeinen, insbesondere aber um die Ver-
bindungen vor Ort gehen, und auch um 
ihre Geschichte: Welche Rolle spielten 
die Verbindungen 1925 bei der Hetzkam-
pagne gegen Theodor Lessing? In wel-
chem Ausmaß waren sie 1933 an der na-
tionalsozialistischen Bücherverbrennung  
beteiligt? Wie sieht ihr Weltbild heute 
aus? Gibt es Verbindungen zum Rechts-
extremismus?
Wer Interesse hat, an der Entstehung des 
Readers – in welcher Form auch immer 
– mitzuwirken, kann sich gerne jederzeit 
im AStA melden. Alle anderen müssen 
bis zum Ende des Wintersemesters war-
ten – dann soll der Reader fertig sein. 

verbindungsreader
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Kulturgegenwärtliche Betrachtungen
Essay

Dies sei ein Versuch, eine selbstverständ-
licherweise vorhanden sein müssende 
Perspektive auf unsere Welt in Zeit und 
Gesellschaft unnötigerweise nochmals 
aufzuzeigen. 

Das sich selbst erkennende Subjekt kann 
sich nur im Rahmen der jeweilig spezi-
fischen Zeit- und Kulturgeschichte errei-
chen. Aber wie könnte so ein Rahmen in 
Form eines Bildes aus schauen? Unser 
Zeitalter kann als mit dem Begriff der 
Moderne bezeichnet werden. Treffender 
jedoch ist der Begriff der Post-Moderne. 
Exakt diese Differenz versuche ich fol-
gend aufzuzeigen. 

Die dafür entsprechenden Bildgegensätze 
lassen sich kurz beschreiben. a) Moderne 
= Boston/New York ; b) Post-Moderne 
= Las Vegas/Los Angeles. Bild a) zeigt 
eine Welt mit klaren und berechenbaren 
Strukturen, welche in der Lage ist, dem 
Individuum einen festen und konstanten 
Raum seiner Weltsicht zu gewährleis-
ten. Dieses Fundament ist stabil genug, 
Glauben und Optimismus entwickeln zu 

können. Dinge verlaufen 
kausal, vernünftig oder 
unvernünftig, aber im-
mer erklärbar. Es ist ein 
teleologisches Weltbild. 
Das Zeitalter des Hoch-
mittelalters sowie das des 
ausgehenden Mittelalters 
zeigen diese geschlosse-
ne Struktur. 
Die Kultur der Post-
Moderne sprengt alles 
bisher da gewesene auf, 
es lässt Gewissheiten in 
etwas Liquides zerflie-
ßen. Der Mensch hat die 
Schwerkraft verlassen 
und findet sich in einem 
Aquarium wieder. Alles 
muss neu definiert wer-
den. Die Dinge müssen 
neu erdacht werden. Eine 
der grundlegend gültigen 

Gewissheiten ist die Erkenntnis, dass es 
die absolute Wahrheit nicht gibt. (Mit 
Ausnahme folgender absoluten Wahrheit: 
Die Welt besteht aus Unterschiedlichkei-
ten.) 
Im Gegensatz dazu ist Sokrates im 
Durchlauf eines buddhistischen Zirkels 
wieder bei sich selbst angekommen. Es 
ist jener Ort, wo jeglich betriebene Philo-
sophie ihre Antwort findet und endet. 

Es ist ebenso der Ort des absoluten Zwei-
fels. Seine Totalität ist im Nichts zu be-
greifen. Jegliche Form von Ontologie 
muss hier versagen. Metaphysik ist zwar 
möglich, hat aber stets den Beigeschmack 
des Spekulativen. Wir hingegen ziehen 
uns auf den Bereich der empirischen Tat-
sachen zurück und versuchen von dort 
aus, unser Leben zu begreifen und auf 
diesem Weg uns selbst zu erkennen. 

Die Menschheitsgeschichte ist geprägt 
durch das stete Aufkommen und Ver-
schwinden unterschiedlicher Ideologien. 
Diese haben uns in Form von Religions-
grundsätzen und philosophischen Über-
legungen Ethik und in politisches Recht 
eingeflossene Werte gebracht. Anderer-
seits können Ideologien aber auch als 
brandstiftende Ursachen für Krieg, Mord 
und allerlei Übel in dieser Welt verstan-
den sein.
Die logische und vernünftige Konse-
quenz ist eine Stärkung von ethischen 
Grundsätzen, welche Freiheit, Gleichbe-
rechtigung, gegenseitigen Respekt, Tole-
ranz und menschliche Würde als Idealzu-
stand anstreben, im Wissen, dass es sich 
hier um Idealwerte handelt, für welche 
man einstehen muss, welche eingefordert 
und erkämpft werden müssen. In diesem 
Prozess hat sich die europäische Kultur 
tendenziell befunden. Es ist ein Prozess 
des gesellschaftlichen Fortschritts, eine 
Errungenschaft und Leistung der Kultur-
geschichte.

Betrachtet man die Gesellschaftsge-
schichte der vergangenen 5000 Jahre, so 

perspektiven



KontrASt 2/2004

 Seite 60

perspektiven

ist eine Konstante festzuhalten: Gesell-
schaften organisieren sich in Machtver-
hältnissen. Diese haben einen evolutionä-
ren, selten auch revolutionären Verlauf. 
Das Verhältnis Herr und Knecht wurde 
mit Fußketten und Peitsche durchgesetzt. 
Über derartige Barbareien sind wir in 
unserem Kulturkreis hinweggekommen. 
Die Machttechniken unserer Zivilisa-
tion sind derart raffiniert, dass man sie 
gar nicht wahrzunehmen braucht, oder 
erkennen kann. Die Mittel des Rechts, 
der Ökonomie und der Psychologie eig-
nen sich hervorragend, um in einer im-
mer komplexer werdenden und ausufernd 
sich globalisierenden Welt, Menschen-
massen subtil steuern und kontrollieren 
zu können. Die Anwendung körperlicher 
Gewalt ist zumeist der letzte mögliche 
Schritt ihrer Durchsetzung. Bereits die 
Androhung hat Wirkung. 

Nun haben wir mit dem Fall der Mauer 
das Ende eines kommunistischen Macht-
bereichs erlebt und mit ihm das Ende 
einer aktiv praktizierten sozialistischen 
Ideologie. Die von den United States of 
America vertretene Ideologie des Kapi-
talismus hat gesiegt, konnte keinen Geg-
ner vorfinden und hat sich als globale 
Fantasie ungehemmt ausgebreitet. Die 
Auswirkungen dessen erleben wir heute 
in Deutschland mit 15jähriger Verzöge-
rung. 

Die B.R. Deutschland hat bis 1989 als 
Speerspitze des Westens gegenüber dem 
kommunistischen Machtblock gedient, 
als Schaufenster des Westens. Dem 
DDR-Sozialismus wurde die Soziale 

Marktwirtschaft gegenüber gestellt. Die-
se Funktion hat sie verloren und wird ent-
sprechend abgebaut. 
Der Gegner des Kalten Krieges hat als 
Grundlage unter anderem eine sozialwis-
senschaftliche bzw. eine wirtschaftswis-
senschaftliche Arbeit eines Herrn Marx 
gehabt. Was die Beschreibung der sozia-
len Realität betrifft, ist „Das Kapital“ das 
Glaubensbekenntnis der Kommunisten 
und Sozialisten, soziologisch als Konflik-
tansatz zu bezeichnen. Ungeachtet seines 
wissenschaftlichen Wertes, den ich an 
dieser Stelle nicht verleugnen möchte, ist 
daraus ein groß angelegtes ideologisches 
und diktatorisches Machtsystem entstan-
den, welches an sich selbst gescheitert zu 
sein scheint. 

Mit dem 11.9. ist der einzig verbliebenen 
„Supermacht“ ein neuer, ganz  anders 
strukturierter Gegner begegnet. Wir ha-
ben es hier mit einer absurden Situation 
zu tun, denn es ist ein äußerst bedroh-
licher Konflikt, welchen man sich im 
Grunde ersparen könnte. Jetzt existiert 
er, und so ist anzunehmen, dass er nicht 
ohne Grund da ist. Er setzt das Thema 
der global angelegten Ungerechtigkeiten 
auf die Tagesordnung. 

Ginge man in dialektischer Perspektive 
davon aus, dass alles, was geschieht nicht 
nur eine Ursache, sondern auch inner-
halb eines sinnhaften Zusammenhanges 
geschieht, so gilt es, diesen zu entschlüs-
seln, und in nutzbringender Weise auf die 
krisenhafte Situation anzuwenden. Die 
global dominante Kultur des Westens ist 
aufgefordert, sich einer selbstkritischen 

Untersuchung zu unterziehen, welche 
bitter nötig ist, denn der Mensch ist da-
bei, die Lebensgrundlagen seines Plane-
ten zu vernichten. 

Aus Sicht jener islamistischen Funda-
mentalisten betreibt der weiße Mann 
eine Kultur des Teufels. Haben sie damit 
Recht? Die fortgeschrittene Moderne hat 
sich politisch von religiösen Überlegun-
gen losgelöst und befreit. Sie braucht die 
Religion nicht. Was zählt, sind empirisch 
greifbare Gegenstände und Tatsachen. 
Gut ist, was funktioniert. Jahrtausend-
alte Theorieentwicklungen innerhalb der 
Philosophie führten dazu, dass sich das 
Denken des westlichen Menschen ver-
weltlicht, rationalisiert, vergegenständ-
licht und entzaubert hat. Gott wurde in 
Rente geschickt. Der Mensch sieht sich 
für seine Taten selbst verantwortlich 
und seine Fähigkeit in Wissenschaft 
und Technik lassen nahezu unbegrenzte 
Möglichkeiten erahnen. Nur eine Person 
kann den Menschen aufhalten - er selbst. 
(Und wenn er sich selbst aufhalten wür-
de, wäre das eine Dummheit?) 

Betrachtete man den Erdplaneten von 
weiter Ferne, so ist der Mensch ein biolo-
gisches Krebsgeschwür innerhalb der na-
türlichen Flora. Wir wissen, der Mensch 
entstammt dem Tierreich und so ist er 
scheinbar Tier geblieben. Im Tierreich ist 
es selbstverständliche Normalität, dass 
gejagt, gekämpft, gemordet und vernich-
tet wird. Erst das bewusste Unterlassen 
dieser tierischen Instinkte könnte dem 
Tier homo sapiens die Berechtigung dazu 
verschaffen, sich als Menschen bezeich-
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nen zu können und sich dadurch von der 
Tierwelt qualitativ zu unterscheiden. An-
sonsten wird die Präsenz des Menschen 
im Universum von nur kurzer Dauer 
sein. 

Im Geschichtsbuch des Universums, so-
fern ein solches existierte, könnte folgen-
des zu lesen sein: In einer recht unbedeu-
tenden Galaxie namens Milchstraße hat 
sich auf dem dritten Planeten eines recht 
unbedeutenden Sonnensystems in einem 
Spiralausläufer der Galaxie zufällig ein 
Lebenssystem entwickelt. Über źig Mil-
lionen Jahre hinweg hat sich eine biologi-
sche Lebens- und Naturflora gebildet mit 
einer mehr oder weniger friedlichen Ko-
existenz und Symbiose zwischen Land, 
Pflanzen- und Tierwelt. Irgendwann ist 
dem (nichtvorhandenen?) Schöpfer ein 
gewaltiger und verhängnisvoller Fehler 
unterlaufen. Er hat zugelassen, dass sich 
im Gehirn einer bestimmten Affenart ein 
genetischer Defekt ausgebreitet hat, wel-
cher dazu führte, dass sein Gehirn wuchs 
und wuchs und zu explodieren drohte. 
Jedenfalls hat diese Affenart beachtliche 
Intelligenz und Bewusstsein entwickeln 
können. Innerhalb der Zeitspanne eines 
Augenzwinkerns (das Augenzwinkerns 
eines Gottes, den es ja nicht gibt) hat er 
alle Rätsel der Natur gelöst, die Gen- 
und Nukleartechnologie entwickelt und 
Raumfahrzeuge gebaut. 
Und hier endet die Geschichte auch, 
denn so blitzartig wie er aufgetaucht ist, 
so schnell ist er von der Bildfläche ver-
schwunden. Keiner hat ihn jemals mehr 
gesehen. Man muss aber sehen, dass wir 
es hier mit einem saumäßigen Schmutz-

fink zu tun gehabt haben, denn die Sau 
hat nicht nur sich selbst vernichtet - nein, 
der Planet sieht heute aus wie ein total 
verdrecktes Klo, welches seit 200 Sonne-
numkreisungen nicht mehr geputzt wor-
den ist. Alles Leben ist komplett zerstört, 
da wächst erst mal nichts mehr, alles ist 
nuklear verseucht. Das Experiment homo 
technicus / homo oeconomicus ist gehö-
rig daneben gegangen. Wenn wir einen 
ähnlichen Gen-Defekt in irgendeiner 
anderen Tierart irgendwo im Univer-
sum entdecken, so sollten wir sofort re-

agieren, einen Trupp da runter schicken 
und den Affen einschläfern. Man kann 
sich dadurch ´ne Menge Reinigungskos-

ten sparen. Trotzdem war das da unten 
schon eine amüsante Veranstaltung. Wir 
haben glücklicherweise die Radio- und 
Fernsehausstrahlungen auf VHS aufge-
zeichnet. Ich denke, es ist ein netter Stoff 
für eine unterhaltsame Tragödie. Aus den 
Einnahmen der Film- und Fernsehrech-
te (+ Merchandising), denke ich, ist die 
Miete der nächsten 2 Billionen Galaxie-
umkreisungen gesichert.  
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Das Folgende sind Beobachtungen und 
Beurteilungen eines Vorganges von ei-
ner einigermaßen (so weit dies möglich 
war)  unbeteiligten Person, der sich 
kürzlich so – oder auch ganz anders 
– zugetragen hat.
 Es ist schon interessant, zu beobachten 
wie Menschen – gerade Studierende (be-
stimmter Fachrichtungen), von denen man 
meinen sollte, dass sie einerseits Ahnung 
von Macht(missbrauch), andererseits von 
Menschlichkeit haben – sich gegenseitig 
zerfleischen.
 Geschieht dieses aber sogar unter dem 
Deckmantel der Menschlichkeit, ist an-
scheinend jedes Mittel recht und legitim, 
um die Verwirklichung der „hehreren“ 
Ziele zu erreichen.
 Es gibt Freundschaften, Kollektive, 
Ehen und andere Formen zwischen-
menschlicher Beziehungen. Man kann ei-
nen anderen Menschen sehr mögen, aber 
durch alltägliche oder außergewöhnliche 
Begebenheiten, kann es passieren, dass 
man ihn nicht mehr mag, dass man nicht 
mehr mit ihm auskommt. 
 ArbeitskollegInnen sind dabei beson-
deren Situationen ausgesetzt: Sie müssen 
sich zusammenreißen, um die gemein-
samen Aufgaben erfüllen zu können. 
Schreiten Unstimmigkeiten, ja sogar 
Streitigkeiten so weit fort, dass die zu er-
ledigende Arbeit beeinträchtigt wird, ist 
es am besten, wenn Einzelpersonen die 
Konsequenzen (und damit sich selbst zu-
rück) ziehen.
 Normalerweise sollte man die Sache 
dann auf sich beruhen lassen – aus Re-
spekt vor den ehemals gemeinsamen Zie-
len, aus Respekt vor den Beteiligten, und 
um sich selbst nicht einer noch belasten-
deren Situation auszusetzen.
 Fühlt man sich allerdings so sehr ver-

letzt, benachteiligt, missverstanden und 
mies behandelt, will man Trost und/ oder 
Rache. Findet man dann statt Menschen, 
die einem zuhören, die einen verstehen, 
für einen da sind, einen trösten; Menschen, 
für die das eigene Leiden ein gefundenes 
Fressen ist, da sie die vermeintlichen 
Verursacher nicht leiden können, mögli-
cherweise sogar hassen (oder einfach nur 
Langeweile haben), generieren diese sich 
als dankbare Zuhörer und willige „Voll-
strecker“.

 Dann wird nicht nach Ursachen ge-
forscht. Es wird nicht gesagt: „Versucht 
miteinander zu sprechen“. Oder: „Ist das 
vielleicht deine subjektive Sicht? War 
es wirklich so schlimm?“ Dann werden 
„Opfer“ und „Täter“ gesucht, Feindbilder 
ausgemacht, es wird nur noch schwarz 
– weiß gedacht, es wird personalisiert und 
verallgemeinert. 
 So bilden sich zwei Gruppen. „Bist du 
für uns? Nein? Dann bist du gegen uns!“ 
Hat man so nun ausgemacht, wer auf 
welcher Seite steht, beginnt man damit, 
sich erstens weitere Anhänger zu suchen 
und zweitens die Gegner systematisch zu 
zerstören. Dabei wird weder vor Freund-
schaften im hochschulpolitischen, noch 
im privaten Bereich halt gemacht. Es 
werden Misstrauen und Zwietracht gesät. 
Überall vermutet man den „Feind“. Und 
auch Personen, die eigentlich außen vor 

stehen, aber nicht zu feige sind, eine an-
dere, eine kritische, Meinung zu äußern, 
werden die „interessantesten“ (manchmal 
haarsträubenden) Dinge unterstellt. An je-
der Ecke wittert man Verrat und es wird 
überall versucht, Meinungen und Perso-
nen zu beeinflussen. 
 Auch wird anderen angedichtet, sie 
seien die ganze Zeit mit nichts anderem 
beschäftigt, als Intrigen zu spinnen. Da-
bei will man nicht wahrhaben, dass man 
es eigentlich selbst ist, der die Intrigen 
spinnt.
 Dabei wird ein außergewöhnliches 
Potenzial freigesetzt. Wäre es nicht aber 
vielleicht sinniger gewesen, dieses Poten-
zial konstruktiver zu nutzen? Hätte man 
nicht im Vorfeld, versuchen können, die 
(absehbaren!) Probleme zu kitten? Oder 
hätte man die Kraft nicht auf den Einsatz 
für die Studierenden, die man vertritt, ver-
wenden können?
 Nein, Menschen sind nun einmal so. 
Polarisieren, sich Feindbilder schaffen 
und versuchen, die dahinter stehenden 
Persönlichkeiten zu zerstören, das setzt 
Energien frei. Man kann auf diese Weise 
seinen Narzissmus und seine Rachegelüs-
te befriedigen.
 Was dabei leider vergessen wird, ist, 
dass die „Feinde“ – das personifizierte 
Böse –, auch Menschen sind. Man ver-
fällt in die gleichen Verhaltensweisen, be-
dient sich der gleichen – möglicherweise 
schlimmerer – Mittel und Methoden, die 
man den Gegnern als Basis der Kritik vor-
würft. Dies alles unter dem Deckmantel 
von Menschlichkeit und Gerechtigkeit.
 Es wird versucht, die vermeintlichen 
„Täter“ nicht nur an ihrem Arbeitsplatz, 
sondern auch als Individuum zu ruinie-
ren. Dies ist möglicherweise nicht allen 
bewusst, nämlich denjenigen nicht, die 

Von Menschen und Menschen ...
Oder: Von „Opfern“ und „Tätern“

Oder: Von „Tätern“ und „Opfern“

Machtspiele

 und

 zerstörte Gefühle

hopo-kontrast
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vor lauter Mitleid für die „Opfer“ völlig 
verblendet sind. Wüssten sie, dass sie die 
„Täter“ (und ihr Umfeld) verletzen, dass 
sie nicht nur ihre Reputation, nicht nur ihr 
berufliches Umfeld, sondern auch die Per-
sonen und ihr privates Umfeld belasten, 
möglicherweise sogar zerstören, würden 
sie (zumindest im ersten Moment) zu-
frieden lachen. Sie haben immerhin ihr 
Ziel erreicht. Sie wollen ihre Hassobjekte 
nicht nur auf dem Boden sehen, sondern 
am Liebsten nochmals nachtreten. Erst in 
diesem Moment würden sie Genugtuung 
empfinden. (Und Stunden, Tage oder we-
nigstens Jahre später hoffentlich zumin-
dest ein schlechtes Gewissen bekommen, 
denn sonst bemitleide ich sie!)
 Dabei ist es verwunderlich zu sehen 
wie Menschen, die eigentlich vernünftig 
erscheinen, sich von Eindrücken und Ge-
fühlen (,die sie nicht auf Tatsachen über-
prüfen,) leiten, sich instrumentalisieren 
und vereinnahmen lassen. Auch ist ver-
wunderlich mit welcher Eitelkeit und mit 
wie viel Stolz das Ausführen der Intrigen, 
das Säen von Zwietracht, das (versuchte) 
Zerstören privater Beziehungen, dritten 
präsentiert werden. Neben den Idealisten, 
die wirklich glauben, dass denjenigen, die 
„benachteiligt“ wurden, Gerechtigkeit 
wiederfahren muss, und dass sie für eine 
gute Sache agieren, gibt es auch Personen, 
denen (relativ) bewusst ist, dass es meh-
rere Seiten gibt, dass man differenzieren 
muss, dass wahrscheinlich alle Beteilig-
ten zumindest eine Teilschuld haben. Die-
se sind in der Lage, mit einem Lächeln im 
Gesicht zuzugeben, dass sie teilweise Un-
recht haben, dass sie ungerecht sind und 
massivst verallgemeinern. Warum agieren 
sie dann, wie sie agieren?
 Wohin führt uns das alles? Mal schauen. 
Das hängt davon ab, wann die eine oder 

andere Gruppe aufgibt oder in der Lage 
ist, über dem Ganzen zu stehen, oder da-
von, dass wir dies nicht mehr erleben. Die 
angeschlagenen Beziehungen (Personen, 
die sich eigentlich gut leiden können, aber 
auf verschiedenen Seiten stehen,) können 
wieder gekittet werden oder sich komplett 
verlaufen. Aber eventuell tritt auch doch 
noch eine größere „Sache“ aufs Tableau, 
die dazu führt, dass Studierende, die ei-
gentlich mal grundsätzlich für die glei-
chen Ziele gearbeitet haben, sich nicht 
gegenseitig zerfleischen, sondern sich 
elementarerer Dinge annehmen. Ist es 
nicht so, dass es an der gesamten Univer-
sität – und darüber hinaus – genügend zu 
ändern und mit Elan und Engagement zu 
verwirklichen gäbe?
 Hat die Nichtbeachtung von Kants 
kategorischem Imperativ also gleich ein 
„Auge um Auge, Zahn um Zahn“ zur Fol-
ge?
Aber so sind Menschen (zu ihren Mit-
menschen) . . .

 Dieser Artikel soll ein Appell sein an 
alle, die sich hier – auf der einen oder 
anderen Seite oder aufgrund hiervon un-
abhängiger  persönlicher Erfahrungen 
– wieder finden können, zu differenzie-
ren, Menschen nicht wegen einer anderen 
Meinung zu verurteilen und mit ihnen zu 
diskutieren, indem man auch ihre Mei-
nung zulässt. 
 Hier soll niemand angegriffen, sondern 
ein (natürlich auch subjektiver) Teil eines 
Prozesses kritisch beleuchtet werden. Wer 
sich angesprochen – und möglicherweise 
sogar kritisiert fühlt –, sollte sich überle-
gen, warum. Der Name des Autors ist der Redaktion 

bekannt. Aus nachvollziehbaren Grün-
den  bleibt dieser aber ungenannt.
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der asta im Überblick

Geschäftszimmerdienst (GZD),   762-5061
Allgemeines und Auskünfte 

Mo-Fr                    10-14 Uhr
Di                              14-18 Uhr

BAföG- und Sozialberatung,  762-5062 Di                                                         16-18 Uhr
Mi + Do                                               12-18 Uhr

Servicebüro Hauptmensa,   762-5066 
Internationale Studentenausweise, 
Mitfahrgelegenheiten, Bücherbörse, Nachhilfevermittlung 

Mi                   11-17 Uhr

AusländerInnensprecherInnen  762-5063
 

Di + Do     09-11 Uhr

AusländerInnenreferentin (Rasa),   762-5064
 

Mo + Do   11-13 Uhr

Referent für Finanzen und Organisation (Markus),  762-5061
 

Di                            10-12 Uhr

Referentin für Hochschulpolitik/außen (Maren),                               762-5064   Mo    11-12 Uhr
Di                       11-14 Uhr

Referent für HoPo/Innen (Jeremy),          762-5064 Di                               11-13 Uhr
Fr       13-16 Uhr

Kassenwartin (Ela),     762-5061
 

Di                     15-17 Uhr
Mi + Fr                         11-13 Uhr

Kulturreferent (Christian),   762-5063
 

Di + Mi                    16-18 Uhr

Referentin für Pressearbeit (Ilseken),   762-5063
 

Di + Mi    16-18 Uhr

Sozialreferent (Robert),     762-5064
 

Mo + Di                        13-15 Uhr

Referent für Fachschaften (Bernd),   762-5061
 

Di                 16-18 Uhr
Mi + Do    10-13 Uhr

Referent für soziale Netzwerke und
Öffentlichkeitsarbeit (Sascha),   762-5064
 

Di + Fr                 10-14 Uhr
Mi + Do                 11-13 Uhr

Sportreferenten (Sascha & Alex)                                                        762-3801
[Achtung: Die Sportrefrenten befinden sich direkt an der Sportuni, 
Am Moritzwinkel; siehe auch: http://www.asta-hannover.de/sportreferat]

Di + Do                                         16.30 - 18 Uhr

Bachelor/Master-Beratung (Sebastian) Mo                                                        14-16 Uhr



Seite 67

Wenn ihr Termine an dieser Stelle veröffentlicht haben wollt, schickt einfach eine mail an:  pr@asta-hannover.de

November 2004

27.11.04 21:00 Heavy Metal will never die; Bei Chéz Heinz

27.11.04 21:00 Rumble at the swamp; Café Glocksee

Dezember 2004

01.12.04 19:00 Winternachtsspaß Sport + Party; Uni-Sportzentrum Moritzwinkel 6 
   (siehe auch: www.hochschulsport-hannover.de/sportreferat)

03.12.04 16:00 Diskussionsveranstaltung „Angst“ (siehe Artikel); V410 Schneiderberg 50

06.12.04 18:00 Eliteuniversitäten, Diskussion mit Michael Hartmann TU Darmstadt;
   Üstra-Remise, Goethestraße 19

07.12.04 19:00 Betrifft: Jahresrückblick 2004 mit Oskar Negt; Pavillon

09.12.04 21:00 Bau.Ing-Party; HOCHHAUS MZ, Appelstr. 9A

11.12.04 21:00 Ska Punk abend mit Wisecräcker u.a.; Bei Chéz Heinz

13.12.04 21:00 Banda Basotti; Bei Chéz Heinz

14.12.04 20:00 Zur Rolle von Frauen im deutschen Kolonialismus; Pavillon

14.12.04 19:30 Schnäppchenflohmarkt; Bei Chéz Heinz

16.12.04 21:00 Chemiker ERSIE-Party; Bei Chéz Heinz

18.12.04 21:00 And the winner is; Punkrock-Emo aus Hannover; Bei Chéz Heinz

24.12.04 23:59 Die Band von Weihnachten ( Konzert-Party ); Pavillon

24.12.04 21:00 SWAMPROOM SINGLE CLUB, X-MAS SPECIAL, Bei Chéz Heinz

24.12.04 23:50 MAKE-UP PARTY MIT DJ YVONNE; Bei Chéz Heinz

24.12.04 22:00 Reggae-Party; UJZ Korn

25.12.04 22:00 Die ultimativ letzte Schlager-Party; Bei Chéz Heinz

27.12.04 21:00 X-mas Vibes 2004; Ska-Weihnachts-Acts; Bei Chéz Heinz

30.12.04 22:00 80s New Wave und Real Brit-Pop; Bei Chéz Heinz

31.12.04 22:00 11. GROSSE WIE IMMER SILVESTER PARTY; Bei Chéz Heinz

31.12.04 23:00 Sylvesterparty der Roten Hilfe; UJZ Korn

Im Dezember werden sicherlich noch zahlreiche Weihnachtsfeiern etc. stattfinden, also 
achtet auf Aushänge oder schaut auf der Internetseite www.partymelder.de nach.

termine


